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Das war vielleicht eine Aufregung in 
der Redaktion wegen der Pressekon­
ferenz am 29. janur 1987. Unser Un­
Verantwortlicher hatte sich richtig 
fein gemacht und seinen Blaumann 
im Schrank gelassen. Auch unseren 
Lay-outer habe ich fast gar nicht 
erkannt, er hatte sich auch als 
Mensch verkleidet. 

Es wurde alles aufgeräumt und meine 
schöne Ruhe war dahin. Der Dicke 
meckerte doppelt soviel wie sonst 
und am liebsten wären wir alle aus­
gewandert. Dreimal war die Druck­
maschine defekt, und am Morgen des 
denkwürdigen Tages hatte unser 
Schwunddrucker die ersten 1000 
Hefte fertig. Dann wurden mehrere 

Wer liebt hier wen? 
Kannen Kaffee gekocht, und wir 
harrten der Dinge, die ·noch kommen 
sollten. 

Um 10.05 Uhr erschien dann der 
TAL 111, der an diesem Tage den 

Anstaltsleiter vertrat und teilte 
mit. daß der Pressesprecher 
des Senators für Justtz auch 

der Pressekonferenz 
teilnehmen "'ill. 

Na - unserem 
Dicken entglei-

sten sämtliche 
GesichtszUge, und 

er bekam fast einen 
Herzinfarkt {das liegt am 
vielen Meckern) . 

Schnell wurde die Redak­
tionsmannschaft zusammen­
geholt, und es wurde 
Kriegsrat gehalten. Der Un­

Verantwortliche war für Absage der 
ganzen Pressekonferenz, aber dann 
einigten wir uns darauf, doch die 
Presse zu empfangen. 

Die kam dann auch sehr zahlreich 
(siehe auch dazu Seite L und 5) und 
berichtete am nächsten Tag Uber das 
Ereigni'S. Mit den Presseleuten kam 
auch der Pressesprecher Volker 
Kähne. Der bekam ganz schön Feuer­
werk, und ich habe gestaunt, daß der 
gute Mann sich das alles so anhör­
te, ohne rot zu werden. Aber ich 
glaube, der Berliner Senat ist in 
dieser Beziehung allerlei gewöhnt und 
sitzt eine ganze Menge aus. 

Diesen Mann wollte ich mir nun aber 
mal genau ansehen und hoppelte auf 

ihn zu. Er beugte sich zu mir her­
unter und sagte: "Wenigstens einer, 
der mich liebt". Von wegen Liebe! 
Gerade in diesem Moment wollte ich 
ihn in die Hand zwicken, aber da 
nun alle zu mir hinsahen, habe ich 
es lieber gelassen. Dabei wollte ich 
immer mal einen Oberstaatsanwalt 
anknabbern, die sollen schön trocken 
sein, und ich liebe Knäckebrot so 
sehr. 

Aber dann habe i.ch ihm, während er 
unseren. Kaffee trank, ein wenig am 
Hosenbein geknabbert, und das hat 
mich dann doch noch erfreut. 1m 
Pressespiegel haben wir einen Aus­
schnitt aus der TAZ veröffentlicht, 
in dem von dieser Begegnung be­
richtet wird. Zum GlUck ist der 
Reporterin aber nicht aufgefallen, 
was ich da unten machte. Unser 
Zeichner hat das aber auf dem 
nebenstehenden Bild sehr gut getrof­
fen. 

Auf jeden Fall darf aber im Moment 
keine Presse in die Redaktion kom­
men. Ob das am zerfressenen Hosen­
bein liegt, weW ich nicht. Aber 
unser Senator hat ja immer schon 
von Pressefreiheit seine eigene Mei­
nung gehabt, und der Besuch seines 
Pressesprechers hat das auch sehr 
deutlich gezeigt. Aber dafür sind wir 
ja im Knast. Gewundert hat mich, daß 
ich nicht wegen Sachbeschädigung 
angezeigt worden bin. 

ln diesem Sinne 
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zum geplanten Zei tpunkt ist der Lichtblick diesmal 
erschienen, die nächste Ausgabe kommt am 4. Mai her­
aus . So sieht jedenfalls unsere Planung aus,und wenn 
unsere Druckmaschine nicht den Geist aufgibt, werden 
wir den Term.in auch halten können . Im nächsten Heft 
wird auch das Gutachten wegen der 2/J Abstellung 
korrmentiert. Wir hatten uns mit der Bitte um ein 
Interview an Prof. Eisenberg gewandt , leider hatte er 
keine Zeit dazu, und so werden wir in der April/Mai­
Ausgabe nur unseren Kommentar veröffentlichen können. 

Am Jl . OJ . 1987 fi ndet um 9. 00 Uhr im Raum I I 370 im 
Amtsgericht Tiergarten der Termin gegen den verant­
wortlichen Redakteur wegen Beleidigung statt. Wir 
hoffen bei dieser Gelegenheit beweisen zu können, daß 
es auch im Gefängnis V- Leute der Polizei gibt. Unsere 
Chancen dazu sind sehr gut ! 

Die Pressekonferenz war ein Erfolg (siehe dazu Seite 
4 und 5 J. Wenn auch Abgeordnete der CDU den Licht­
blick als staatsnegierend bezeichen , so sehen wir uns 
immer noch auf dem Boden der freihei tl i ch demokrati ­
schen Grundordnung. Noch gibt es in Deutschland die 
Pressefreiheit , auch wenn die Bayern anderer Ansicht 
sind, und solange sich unser Senator noch unser 
"Treiben" ansieht , machen wir weiter . Allerdings ste­
hen die Zeichen auf Sturm! 

Auf vier Seiten berichten wir über den Abschuss von 
dem katholischen Moabiter Anstaltsgeistlichen Pater 
Russ {Seite 6 - 9) , dem vom Leiter der Abt. Sicher­
heit der Schlüssel abgenorrmen wurde. Daß sich dann 
noch eine Gefangenenzeitung auf die Seite des Sicher­
heitsbeauftragten stellt, hat uns befremdet . wem das 
nützt, braucht man nicht zu fragen. 

Die Teilanstalt III der JVA-Tegel wird in diesem 
Heft auf den Sei ten 22, 28 und 29 kommentiert. Im 
nächsten Lichtblick werden wir einen ausführ liehen 
Bericht über diese Teilanstalt bringen, und wer noch 
Informationen für uns hat, möchte uns die bitte zu­
kommen lassen . 

Die Haftsituati on soll sich für uns Gefangene ver­
schlechtern, deshalb haben wir auf den Seiten 12 und 
lJ einige Informationen zusammengetragen. Wenn die 
CDU/CSU mit i hren Vorschlägen durchkommt , dann ade 
"humaner Strafvollzug" . Jetzt zeigt es sich, daß die 
großen Parteien am Strafvollzug gar nicht interes­
siert ~ind. Gefangene sind aber auch Bürger und 
Wähler ! 

Wir suchen immer noch zwei Redakteure. Wer also Lust 
hat,auf einen geregelten Feierabend zu verzichten und 
mit beiden Beinen i ns "Fettnäpfchen" zu treten, ist 
uns herzlich willkommen . Bewerbungen bi tte an die Re­
daktionsgemeinschaft ri chten. 
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2 0 0. Lichtblick 
Oie 200. Ausgabe des Lichtblicks hat 
unsere Nerven arg strapaziert. Am 
Freitagnachmittag wollten wir mit 
dem Druck beginnen, und die Druck­
maschine ratterte los. Plötzlich kam 
seitlich aus der Maschine Qualm, und 
unser Drucker schaltete schnell ab. 
Was war geschehen? Ein Lager der 
hinteren Verreiberwalze hatte seinen 
Geist aufgegeben und war festge­
fressen. Dabei war auch gleich noch 
die Welle angegriffen "'orden,und nun 
war beides defekt. 

Ein Anruf bei der Firma Rotaprint 
ergab, dieses Teil ist nicht in Berlin 
und muß unter Umständen auch ange­
fertigt werden. Aus - war unser 
Gedanke, denn so etwas kann unter 
Umständen bis zu 6 \.Jochen dauern. 
Der Vollzugsleiter wurde informiert 
und es wurde Kriegsrat gehalten, 
was getan werden kann. 

Schließlich fragten wir den Meister 
der Ausbildungswerkstatt Metall um 
Rat, und der sah sich das Teil an 
und entschied, das fertigen wir an. 
Gesagt - getan, am ~lontagmorgen 
wurde mit der Arbeit begonnen und 
zum Feierabend war das Teil wieder 
in Ordnung. Allerdings hat ein Mit­
gefangener seine Mittagspause ge­
opfert, damit die \'lelle nachgedreht 
werden konnte. An dieser Stelle noch 
einmal allen Beteiligten herzlichen 
Dank, denn ohne die schnelle Hilfe 
wäre die 200. Ausgabe nicht 
erschienen. Pressekonferenz beun Llchtblick 

(Die Tageszeitung vom 30.01.1987) 

Schlechter Ruf wirktlange nach 
200. Ausgabe der Tegeler Gefangenenzeitschrift 'Lichtblick' -Zum Jubiläum Ermittlungsverfahren 

DaßseineTeilnahmeanderPres· 
selconferenz des Gefangenen­

blatts •Lichtblick· ginzlicb uner· 
wünscht sei, hätte man dem Spre­
cher des Justizsenators gestern 
nicht deutlicher aagen können. 
Doch der uoeingeladeoe Volker 
Kähne zwingte sich lcururband in 
die hinte"'e Ecke der kleineo Zelle 
und blieb: Bei Veranstaltungen im 
Justizbereich müsse ein Vertreter 
der Behörde anwesend sein, er­
kläneer. DaßdiePressekonfe~ 
der Moabiter Gefangeoeoz.eirung 
'Blitzlicht' voreinemknappen Jahr 
uobeaufsichtigt geblieben war. 
habe nur daran gelegen, daß er sie 
·scblicbt und ergreifend oicbt mit­
bekommen habe•. 

Der Anlaß für die Konferenz: 
Die200. Ausgabedes'Lichtblitk', 
derseitl968vooGefangenenioTe· 

4 'der lichthlick' 

gel mit einer inzwischen auf 4800 
EJtemplareangewachsenenmonat­
lichen Ausgabe lrostenlos - aus 
Landesmitteln ( l986 waren es 29. 
667 Mark) und Spenden fllWllien 
- in alle bundesrepublikanischen 
Knästegeschicktwird. UmdieBe­
richterstattungdes 'Lichtblick· gab 
es im Verlaufe der Jahre schon 
manchheftigen Konflikt. Derletzte 
beganoimNovember 1984, alsder 
damalige verantwortliche Redale. 
teur, Horst Wanher, von der An· 
staltsleitung abgesägt und durch 
einen anderen Gefangenen unter 
Umgehung des Redaktioosstaruts 
ersetzt wurde. Wanher hatte dem 
Blatt im Verlaufeseinerzweijähri­
gen Tätigkeit zu einem kritischen, 
unabhängigen Profil verholfen. 
Seine Nachfolger gerieten in den 
Geruch der Anstaltskonformität. 
weshalbcinigeGefangeneundUn-

terstützer die Gegenzeirung 
• Durchblick' ins Leben riefen. 
Manche Ausgabe des 'Durch· 
blick', der sich darauf beruft, alle 
eingehendenAnikel unzensienab­
~udrucken, - er wird extern er­
stellt und kostenlos versandt -
wurde von den Anstalten nicht an 
die Gefangengen ausgeliefen. Der 
·Durchblick' will erst dann nicht 
mehr erscheinen, wennsich die 
Forderung der Macher auf Unzen­
sienheit des 'Lichtblick' in Form 
eines eJtterncn Presserates und der 
strikten Einhalrung des Redak­
tionsstatuts konkrelisien hat. 

Seit August 1984 ist Michael 
Gähn« - der eine langjährige 
Freiheitsstrafe verbüßt - verant· 
wonlicher Redakteur des ·Licht· 
blick·. Gähnerbestritt die gestrige 
Pressekonferenz fast allem. der 
Kollege an seiner Seite sei .Immer 

schweigsam•. sagte er. Gähnerer­
zählte von seinen Bemühungen. 
den Ruflosz.uwerden. ein anstalts· 
konformes Blan zu machen. Er 
glaubt, daß diese Stimmen jedoch 
inzwischen weitgehend . •ver· 
stummt• seien: •Wer den 'Licht· 
blick ·liest, kerun unsere Stellung•. 
Dies beweiseauchdas Ermittlungs­
verfahren der Staatsanwaltschaft 
wegeneinesArtikelsinderNovem· 
berausgabedes 'Lichtblick' (•Be­
amter des Monats•) gegen drei Ge· 
fangene wegen Beleidigung: Ge· 
gen Gähner als verantwonlichen 
Redakteur. den Karriakturistendes 
'Lichtblick' sowie den Autor des 
AJtikels. Peter Feraru. 

·Man kanndoch nicht jeden. der 
kein Kommunist ist. der aus dem 
bürgerlichen Lager kommt, al~nn· 
stallskonform bezeichnen•. Gäh· 
ner ~ ill eine Gefangenzeitung ma· 

chen, keine •politische• wie das 
Moabiter Blitzlicht. Deshalbarbei­
tete man mit •jedem• der etwas für 
die Belan~eder Gefangenen unter· 
nehme, :tus:~mmen. •Die einzige 
Panei. die was rut. ist die AL•. Er 
hält nichts von einem externen 
Presserat. schließlich habe der des 
'Blitzlicht' beim Verbot der Zei­
rung •nichts bewerkstelligt•. Gäh­
ner erkläne sich Angriffe des 
·Durchblick' wie,er sei-einAgent 
des Senators filr Justiz•, auf seine 
An: Esset eben ·Pech. der Bruder 
des Ranghöchsten des BDK (Bun­
des Deutscher Kriminalbeamter d. 
Red.) zu sein•. Angesichts dieses 
Hintergrunds erwies Kähne der 
Zeirung mtt seinem Erscheinen 
einen Bärendienst. •Hßne ich da~ 
vorher gewußt. hätte ichdie Konfe· 
renz abgeblasen.• machte Gähnet 
klar. Pluronia Plarr~ 



Pressekonferenz 
Zum Donnerstag war eine Pressekon­
ferenz angesagt, und so mußten wir 
bis zu diesem Zeitpunkt zuminde­
stens 1000 Exemplare fertig haben, 
denn wir wollten bei der Konferenz 
die ersten Lichtblicke verteilen und 
gleichzeitig die Gefangenen in Tegel 
mit der 200. Ausgabe beliefert ha­
ben. Das hat dann auch geklappt. 
Am Mittwochnachmittag war der 
Druck fertig und wurde bis zum 
Abend zusammengelegt. 

Auf der einen Seite wollten wir die 
Pressekonferenz absagen, aber auf 
der anderen Seite waren die Repor­
ter ja schon unterwegs und bei einer 
Absage sicherlich sauer gewesen. 
Also sind wir übereingekommen, die 
Reporter über den uneingeladenen 
Besuch zu informieren und die 
Konferenz wie geplant ablaufen zu 
lassen. 

(Der Tagesspiegel vom 30.01.1987} 

Ein Blatt "zwischen Baum und Borke" 
200. Ausgabe der Gefangenenzeitung .,Lichtbllcku erscheint am Montag 

Der Bundespräsident zählt ebenso zu ihren 
Abonnenten wie der Regierende Bürgermeister 
Diepgen, mehrere Bundestagsabgeordnete und 
Mitglieder des Berliner Abgeordnetenhauses: 
die Gefangenenzeitung .Lichtblick', die seit 1968 
in de.r Justizvollzugsanstalt Tegel erscheint und 
am Montag ihre 200. Ausgabe veröflentlicht. 
Sie kommt zehnmal im Jahr heraus, hat 
mittlerweile eine Auflage von 5200 Stück und 
wird auch außerhalb Berlins in Einzelexempla­
ren in fast alle bundesdeutschen Vollzugs­
anstalten versandt. Der Bezug ist unentgeltlich, 
die Zeitung lebt von Haushaltsmitteln und 
Spenden. 

.Immer zwischen Baum und Borke', fühlt sieb 
der verantwortliche Redakteur, Michael Gäb­
ner, der seit knapp zwei Jahren zur R~aktion 
zählt. lnlonnationen erhalten er und seine drei 
Redaktionskollegen sowohl von Mithäftlingen 
als auch von Vollzugsbeamten - immer unter 
dem Mantel der Verschwiegenheit. Kritik von 
der einen Seite (,.zu anstaltskonfonnj muß er 
sich ebenso anhören wie Schelte von der 
anderen Seite. So erhielt er Ende vergangeneo 
Jahres vom Justizsenator ein Schreiben mit der 
Aulforderung, im .Lichtblick" nicht die Verhält­
nisse in westdeutschen Gefängnissen anzupran­
gern, sondern sieb aul Berliner Themen zu 
beschränken. 

Zum Thema gemacht v.ird alles, was die 
Gefangenen interessieren könnte, von Artikeln 

Am Donnerstagvormittag waren wir in 
der Redaktion und verteilten den 
Lichtblick in die einzelnen Häuser. 
Die Druckmaschine lief auf vollen 
Touren, denn bis zum Freitagabend 
mußten die restlichen ~200 Exem­
plare fertig werden. 

Um 10.05 Uhr erschien als Stellver­
treter des Anstaltsleiters der Haus­
leiter lli, Herr Müller, und teilte uns 
mit, der Pressesprecher des Senators 
für Justiz '"ollte auch an der Presse­
konferenz teilnehmen. Dieses lehnten 
wir mit der Begründung ab, daß wir 
ja mit dem Pressesprecher nichts zu 
tun hätten. Aber da der gute Mann 
schon auf dem Wege zu uns war und 
der Hausleiter lll unsere Vorhalte 
nicht verstehen konnte oder wollte, 
war guter Rat teuer. 

Wir haben uns dann zusammengesetzt 
und in Ruhe überlegt was wir tun. 

über Problerne in der Haftanstalt bis zu Kleinen 
Anfragen aus dem Abgeordnetenhaus .• Kom­
mentiert wird alles, was mit Vollzug zu tun hat•, 
sagt der verantwortliche Redakteur. Der .Licht­
blick" erscheint unzensiert in Eigenregie, nie­
mand von der Anstaltsleitung erfährt vor der 
Veröffentlichung, was darinsteht 

Im Bundesgebiet scheint die Zeitung beson­
ders beliebt zu sein. ln einem Straubinger 
Gefängnis soll es regelrechte Namenslisten 
geben, nach der die Zeitung von Häftling zu 
Häftling weitergereicht wird. Allerdings gibt es 
gerade im Bundesgebiet auch Probleme, die 
man in Berlin bisher nicht kennt. Unerwünschte . 
Artikel werden von AnstaJtsleitungen ge­
schwärzt oder gestrichen, teilweise gelangen 
die Exemplare gar nicht an den Empfänger, 
sondern werden zurückgehalten .• Dagegen weh­
ren wir uns jetzt', sagt Gähner, ,zur Not werden 
die Fälle bis vor die Strafvollstreckungskammer 
getragen.' 

Probleme bat der .Lichtblick" nun auch in 
seiner Heimatstadt. Ein Artikel in der Novem­
berausgabe veranlaßte den Justizsenator - wie 
bereits gemeldet - dazu, Strafantrag wegen des 
Verdachts der Beleidigung eines Vollzugsbeam­
ten zu stellen. Eine Beleidigung mag Gähner 
jedoch in den Artikel nicht erkennen. Dessen 
Autor ist inzwischen. wie von Justizsprecher 
Kähne zu erfahren war, von Düppel nach 
Plötzensee verlegt worden. dJw 

Mit den Reportern der Berliner 
Tagespresse erschien dann auch der 
Pressesprecher des Senators für 
Justiz, Volker Kähne . Alle Anwesen­
den wurden herzlich begrüßt, und es 
wurde noch einmal ausdrücklich dar­
auf hingewiesen, daß der Pressespre­
cher nicht eingeladen wurde, und wir 
es begrüßen würden, wenn wir ohne 
ihn mit der Presse sprechen könn­
ten. Seine Erwiderung, daß er immer 
bei solchen Pressekonferenzen dabei 
wäre, befriedigte uns nicht. 

Auch die Frage der taz-Reporterin. 
warum er denn nicht gehen würde, es 
wäre ihm doch eindringlich klar ge­
macht worden er sei unerv1ünscht, 
konnte ihn nicht schrecken. Um der 
Wahrheit die Ehre zu geben, muß man 
auch sagen, daß er nur zugehört 
und außer einigen Sätzen nichts ge­
sagt hat. Auf Seite 2 hat ja Hoppel­
ehen schon über seine Erlebnisse mit 

dem Pressesprecher berichtet und die 
taz- Berichterstattung bekräftigt. 

\Yir haben einige Presseberichte in 
diesem Heft nachgedruckt , und ein 
Foto von der Pressekonferenz zeigen 
wir auch . Die Resonanz war er freu­
lich , und bis auf BILD und BZ haben 
alle Berliner Tageszeitungen über das 
Jubiläum berichtet . 

Gestaunt haben alle über unsere alte 
Druckmaschine, es ist auch erstaun­
lich, daß sie immer wieder zum Lau­
fen gebracht wird. Es ist aber abzu­
sehen, daß sie über kurz oder lang 
völlig den Geist aufgeben "rird , und 
was dann werden soll , wissen wir 
noch nicht. Eine neue Maschine kön­
nen wir uns na türlieh nicht leisten, 
und eine günstige gebrauchte ist für 
uns auch unerschwinglich. Wir haben 
immer noch die Hoffnung, daß wir 
mal von einer Druckerei eine nicht 
mehr benötigte A3 Maschine gespen­
det bekommen. Vielleicht ist unter 
unseren Lesern jemand, der uns da 
behilflich sein kann. 

Wir suchen auch immer noch Mit­
arbeiter für die Redaktion. Die Ar­
beit ist nicht leicht, aber wer in 
der Rechtschreibung et\.,ras bewandert 
ist und einige Schreibmaschinen­
kenntnisse hat, sollte sich überlegen, 
ob er sich nicht bewerben will. \vir 
haben noch mindestens zwei freie 
Redakteurste llen. 

Bemerkenswert fanden die Vertreter 
der Presse auch, daß der Lichtblick 
von Hand zusanunengelegt wird. Das 
heißt ja, daß jede einzelne Seite 
in die Hand genommen wird und auch 
von Hand zusammengeheft et ist. Das 
sind dann immer drei ans trengende 
Tage , wenn unsere Zeitung fertig ist . 
10 Mann laufen dann um einen langen 
Tisch herum , und am dritte n Tag 
werden dann 2600 Hefte in Versand­
taschen gesteckt. Danach sind wir 
alle geschafft. 

Die Pressekonferenz dauerte · zwei 
Stunden, und wir hatten den Eindruck, 
daß unsere Probleme verstanden wur­
den. Der Artikel in der Morgenpost 
hatte schon Erfolg, uns wurde eine 
Druckmaschine als Geschenk angebo­
ten. Aber da es eine A4 Druckma­
schine war, kam sie für uns nicht in 
Betracht. Schade! 

Inzwischen ist nun schon wieder die 
201. Ausgabe fast fertig, und der 
Stress erreicht ungeahnte Höhepunk­
te, aber das gehört glaube ich zum 
Zeitungsmachen dazu. 

-gäh-
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Vom Kirchenlicht 
So soll der Pater sich an Geldspen­
den, die fi.lr Gefangene gedacht 
waren, bereichert und sich nur um 
prominente, wohlhabende Gefangene 
gekümmert haben. Außerdem hätte er 
fUr die Staatsanwaltschaft und für 
das Gericht Spitzeldienste geletstet 
und sich das Vertrauen der Gefan­
genen erschlichen. Das Blitzlicht 
vergaß nicht darauf hinzuweisen, daß 
sie nur Angatsen veröffentlicht 
hätten, die von mtndestens zwei 
Zeugen bestätigt worden seien. 

Für uns war die FC'age nun, ob wir 
auf diesen Artikel noch einmal etwas 
unternehmen. Eigentlich hatten wir 
erwartet, daß die ÖffentlichkeH s1ch 
viel stärker mit den Vorwtirfen gegen 
den Pater beschäftigt. Aber nichts 
dergleichen geschah, und auch der 
Senator fUr Justiz breitet den Mantel 
des Schweigens über diese Angele­
genheit. So blieb uns nichts anderes 
Ubrig, als noch ei.nmal ausführlich 
über den ganzen Vorfall zu 
berichten, um zu versuchen, die 
Htntergründe aufzudecken. 

lm Blitzlicht wird behauptet, daß die 
Vollzugsleiterin bereits seit Monaten 
über das Treiben des Paters durch 
einen Gefangenen informiert wurde. 
Außerdem hat dieser Gefangene, und 
das ist erwiesen, dem Leiter der 
Abteilung Sich~rheit in Moabit als 
Informant gedient. Erstaunlich war 
fur uns allerdings die Tatsache, daß 
offensichtlich sowohl das Blitzlicht 
wie auch der Leiter der Abteilung 
Sicherheit denselben lnformanten 
hatten. Wenn das nicht so traurig 
wäre, müßte man laut darüber lachen. 

Auf jeden Fall zeigt aber die Tat­
sache, daß sich Beamte der Justiz 
über Monate hinaus eines Gefange­
nen als Informanten bedienen, wie 
schäbig das alles doch ist. Sicherheit 
und Ordnung greift jetzt schon in die 
seelsorgerische Betreuung der Gefan­
genen. Das ist etwas, das es nicht 
einmal in den Zeiten des Dritten 
Reiches gab. Oie Widerstandskämpfer 
sind durch die Pfarrer beider Kon­
fessionen getröstet worden, und 
Pfarrer beider Konfessionen haben 
Kassiber an die Angehörigen weiter­
gegeben. Dem Pater Lichtenberg, der 
auch in Tegel einsaß, wurde von dem 
damaligen Anstaltsgeistlichen l9LL 
durch Einschmuggeln einiger Gegen­
stände die Möglichkeit gegeben, die 
Heilige Messe zu lesen. Dieses wird 
in einem Buch über Pater Lichtenberg 
ausdrücklich gewürdigt; war doch der 
Anstaltsgeistliche ein evangelischer 
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Unter diesem Titel will der Jesuitenpater Ruß seine Er in­
herungen, an denen er im Moment gerade schreibt, veröffent­
lichen. Sicherlich werden sich die Leser noch erinnern: in 
der vorigen Ausgabe hatten wir das Wirken dieses Man ne s für 
den Berliner S t rafvollzug gewürdigt . Wenige Ta ge na chdem 
der Lichtblick erschien, kam auch die Gefangene nzeitung der 
Justizvollzugsanstalt Moabit, das "Blitzlicht", heraus und 
erhob gegen den Pater schwere Vorwürfe. Am 16 . 2.1987 ver­
öffentlichte die "taz" ein en Artikel, der s i ch mit de n Vor­
würfen, die im Blitzlicht erhoben worden sind, be f aßte . 

Amtsbruder. Zu allen Zeiten haben 
die Seelsorger den Gefangenen Tabak 
und Kaffee gegeben. Wenn jemand 
verhaftet wird, hat er in den wenig­
sten raUen Tabak und Kaffee für die 
erste Zeit bei sich. 

Sicherheit und Ordnung regiert in der 
] ustizvollzugsanstalt Moabit alles. 
Der Leiter der Abteilung Sicherheit, 
Regierungsdirektor Astra.th, möchte 
uber alles und jedes informiert sein, 
was in diesem Gefängnis vor sich 
geht. Bislang war es ihm nicht mög­
lich zu verhindern, daß die Pfarrer 
fUr Gefangene Besorgungen erledigten, 
und auch e1nmal durch diese Besor­
gungen gegen die Hausordnung ver­
stießen. 

verhinderte er, daß der als Empfän­
ger vorgesehene Gefangene diese 
Päckchen bekam. Als er feststellte, 
daß sich in einem dieser Tabakpa­
kete eme unerlaubte Einlage befand, 
infonnierte er die Vollzugsleiterin. 
Der Leiter der Sicherheit erstattete 
dann wenig später eine Strafanzeige. 
Bei der Gerichtsverhandlung, die sich 
dieser Anzeige anschloß, IN'Ul'Qe der 
Pfarrer - nach 18 Monaten Ungewiß­
he'it - zu einer Geldstrafe verurteilt. 

Selbst der Richter war der Meinung, 
der Pfarrer hätte das Haschisch lie­
ber wegwerfen sollen, und das hätte 
auch sicherlich in diesem raUe viel 
Ärger erspart. 

Als nächster an der Reihe ist nun 
lm April 1985 erwischte es Pfarrer der 72jährige Jesuitenpater Günther 
KUhnle. Wie wir seinerzeit darüber Ruß von dem Leiter der Sicherheit in 
berichteten, hatte er unwissentlich Moabit aufs Visier genommen worden. 
mittels eines Tabakpäckchens Dieser Pater ließ sich nicht die 
Haschisch in die Anstalt eingebracht. Butter vom Brot nehmen und köm-
Durch Vertauschen der Tabakpakete merte sich sehr rührig und ohne 

(Die Tageszeittmg vom 25.02.1987) 

Wenn man im Mist stochert ... 
Die Hintergrande der Abberufung eines katholischen Seelsorgers aus der Haftanstalt Moabit 
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zum Armleuchter 
Ansehen der Person um jeden Gefan­
genen. der ihn um Hilfe bat. Die 
Vorwurfe des Blitzlichtes sind völltg 
unzutreffend, wie uns eine Vielzahl 
von Leserzuschriften und Berichten 
von Gefangenen bewiesen haben 
(siehe dazu auch Leserbriefe Seite 
16 und 19). Die versteckte Andeu­
tung, daß der ·Pater mlt Stolz Offi­
zier war, entspricht auch nicht den 
Tatsachen. Obwohl der Pater Abitur 
hatte und fast fertiger Lehrer war, 
diente er bis Kriegsende als Mann­
schaftsdienstgrad. Über den Rang 
eines Feldwebels ist er nie hinaus­
gekommen. 

Ende 1945 war Gunther Ruß zum 
Priester geweiht worden. l9t.6 wurden 
hunderHausende Deutscher Kriegs­
gefangener von den Amerikanern ent­
lassen und erneut in Frankreich in 
Kriegsgefangenschaft genommen. Um 
diese Soldaten zu betreuen, meldeten 
sich flinf Jesuiten unter ihnen 
auch Pater Ruß - freiwillig in die 
französische Kriegsgefangenschaft. 
S1e dauerte fast zwei Jahre. Es 
gehört wohl eine große Kraft und 
ein starker Glauben dazu, sich fr-ei­
willig in Kriegsgefangenschaft zu 
begeben. 

vorstaodes - in den jugendstrafvoll­
zug. Aus dieser Zeit kennen ihn viele 
Gefangene und wissen, was er für die 
JUngen Gefangenen getan hat. 1980 
wechselte er m dte Untersuchungs­
haftanstalt ~loablt, weil er, wie er 
meinte, einem JÜngeren Priester das 
Feld räumen wollte. 

Diesem Mann, der DM L.OO,-- im 
Monat Taschengeld bekommt, wird nun 

Von 1950 bis zum Jahre 1972 war von Gefangenen vorgewoden, er 
Pater Ruß dann als Lehrer an einem hätte sich unkorrekt verhalten. Nach 
katholischen Gymnasium tätig und großen Schwi.engkeuen konnten wir 
ging dann - auf Bitte seines Ordens- mit ihm ein Gespräch führen, das wtr 

(Oie Tageszeitung vom 16.02.1987) 

Nur für prominente 
Gefangene da 

Moabiter Gefangenenzeitschrift kritisiert Haftpfarrer 

Die Seelsorge in den Haftanstal· 
ten wird in der oeuesten Aus· 

gabeder MoabiterGefangenenzei· 
tung 'Blitzlicht' massiv ltritisien. 
Die RoUe, die Geistliche, egal wel· 
eher Konfession, zu spielen hätten 
und die sie tatsäeblieb spielten. sei 
widersprüchlich und undurch­
schaubar, heißt es. Seelsorger de­
gradienen sich häufig zur rechten 
Hand von Anstaltsleitungen und 
Staatsanwälten, indemsieden see· 
lischen Zustand der Gefangenen 
dazu ausnutzten, etwas zu erfahren 
und weiterzugeben. Selten seien 
Seelsorger auf seiten de.r Gefange­
nen zu fl.llden. Kritisien wird fer­
ner, daß die Betreuung von Gefan­
genendurch MitarbeiterderKirche 
•manchmalauchnacbderDickeder 
Brieftasche• erfolge. 

ln dem gleichen Anikel werfen 

Gefangene dem katholischen An· 
staltsseelsorger und Jesuitenpater 
GünterRuß(72)vor,sichvomehm­
licb um prominenteGefangene ,.,;e 
Garski, Antes und Herrmann ge­
künunert und sie während ihrer 
Haft vor allem mit Lebensmitteln 
und Tabak versorgt zu haben. Da­
gegen hänen Gefangene mit gerin­
gen finanziellen Möglichkeiten oft 
vergeblich auf seelsorgerische Ge­
spräche gewartet. Sogenannte Vor­
melder dieser Gefangenen seien 
u.a. im Reißwolf ve~hwunden. 

Vorgeworfen w1rd Ruß außer­
dem, eingegangene Spenden zu­
gunsten der Gefangenenarbeit un­
korrek1 verbucht zu haben. Auch 
Gefangene seien von Ruß betrogen 
worden, weil er von 1 hncn bestellte 
Waren nichtkorrekt abrechnete, so 
daß diese sich ilber den Seeborger 

beim Sicherheitsbeauftragten der 
Anstalt beschwenen. 

Ruß. wie auch sein Seelsorge­
helfer hauen in der Woche vor 
Weihnachten vom SicherheitSbe· 
auftragten Hausverbot eneilt be· 
kommen. Die Anstaltsleitung 
habe, dem 'Blitzlicht' zufolge, 
•Ruß solange gewähren lassen, bis 
Antes entlassen worden war•. Bis 
heutesei es ihr gelungen, die Ange· 
legenheit zu verruschen, aufKosten 
der Gefangenen, die schärfere Si· 
cherbeitsmaßnahmen und erheb­
liche Nachtelle über sich ergehen 
lassen müßten. 

Der SicherheitSbeauftragte so­
wie jluch der Jus1i7,presse..~precher 
teilten auf Anfrage des Evangeli­
schen Pressedienstes (epd) mit, 
Ruß hiiue ~emcn Dienst selbst und 
au~ Altcrsgrilnden quiuien. tpd 

auf den nachfolgenden Setten veröf­
fentlicht haben. 

Wir finden es beschämend, daß sich 
eine Gefangenenzeitung (vielleicht 
unwissentlich) anschieben laßt und im 
nachhinein das Verhalten des 
Sicherheitsbeauftragten rechtfertigt. 
Genauso beschämend ist für uns, daß 
die vorgesetzte Dienststelle dem 
Pater keine Rückendeckung gibt, son­
dern im Interesse einer guten 
Zusammenarbeit mit dem Senator für 
Justiz alles unter den Teppich 
kehrt. ln diesem Artikel des Blitz­
hchts sind Straftatbestände als Tat­
sachen behauptet worden. \~enn sie 
nicht zutreffen, erfüllen sie den 
Tatbestand der Beleidigung. 

Die Vollzugsleiterin erklärte auf 
telefonische Anfrage, daß sie den 
Artikel vor Erscheinen gelesen hat. 
Es erstaunt uns sehr, daß diese Frau 
als Jurist diesen Artikel ohne Bean­
standungen durchgehen läßt. Für die 
Zeichnung in der November-Ausgabe 
wurde der Lichtblick vom Senator für 
Justiz angezeigt. Die Angelegenheit 
Blitzlicht wird totgeschwiegen. 
Sicherlich war dieser Artikel, der das 
Vorgehen des Sicherheitschefs recht­
fertigt und im nachhinein die Vor­
würfe bestätigt, der Anstaltsleitung 
in Moabit angenehm. 

Inzwischen darf Pater Ruß keine 
Erklärungen mehr über diese Vorwürfe 
abgeben. Man versucht durch Tot­
sch\veigen. Gras über d1e Sache 
wachsen zu lassen. Vielleicht sollten 
sich die hohen Herren der kathoh­
schen Kirche wieder einmal auf d1e 
Bibel besinnen; in ihr steht: 

Was ihr dem Geringsten meiner BrUder 
antut, tut ihr mir an. -gäh-
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D A S 

libli: Pdt~r Hut\ , SI~ sind J•• nun 
ntdll m~hr tn Modbll lällg. Uns ist 
z~• ~'hr<'n g~k..:>mmen . d.1 1~ lhr N .. u.:h­
r,~lger. P.Her Camtllus. mit Ihrer 
Ablösung etwas zu tun hat und in 
dteser Sd..:he eine zwiehchrige Rolle 
sptelr. Konnen Ste uns das bestä­
tigen? 

Pater Ruß: Darüber kann ich letder 
nichts sagen. Sie "'erden verstehen, 
daß ich geg~n memen Mitbruder 
nichts sagen möchte, was für ihn 
nachteilig wäre. 

libli: ihnen wtrd in emem Artikel des 
Blitzlichtes vorgeworfen. Sie hatten 
Geld für steh verwendet, bzw. nicht 
für Zwecke, für die es gespendet 
wurde. 

Pater Ruß: Diese Behauptung ist 
gelogen. Ich kann von meinem Gewis­
sen her sagen. daß ich mchts 
Unrechtes getan habe. 

libli: Dem Blitzlicht zufolge haben 
Sie in einer Predigt flir das Apart­
heid- Regime in SUdafrika gesprochen. 
\\lir haben natürlich Erkundtgungen 
eingezogen und auch erfahren, was 
Sie wirklich in dieser Predigt gesagt 
haben. Es ist ja nicht so, wie es 
Ihnen von den Blitzlicht-Leuten 
unterstellt wird. \llar einer von den 
BlitzLicht-Redakteuren bei der 
Predigt anwesend? 

Pater Ruß: Das kann ich nicht sagen, 
weil ich die Leute mcht kenne, die 
in der Redaktion sind. Man muß hier 
klar unterscheiden, was ich in der 
Predigt gesagt habe und was ich 
nachher in einer Unterhaltung, in 
einem Gespräch, in einem klemen 
Kreis von Meßdienern, als Frage 
aufgestellt habe: nämlich wie sollen 
wir die Lage in Südafrika nach 
meiner Sicht beurteilen. Sicher ist 
vieles anders, als in den Massen­
medien darüber geschrieben wird. 

libli: Unterschwellig kann man aus 
dem Artikel im Blitzlicht heraus­
lesen, daß Sie irgendwelche sexuel­
len Ambitionen gegenüber Gefangenen 
gehabt haben . lst irgendetwas an 
solchen Vorwürfen dran? 

Pater Ruß: Nein. 

libli: Auf Nachfrage wurde uns er­
klärt, daß das auch ntcht gegen Sie 
geht, sondern gegen einen Amts­
bruder von einer anderen Konfession . 
Ln dem Artikel liest es siCh jedoch 
so, als wenn es Sie betrifft. Sind Sie 
durch diese VorwUrfe verletzt? 
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A K T U E L L E I N T E R V I E W 

Gesprächm 
Pater Ruß: Ich finde es unglaul>ltch, 
infam und verletzend. E.me allgcmetne 
f.,rmulierung. die man - im Zusam­
r.1enhang mn den Vorwurfen - gegen 
mich beziehen könnte. 

libli: ln etnem Artikel in der 'taz' 
und 1n der '1\'ahrhett' tst behauptet 
worden, Sie wären die rechte Hand 
von Anstaltsletter und Staatsanwalt­
schaft und würden fl.lr dtese Leute 
Zuträger spielen. Ste smd mir per­
sonlich bekannt. lch wetß. daß es 
nicht so ist. \Vollen Sie dazu etwas 
sagen? 

Pater Ruß: Ich habe oft Richter 
und Staatsam•älte aufgesucht, Kon­
takt gesucht, um mtch für andere 
einzusetzen. lch bin jedes ~Ia! fUr 
die Gefangenen oestens beraten und 
betreut worden. Als Zuträger wurde 
ich mich schämen nur den 
Gedanken daran zu haben. 

libli: Es wtrd auch behauptet, Ste 
hätten dte Famtlie Garski schon vor 
der Verhaftung von Herrn Garski 
gekannt. Ich weiß, daß dem nicht so 
ist. lch wetß auch. "'er Ste mit dem 
Mann bekanntgemacht, bzw. auf ihn 
hingewiesen hat. Dennoch frage tch 
Sie Jetzt : Kannten Sie die Familie 
von Herrn Garski vor seiner Verhaf­
tung? 

Pater Ruß: Nein. lch kannte nur den 
Namen aus der Zeitung. 

libli: Ein welterer Vorwurf in dtesem 
Zusammenhang tst der, daß Ste sich 
mit der 'Baumaffia' besonders befas-
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scn. Sind Ihnen ulle Numen bekannt, 
die tm Ulitzhcht-Artikel genannt 
wurden? 

Pater Ruß: Zum Beispiel den Namen 
Kaiser habe tch da zum ersten Male 
gehon. 

libli: Er war auch nie bei lhnen in 
der Sprechstunde? 

Pater Ruß: Nem, niemals. 

libli: Haben S1e - wie ebenfalls be-
hauptet wird - einem Gefangenen, 
'nachweislich', gegen Barzahlung 
einen neuen Arbeitsplatz besorgt? 

Pater Ruß: Nein. Auch wenn es heißt 
nachweislich, 1ch kann r:Uch nicht 
daran erinnern und leide auch nicht 
unter Gedächtnisschwund. Es ist ein­
fach nicht zutreffend. 

libli: Zwei Gefangene sollen sich 
übervorteilt geflihlt haben, die lhnen 
angeblich Geld gegeben und Ware fUr 
drei- bis vierhundert D-~1ark be­
stellt . aber nur für zwe1- bis drei­
hundert D- Mark erhalten haben? 

Pater Ruß: ln beiden Fällen - der 
eine war in der Lehrter Straße, der 
andere im Haus ll - trat eme Verzö­
gerung in der Auslieferung ein, weil 
ich im Urlaub und der Herr Katzig in 
einer anderen Angelegenheit unter­
wegs war. Diese Verzögerung betrug 
ca. zwei bis drei \\lochen. Mtttler­
weile ist alles längst geklärt . 

libli: lst das alles lange vor dem 
Artikel im Blitzlicht geklärt worden? 

Pater Ruß: Ja. 

libli: 1st es zutreffend. daß lhnen 
aus lhrem Schreibtisch persönliche 
Notizen entwendet und an den Leiter 
der Sicherheit übergeben worden 
sind? 
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LI Pater Ruß - im Beisein von Pa ter Camillus ·­
gesagt hät, er wolle die Weihnachts­
beutel - 450 an der Zahl -, die die 
Pfarrämter an die unbemittelten 
Gefangenen zu Weihnachten zu ver­
teilen hatten, kontrollieren. jetzt 
würde die Zeit nicht mehr reichen, 
aber im nächsten Jahr würden alle 
kontrolliert. lch sehe darin eine 
erhebliche Einschränkung unserer 
Tätigkeit . 

Pater Ruß: Ja. Eines Tages hatte ich 
bei meinem Weggang, als i.ch in Eile 
war, meinen Notizzettel mit wichti­
gen Hinweisen, was ich noch an die­
sem und dem nächsten Tage zu erle­
digen habe und einen Zettel mit 
sechzig bis achtzig Telefonnummern, 
die ich noch anzurufen hatte, auf 
dem Schreibtisch vergessen . lch habe 
nachher den Herrn Hoppe im katholi­
schen Pfarramt angerufen, der diese 
Zettel auch fand und in mein erstes 
Schreibtischschubfach oben links hin­
einlegte . Als ich am nächsten Tag in 
die Anstalt kam, um diese Zettel an 
mich zu nehmen, waren sie ver­
schwunden. Herr Hoppe suchte mit mir 
zusammen das ganze Fach durch und 
fanden sie nicht. 

Wie groß waren meine Betroffenheit 
und mein Erstaunen, als ich drei 
Tage später diese Privatnotizen - mit 
meinen persönlichen Telefonnummern 
- auf dem Schreibtisch von Herrn 
Astrath wiedersah. Auf meine Bitte, 
sie mir doch auszuhändigen, weil es 
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sich um private Notizen handelt, 
sa,gte Herr Astrath, daß ich sie zu 
g~gebener Zeit zurückbekomme. Bis 
he u't-e habe ich sie nicht zurücker­
halten . Ich sehe darin einen infamen 
Eingriff in meine Privatsphäre, in 
meine seelsorgerische Tätigkeit, ab­
gesehen davon, daß es sich um einen 
Diebstahl handelt. 

libli: Wie dem Blitzlicht- Artikel 
weiter zu entnehmen ist, wurden in 
einem Arbeitsbetrieb zwet Sägeblät­
ter gefunden. Es wird zwar nicht 
offensichtlich behauptet, daß sie von 
Ihnen eingebracht wurden, aber aus 
dem Artikel ist herauslesbar, daß Sie 
damit etwas zu haben sollen, weil 
derartige Sägeblätter noch nie in der 
Anstalt benutzt worden sind. 

Warum gehen Sie gegen solche Unter­
stellungen nicht gerichtlich vor? 

Pater Ruß: G<mz einfach. Ich möchte 
nicht auf das primitive und infame 
Niveau dieser Zuträger herunterstei­
gen. Sachlich ist dazu zu sagen, daß 
ich von dieser Affäre erst aus die­
sem Artikel erfahren habe . lch habe 
weder Sägeblät ter gesehen noch in 
der Hand gehabt, auch nicht reinge­
bracht und nicht davon gewußt. 

libli: Haben Sie von Herrn Astrath 
Hausverbot erhalten? 

Pater Ruß: Uber den Begriff Hausver­
bot wollen wir uns nicht streiten. 
Herr Astrath leugnet, das ausgespro­
chen zu haben. Mir hat er klipp und 
klar gesagt, ich müsse meinen 
Schlüssel und Ausweis abgeben, und 
er hat hinzuge fügt : Wenn Sie später 
noch einen Gefangenen hier besuchen 
wollen, dann nur mit meiner aus­
drücklichen Genehmigung. Das war 
einer seiner letzten Sätze . Ob Sie 
das jetzt Hausverbot nennen oder 
nicht, das ist eine andere Sache. 

libli: Wir haben gehör t, daß die 
Pfarrer in Moabit keinen Tabak mehr 
an Gefangene verteilen dürfen. Ist 
Ihnen davon etwas bekannt? 

Pater Ruß: Das habe ich nur ge­
rüchtweise gehört. Wie es konkret 
formuliert ist ob e ingeschränkt 
oder überhaupt nicht - \veiß ich 
nicht. 

libli: Wurde von seiten des Sicher­
hei,tsbüros versucht, lhre Tätigkeit 
einzuschränken? 

Pater Ruß: Der Sicherheitsbeauf­
tragte gab immer wieder Hausverfü­
gungen heraus, die darauf hinaus­
liefen, unsere Arbeit zu beschrän­
ken. Das kann ich zum Beispiel sehr 
deutlich daran sehen, daß mir Herr 
Astrath gerade beim letzten Gespräch 

libli: \Vie lange sind Sie in der 
Gefängnisseelsorge tätig? 

Pater Ruß: Seit 1972, wo ich die 
Arbeit des Seelsorgers in der 
Jugendhaftanstalt Plötzensee über­
nommen habe. 1981 bin ich nach 
Moabit übergewechselt. 

lib1i: Warum sind Sie nach Moabit 
gegangen. Hatte das bestimmte 
Gründe? 

Pater Ruß: Pfarrer Geisler, mein Vor­
gänger, war über 20 Jahre in Tegel 
und Moabit tätig, hatte die Siebzig 
überschritten, war auch gesundheit­
lich etwas angeschlagen und suchte 
nach einem Nachfolger. Da habe ich 
mich dazu bereiterklärt, mit der 
Nebenbeibegründung, daß für die 
Jugendstrafanstalt doch ein jüngerer 
an die Arbeit gehen sollte. 

libli: \'las hat man für ein Gefühl, 
wenn man nach so vielen Jahren 
Tätigkeit für die Gefangenen einen 
solchen Fußtrit t bekommt und von 
einer Zeitung, die sich Gefangenen­
zeitung nennt, mit Schmutz begossen 
wird? 

Pater Ruß: Es ist schon schmerzlich 
und beschämend, nach dem Satz: Das 
ist des Knaben Dank, der in den 
Brunnen speit, aus dem er trank. Und 
das trüft für ein, zwei Leute oder 
vielleicht drei zu, die solche Kübel 
Schmutz über mich und meine Mit­
brüder ausgegossen haben. Es ist 
sehr schmerzlich, sehr traurig, aber 
ich habe Kraft genug, um es zu 
tragen. Was mir nur weh tut, daß ich 
so vielen Leuten nicht mehr helfen 
kann, weil ich praktisch daran gehin­
dert werde. lch hatte zwar vor, i.m 
laufe des Jahres 87 langsam meinen 
Dienst zu beenden, aber unter sol­
chen Umständen, noch dazu wenige 
Tage vor dem sogenannten Fest der 
Liebe, das ist - gelinde gesagt -
nicht schön. 

libli: Pa ter Ruß, wir danken Ihnen 
sehr herzlich fUr das Gespräch. 

-gäh-
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Präserwatiwe i1n Knast 
\vir hdben uns sehr darilber gefreut, 
daß viele Politiker und Prominente 
auf der Straße Kondome vertetlt 
haben. Diese Idee war vom Morgen­
magazin des SF'B propagiert worden, 
und fast alle angesprochenen Promi­
nenten waren gerne zum Verteilen 
der Kondome berett . Die Pt: esse 
berichtete ausführlich über diese 
Aktion, und da sogar die Senatonn 
für Schulwesen mit Kondome vertellt 
hat, kann man davon ausgehen, daß 
die Situation ernst ist. 

Bei uns in der JVA Tegel ist der 
Besitz von Kondomen bis zu diesem 
Zeitpunkt verboten, und es gibt auch 
keine Möglichkeit, Kondome offtztell 
zu kaufen. \Vtr haben uns daraufhin 
an den SFB gewandt und geft:agt, ob 
man steh vorstellen könnte, was es 
für etn Geftihl ist, wenn Kondome 
kostenlos in der Öffentlichkeit ver­
teilt werden und in Tegel der Besuz 
eines Kondomes eine Ordnungswidng­
keit ist. Beretts einen Tag nach 
diesem Schreiben rief uns ein Mit­
arbeiter des S-F-Beat an, um sich 
darober genauer zu informieren. Er 
wollt e mit uns ein Interview Uber die 
Situatton der Gefangenen fUhren. 

Doch dazu kam es nicht! Auf seinen 
Antrag, mit dem Lichtblick ein Inter­
view machen zu dürfen, wurde ihm 
geantwortet: Im Moment besteht kein 
Interesse, daß der "Iichtblick" 
Interviews gibt. 

\Yir haben dann eine Presseerklärung 
verschickt, in der wir die Öffentlich­
keit um Unterstützung baten. Bereits 
im August 1985 hatten wir gefor­
dert, daß in den Berliner Strafan­
stalten Köndome diskret verteilt wUr­
den. Damit ein Gefangener ohne Ein­
schaltung des Sanis oder Arztes be1 
Bedarf so ein Kondom bekommen 
kann. Auf eine Frage wegen der Ver­
teilung von Kondomen im Knast ant­
wortete der Senator für Justiz 1985, 
er hätte dafür keinen Bedarf er­
kannt, und kostenlose Verteilung von 
Kondomen gäbe es sowieso nicht. 

In mehreren Berliner Tageszeitungen 
wurde über unser Anliegen bertchtet, 
und auf einmal soll es nach Auskunft 
des Justizpressesprechers ermöglicht 
we rden, daß Kondome im Einkauf 
bzw. im Automaten gezogen werden 
können. NatUrlieh ist das keine 
Lösung; es wird niemand in Gegen­
wart von anderen aus dem Automaten 
Kondome ziehen, weil es ja von Mit­
gefangenen beobachtet werden 
könnte . Eine kostenlose Verteilung 
von Kondomen wird weiterhin abge­
lehnt. 

Man muß nur einmal eine ganz ein­
fache Hochrechnung aufstellen: Die 
Behandlung eines AiDS-Kranken 
kostet heute zwischen DM 100.000,--

10 'der lichtblick' 

und 300.000,- -. 1venn man ullen 
Insassen der Berliner Vollzugsan­
stalten taglieh em Präservativ 
kostenlos aushändtgen würde. kostete 
das bei emem Emkaufspreis von DM 
0 .20 und einer Belegungszahl von 
4000 Gefangenen tm Jahr D~l 292.000. 
Das wäre dann der absolute Höchst­
prets. und der wUrde mt t Sicherheit 
gespart, wenn nur eintge Gefangene 
weniger tnl iziert ~,o.•urden. Eine noch 
größere Erfolgsaussteht bestände bei 
der kostiO!nlosen Verteilung von Ein­
wegspritzen. D1e Homosexualität ist 
besttmmt mcht der Hauptansteckungs­
grund hier in Tegel! Mindestens 90 % 
der InfiztP.rungen erfolgen durch das 
gemeinsame Benutzen einer Spntze. 
Mir ist es unverständlich , warum sich 
da der Senator für Justiz auf den 
Paragraphen 29 BtmG beruft. Schheß­
ltch bietet er Ja mcht die Gelegen­
heit zum illegalen Gebrauch, von 
Rauschmitteln, sondern verhütet nur 
möglicherwetse Infektionen! Denn die 
Gefangenen wUrden Ja auf Jeden Fall 
die Drogen konsumieren. 

FT{ÖMMS~ IM O.S TE R iJF{I<ET ? 
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Sicherlich ist es nicht ganz einfach, 
eine solche Entscheidung in der 
Öffentlichkeit zu "verkaufen" . Aber 
wenn man auf der anderen Seite 
dann die Kosten für die Behandllung 
eines A 1 OS-Kranken sieht. muß man 
mehr lange rechnen, was auf die 
Dauer billiger wird und wieviel 
menschliches Leid durch die 
Verteilung der Spritzen verhindert 
wUrde. 
Wir haben uns mit unserem Anliegen 
mcht nur an die Zeitungen gewandt, 
sondern auch an Politiker. Sofort 
reagiert hat eigentlich nur der Sena­
tor für Gesundheit. Der Presserefe­
rent setzte sich noch am gleichen 
Tage mit dem Senator ftlr Justiz in 
Verbindung und hat uns dann infor­
miert, daß zumindest der Besitz 
von Kondomen nun nicht mehr als 
Ordnungswidrigkeit bestraft wird. 

Außerdem wt.rd nun darüber nachge­
dacht, wie man Gefangene mit Kondo­
men versorgen kann, ohne das 
Schamgefi.lhl zu verletzen. Reagiert 
hat auch Rena te Künast von der 
AL. Sie schickte emen Bericht über 

das, was die AL bisher zum Thema 
Al DS un temommen hat (siehe dazu 
dUCh Leserbnef 5. 17) . 

Ansonsten tat sich aber mchts! 
Weder von der SPD erfolgte bisher 
eine Reaktion noch kam aus Bonn 
etwas von der Bundesministerin für 
Gesundhe!( zunick. Offensichtlich sind 
dort wir Gefangene nicht so wichtig, 
denn eigentlich ist doch AIDS im 
Gefängms ein sehr wichtiges Thema. 
Bei Epidemien und Seuchen waren 
tmmer Personen besonders gefährdet, 
dte in Lagern und auf engem Raum 
zusammenlebten, und beides trifft auf 
Haftanstalten zu. 

Man muß langsam aber sicher den 
Eindruck gewinnen, daß dieses Thema 
in der Öffentlichkeit totgeschwiegen 
werden soll. Nach Angaben des Sena­
tors fUr Justiz gibt es in den 
Berliner Vollzugsans talten keinen Fall 
von A lOS. Mir sind persönlich meh­
rere Gefangene bekannt. die entwe­
der schon sehr weit in der Vorstufe 
dieser Erkrankung sind oder bei 
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denen die Infektion schon ausge­
brochen ist. 
Die Deutsche AIDS- Hilfe bemüht sich 
sehr intensiv, die Gefangenen umfas­
send zu informieren; davon zeugt 
auch die gegenüberliegende Seite. Da 
wurde das Informationsfaltblatt für 
Menschen in Haft nachgedruckt, das 
die D.A.H. vor wenigen Tagen heraus­
gebracht hat. Der Referent für uns 
Strafgefangene bei der Deutschen 
AIDS- Hilfe, Helmut Ahrens, ist sehr 
nlhrig. Von der Berltner AIDS-Hilfe 
hort man leider gar nichts mehr. 
Angeblich soll ja ab Januar ein neuer 
Mitarbeiter fUr die Betreuung der 
Gefangenen eingestellt worden ·sein. 
Gesehen haben wir leider noch nichts 
von ihm, und von der Betreuung 
durch die Berliner Al OS- Hilfe haben 
wir auch nichts gehört. 
lm Knast tickt eine Zeitbombe ; 
mindestens 50 % der Fixer hinter 
Gittern sind mfiziert. Spätestens 
wenn wir die ersten AIDS-Toten 
im Knast haben, werden einige Leute 
wach werden. Verdt:ängen hilft nichts. 
man muß informteren! -gäh-



AIDS ist Folge einer Abwehrschwäche des Immun­
systems, die noch nicht heilbar ist. Sie wird durch das 
Virus HlV (Humanes lmmunmangel-Virus) hervorgeru­
fen. 

r--- HIV·Übertragungswege - ---. 
Das Virus HIV karm ubenragen werden beim: 

Sexualverkehr 
intravenösen Drogengebrauch 

Tätowieren. 

Wenn keine Vorsichtsregeln beachtet werden, karm 
das Virus HlV durch Blut, Sperma, aber auch durch in­
fektiöses Scheidensekret übenragen werden. Eine An· 
steckung mit dem Virus HIV ist nur dann möglich, 
wenn diese Körperflüssigkeiten in die Blutbahn ei­
nes anderen Menschen gelangen. 

HIV-positive Frauen können das Virus während der 
Schw'angerschaft, bei der Gebun oder auch beim Stil­
Jen auf ihr Kind übertragen. 

Merke: Das Virus wird nicht durch Atemluft, Insek­
ten, Speichel oder Tränenflüssigkeit übenragen. Anhu­
sten, anniesen, Hände schütteln, umarmen, streicheln 
und küssen oder die Benutzung desselben Geschirrs, 
derselben Toiletten und Bäder sind ungefährlich. 

.---Du kannst Dich schützen! - ___, 
statt gefahrlicher Sexualpraktiken: 

SaferSex 
das heißt: Nur noch mit Kondom bumsen! 

Nicht in den Mund abspritzen! 

Statt gefährlichem Drogengebrauch (Fixen): 
die Praktiken sicherer machen! 

das heißt: 
Nur eigene saubere Nadel benutzen! 

Wer keine eigene Fixe hat, muß die vorhandene vor 
Gebrauch auskochen. Am sichersten ist es, keine Dro· 
gen intravenös zu spritzen. 

Beim Tätowieren nur eigene saubere Nadel benut­
zen. Sicherer ist es, sich nicht zu tätowieren. 

Merke: Du kannst Dich vor Gilb und AIDS schützen: 
Pack das Virus in den Gummi! 

Nicht mehr fixen ohne eigene saubere Nadel! 

Antikörper-Test: Der HIV-Antikörper-Test ist 
grundsätzlich freiwillig. In einzelnen Bundesländern 
gibt es Verordnungen, die den Gefangenen verpflich­
ten, den Antikörper-Test machen zu lassen. Du karmst 
den Test aber ablehnen. Falls Du dadurch Zwangsmaß­
nahmen ausgesetzt bist, ist dies ein Verstoß gegen § 101 
Strafvollzugsgesetz. Mach gegebenenfalls sofon von 
Deinem Beschwerderecht Gebrau<;h (§ 108 Strafvoll­
zugsgesetz). Laß Dich vor Durchführung des HIV-Anti­
körper-Tests durch eine Person Deines Vertrauens in­
formieren und beraten (Anstaltsarzt, AIDS-Hilfe-Bera­
ter, Drogenberater, Sozialarbeiter, Psychologe, Pfar. 
rer). 

Testergebnls: Das Testergebnis geht nur Dich 
etwas an! Egal, ob Du positiv oder negativ bist, die An­
steckungsgefahr bleibt beim Bumsen oder Fixen beste­
hen, wenn Du Dich nicht schützt. 

I 
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_I' Deutsche 

..".AIDS-Hilfe elt 

Berliner Straße 37 · 1000 Berlin 31 

Du hast ein Recht auf ein Gespräch mit dem Arzt un­
ter vier Augen. Der Anstaltsarzt unterliegt der Schwei­
gepflicht nach § 56 Strafvollzugsgesetz. Weise den Arzt 

gegebenenfalls darauf hin, daß Du ihn nicht von der 
Schweigepflicht entbindest. Laß Dir dies auch schrift· 
lieh von ihm bestätigen. 

Positiv sein: Du erkrankst nicht zwang-Släufig an 
AIDS! Aber wiederholte Infektionen können Dein Risi­
ko zu erkranken erhöhen. Bis heute weiß niemand ge­
nau, wie viele der mit dem Virus HIV infizienen Men­
schen tatsächlich an AIDS erkranken. Die am häufig­
sten genannte Schätzung liegt um die 20%. Laß Dich re­
gelmäßig ärztlich beraten und untersuchen und frage 
die AIDS-Hilfe, ob sie Dich besuchen karm. 

Du karmst Deine Gesundheit erhalten durch: 

Abbau von StreBsituationen (durch autogenes 
Training, Gespräche usw.) 

Vermeidung von Ruckzug und Selbstaufgabe 
Nutzung von Freistunden. Teilnahrne.am Sport 

Teilnahme an Arbeit, 
auch im Werkstatt· und Küchenbe~:eich 

vitaminreiche Kost 

Einzelhaft: Obwohl Einzelhaftraumunterbringung 
zusätz.lich Isolation und Streß verursacht, werden Men­
schen mit positivem Testergebnis oft abgesondert oder 
mit anderen "Positiven" in einer Zelle zusammengelegt. 
Wenn Du "positiv" bist und im Männerknast mit einem 
Freund, im Frauenknast mit einer Freundin zusammen­
gelegt werden willst, müßt Ihr beide Euer Anliegen an 
die Anstaltsleitung schicken. Dein{e) Freund/Freundin 
muß darin schreiben, daß er oder sie von Deinem Te­
stergebnis weiß, aber dennoch mit Dir zusammen ,.woh­
nen" möchte. Bedenke aber, daß dies kein Grund ist, 
die Vorsichtsmaßnahmen fallen zu lassen. 

Aktenelnsfcht: Leider hast Du kein Recht auf Akten­
einsicht. Die Ärzte sind jedoch verpflichtet, Dich über 
den Inhalt Deiner Akte zu informieren und den Inhalt so 
zu erklären, daß Du ihn verstehst (§ 6 Abs. 3 Strafvoll­
zugsgesetz). 

Diskriminierung: Wenn Du .,positiv" bist, laß Dich 
nicht durch andere provozieren, die ihre Angst oder ih­
ren Haß loswerden wollen. Drohe selbst keinem ande­
ren mit Deinem "Positiv" -Sein. 

Allgemeine Rechte: Achte auf einen sorgfältigen 
und gesetzestreuen Umgang mit der ärztlichen Schwei­
gepflicht. 

Bestehe auf einer angemessenen sozialen und medi­
zinischen Betreuung. 

Wenn die Diagnose oder der Krankheitsverlauf 
schwierig sind, können Ausführungen zu Ärzten auße.r­
halb der Anstalt notwendig sein. Du karmst mit Zustim­
mung Deines Anstaltsarztes über Deinen Rechtsanwalt 
einen Antrag auf Vorstellung bei ·einem Facharzt außer­
halb des Justizvollzugs stellen. 

Wer Drogen nimmt, kann unter Umständen einen 
Therapieantrag nach § 35 Betäubungsmittelgesetz stel­
len. 

Falls Du erkrankst und Vollzugsunfahigkeit eintritt, 
beantrage eine Verlegung in ein Krankenhaus außer­
halb der Strafanstalt. Bedenke. daß eine Vollzugsunfä­
higkeit eventuell nur auf absehbare Zeit besteht. Laß 
Dtch bei Gnadengesuchen durch einen Rechtsanwalt 
beraten. Du hast cm Recht auf Betreuung durch emen 
Vollzttqshclft't. 

Laß Dich nicht entmutigen! 
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Humaner Strafvol 
Schon im Dezember hatten wir auf 
die geplante Änderung im Strafvoll­
zugsgesetz hinge~esen. Nun ~ es 
Ernst damit! Die unionsregierten Län­
der vollen dem Vorschlag des Berli­
ner Justizsenators Scholz zustimmen 
und ~chtige Passagen im Strafvoll­
zugsgesetz ändern. Bei der nächsten 
Justizministerkonferenz im Juni, 
könnte diese Änderung durchaus 
mehrheitsfähig sein. 

Wie wir schon im Dezember berich­
tet haben, planen die unionsregier­
ten Länder heimlich, still und leise 
an einer Änderung des Vollzugs­
rechts. Federführend in dieser Ange­
legenheit ist neben dem Senator fl.ir 
Justiz auch Bayern. Mitte Februar 
wurden sich die Strafvollzugsexper­
ten auf einer Sondersitzung in Würz­
burg einig, das liberale Strafvoll­
zugsgesetz wird erheblich zurück­
gedreht. 

Wie DER SPIEGEL am 16. März mel­
dete, hätte der ehemalige bayrische 
Justizminister August Lang (CSU) so­
gar die Berliner Anregung noch als 
"zu eng" gesehen. Es sei "Rechtens, 
drahtete Lang an die Chefs der Ju­
stiz- Ressorts, die Gedanken des Aus­
gleichs von Schuld, der Verteidigung 
der Rechtsordnung oder der Ab­
schreckung" auch im Strafvollzug zu 
pflegen (Originaltext DER SPIEGEL). 

Zum 46. ordentlichen Parteitag der 
FDP am ll../15. März hatten unter 
anderem die Abgeordneten Lüder, 
Wilbrandt, Tolksdorf und ·Swatzina 
beantragt, daß der Parteitag be­
schließen möge: 

Die Berliner F.D .P. lehnt die von der 
Justizverwaltung ohne Mitwirkung des 
Parlaments oder Beteiligung der 
F.D.P. erhobenen Forderungen zur 
Änderung des Strafvollzugsgesetzes 
ab. 

Begründung: 

Justizsenator Scholz (CDU) hat an­
läßlich des 10-jährigen Bestehens 
des · Strafvollzugsgesetzes u .a . fol­
gende Änderungen vorgeschlagen: 

1. Ausrichtung der Lebensverhält­
nisse im Strafvollzug am Standard 
der Sozialhilfe; 

2. Ausdehnung der Widerrufsmöglich­
keit für Lockerungen und Urlaub 
"auf andere begünstigende Maß­
nahmen'', 

3. Einschränkung der Urlaubsgewäh­
rung "aus viehtigern Anlaß" 

4. Einschränkung der Kontrollfrei­
heit des Schriftwechsels zwischen 
Anwalt und Gefangenen; 
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5. Erweiterung des Katalogs der 
Disziplinarmaßnahmen gegen Ge­
fangene um den "Ausschluß von 
Vollzugslockerungen und Urlaub 
aus der Haft bis zu 6 Monaten" ; 

6. Wegfall der Zustimmung des Ge­
fangenen bei einer Unterbringung 
im offenen Strafvollzug; 

7. Berücksichtigung "der Schwere der 
Tatschuld" bei allen Entscheidun­
gen über Vollzugslockerungen und 
Urlaub und Unterbringung im offe­
nen Strafvollzug. 

Zu diesen Vorschlägen ist folgendes 
zu bemerken: 

zu 1.: 

Nach geltendem Recht soll "das Le­
ben im Vollzug den allgemeinen Le­
bensverhältnissen soweit als möglich 
angeglichen werden" ( § 3 Absatz 1 
StVollzG) . Mit der Beschränkung die­
ser, für jede \VeiterenMcklung der 
Vollzugsgestaltung offenen Formu­
lierung auf den Sozialhilfestand (!?) 
würden alle gegenwärtigen Ansätze 
.für eine Verbreiterung des berufli­
chen, kulturellen und sportlichen 
Angebotes in den Anstalten zunich­
te gemacht. 

zu 2.: 

Eine Ausdehnung von Widerrufsmög­
lichkeiten ist überflüssig, weil dieses 
Ergebnis bereits durch eine analoge 
Anwendung des § 14 StVollzG erreicht 
werden kann. 

ZU J,: 

Oie vorgesehene begriffliche 
Beschränkung wUrde es z. B. kunftig 
ausschließen, einem Gefangenen die 
Teilnahme an der Taufe oder der 
Eheschließung seines Kindes teilneh­
men zu lassen. 

ZU' 4.: 

Ein Bedürfnis zur Einschränkung der 
Kontrollfreiheit zvischen Anwalt und 
Gefangenen ist nicht ersichtlich. 

ZU 5.: 

Mit der neuen Disziplinarmaßnahme 
"Ausschluß von Vollzugslockerungen 
und Urlaub aus der Haft bis zu 6 
Monaten" werden die vichtigsten 
Instrumente für eine Wiedereingliede­
rung des Gefangenen in die Gesell­
schaft zur Disposition der Ge fängnis­
bürokratie gestellt. 

zu 6.: 

Mit dem Wegfall des Zustimmungs­
erfordernisses des Gefangenen für die 
Verlegung in den offenen Vollzug 
wird dessen Selbstbestimmung durch 
Fremdbestimmung ersetzt; der Gefan­
gene wird zum Objekt, zugleich ent­
fällt jeder Anlaß für die Vollzugs­
behörde, Motivationsar beit zu leisten. 

zu 7.: 

Mit dem neuen Entscheidungskriterium 
"Schwere der Schuld" vird - wenn 
auch versteckt - die bewußt getrof­
fene Entscheidung des Gese1:zgebers 
von 1977 aufgehoben, das Strafvoll­
zugsziel auf Resozialisierung und 
Sicherheit zu beschranken. Straf-



lzug ade? 
zwecke wie SUhne, Vergeltung W1d 
Abschreckung, die der Gesetzgeber 
bewußt der Strafjustiz vorbehalten 
hat , wUrden in den Vollzugsalltag 
eingeführt. Der Vollzug wird damit 
zum verlängerten Arm der Strafjustiz 
gemacht, die GewaltenteilW'Ig aufge­
hoben. Am schwerwiegendsten ist die 
damit verbundene Gefahr der Willkür 
im Vollzug zu bewerten, weil die 
über die "Schwere der Tatschuld" 
entscheidenden Vollzugsbeamten mit 
diesem schwierigen Rechtsbegriff, der 
schon Richter W'ld Staatsanwälte häu­
fig überfordert , mangels Vorbildung 
überhaupt nicht umgehen können. 
Eine Flut von Beschwerden W1d 
Anträgen an das Gericht wären die 
weitere Folge. 

Insgesamt wird mit diesen Vorschlä­
gen des Justizsenators in den Voll­
zugsanstalten ein Leidensdruck 
erzeugt, den das Strafvollzugsgesetz 
von 1977 gerade beseitigen wollte. 
Die humanen. am Behandlungsziel der 

Zugsentscheidungen mit einbezogen 
werden. Das heißt, je schlimmer die 
Straftat - je schlimmer der Vollzug! 
Damit kehrt der "humane Strafvoll­
zug" in alte Zuchthauszeiten zu­
rück. Ansätze sind ja schon jetzt 
spürbar, und wir in Bedin merken 
schon lange den kalten \<lind, der von 
vorn bläst. 

Es zeigt sich an vielen Kleinig­
keiten, so einige Beispiele, die den 
Lichtblick betreffen. Der SFB wollte 
mit uns ein Gespräch führen - vom 
Senator für Justiz abgelehnt. Repor­
ter "Der Wahrheit", der "Berliner 
Morgenpost" wurden nicht in die An­
stalt gelassen - Begründung vom Se­
nator für Justiz: Im Moment hätte 
die Senatsverwaltung kein Interesse 
an Interviews mit dem Lichtblick. Der 
Arbeitsaufwand wäre zu hoch. 

Ist ja auch ganz klar, wie kann man 
jetzt "positive Meldungen" aus dem 
Gefcingnis gebrauchen, wenn man der 

WIE MEIN VORC.iiNGER. SGl/ON 
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Wiedereingliederung in die Gesell­
schaft orientierten Zielsetzungen des 
Strafvollzugsgesetzes werden ins 
Gegenteil verkehrt. 

\vie in dem Antrag der FDP treffend 
formuliert , soll ein Leidensdruck er­
zeugt werden, der dem Gefangenen 
die Strafe deutlich vor Augen fUhrt . 
1983 hielt es der Verfassungsrichter 
Ernst-Gottfried Mahrenholz nach 
einem Urteil des Verfassungsgerich­
tes für wichtig, seine von der Se­
natsmehrheit ab\•/eichende Meinung 
festzuhalten, Vollzugsbehörden dürfe 
nicht ''die Möglichkeit eröffnet" wer­
den, das Strafübel nach dem Maße 
des Schuld- und Unrechtsgehalts der 
Tat belastend auszugestalten" . Denn 
dafür biete das Gesetz "keinen An­
haltspunkt" . 

Den wollen nun die unionsregierten 
Länder schaffen. Der Zweck einer 
Strafe soll nun in sämtliche Voll-

Öffentlichkeit eme Verschärfung des 
Strafvollzuges "verkaufen" will. Wie 
sagte doch laut Spiegel Senator 
Scholz: Die Novelle entspricht wohl 
auch dem öffentlichen Bewußtsein 
und seinem Verständnis von Tat und 
Strafe. 

Die FDP und die AL haben ganz klar 
zu den geplanten Strafvollzugsver­
schärfungen Stellung bezogen, sie 
lehnen sie ab, bzw. wollen noch am 
nächsten \vochenende darüber ab­
stimmen, ob die Änderung abgelehnt 
wird. 

Auf der Strecke bleibt der Gefan­
gene Wld die Resozialisierung. Des­
halb fordern wir die Politiker auf, 
sich der Verschärfung des 
Strafvollzugsgesetzes zu widersetzen! 
jetzt können die Liberalen zeigen, 
was sie unter liberal verstehen. 

- gäh-

Am Rande bemerkt 

Bald 20 DM je Tag an 
Unschuldige in Haft? 

E.N. Bonn 
Unschuldig zu Haftstrafen Verur· 

teilte sollen künftig 20 statt bisher 
zehn Mark pro Tag hinter Gittern er­
halten. Der Bundesrat hat den .Ent· 
wurf eines ~setzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Entschädigung 
fur Strafverfolgungsmaßnahmen" ge­
billigt und sich daftir eingesetzt, daß 
der Text in den Bundestag einge­
bracht wird. Kommt das ~setz zu. 
stande. entstehen jährliche Mehrk~ 
sten in Höhe von etwa 700 000 Mark-

z 
Q 
J 
c ·-

Den obenstehenden Artikel fand ich 
in der \YELT vom 21./22.02.1987. Da­
rin wird die Erhöhung der Haftent­
schädigung von DM 10.00 auf DM 
20.00 angekündigt. Der Senator für 
Justiz, Rupert Scholz, begründete 
das so: Eine Verdoppelung der Haft­
entschä.digung dient einem unbe­
dingten Gebot ausgleichender Ge­
rechtigkeit . 

Sehr schön, daß der Senator sich für 
ausgleichende Gerechtigkeit einsetzt. 
Mir ist allerdings unverständlich, wie 
der Betrag von 700.000.00 DM zu 
verstehen ist. Wenn diese Summe als 
zusätzliche Kosten bei einer Er­
höhung entsteht, heißt das ganz ein­
fach nachzurechnen, in jedem Jahr 
werden in der BW'Idesrepublik 
Deutschland 70.000 Tage unschuldig 
in Haft verbracht. 

Diese Zahl ist riesig und für einen 
Staat . der sich demokratisch nennt, 
unmöglich. \venn man das auf einen 
einzelnen Menschen wnrechnet, be­
deutet das , fast 192 Jahre Gefäng­
nis werden in jedem Jahr in Deutsch­
land unschuldig im Gefängnis ver­
bracht, und der Senator spricht von 
ausgleichender Gerechtigkeit! 

Für mich heißt das, fast 13 mal le­
benslänglich (wenn man 15 Jahre als 
Berechnungsgrundlage nimmt) werden 
in je~7m Jahr unschuldig verbUßt, und 
die Offentlichkeit nimmt das gar 
nicht zur Kenntnis. 

So etwas wird dann in einer kleinen 
12zeiligen Meldung abgehandelt, und 
damit ist alles erledigt. Da fragen 
keine Abgeordnete wie so etwas 
passieren kann. Daß in Deutschland 
zu viel U-Haft angeordnet wird ist 
eine bekannte Tatsache, aber unter 
Umständen sollte man doch einmal bei 
der nächsten \<lahl fragen, warum im 
Jahr mehrere hunderttausend Mark als 
Entschädigung für unschuldig ver­
hUßte Haft gezahlt werden müssen. 

Hoffentlich kann dann die Regierung 
diese Frage beantworten . Für mich 
ist jede Mark, die als Entschädigung 
gezahlt werden muß. zuviel! Jeder 
Tag, der W'lschuldig in Haft verbracht 
werden muß, ist eine Ungerechtig­
keit! -gäh-
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Gedanken zur 
Bundestagswahl 

Für die k~.,mmenden vier Jahre können 
dte lnhdftlerten ihre Hoffnungen i.!Uf 

Verbesserungen tm Strafvvllzug be­
graben. Und Baden-Württembergs Ge­
fangene ... sie hoffen auf 1988. 

Eine trugensehe Hoffnung. wte am 
25. Januar 1987 bewiesen wurde, 
denn schon einmal glaubte man an 
eine neue. "historische" \\'ende und 
mußte erkennen. daß der Bundesbur­
ger immer noch seinen Dornröschen­
Schlaf hält. 

Strafvollzug war auch bei dem Wahl­
kampf für diese Bundestagswahl ketn 
Thema, und selbst unsere "GRÜNEN" 
Freunde, dte von den Inhaftierten 
schembar völlig zu Unrecht als ihre 
Lobby angesehen werden, kamen über 
kurze Ansätze in Rtchtung Anti­
Terror-Gesetze und § 218 nicht hin­
aus. Falls es noch niemand bemerkt 
haben sollte, so wurde hierdurch 
deutllch, daß die ca. 60.000 Inhaf­
tierten der Bundesrepublik Deutsch­
land eine Art Zvti t tertum besitzen. 
Zwar kraft deutschet" Gesetze verut"­
teilt und ggf. durch sämtliche Medien 
gezogen. doch wenn es um die Vet"­
besserungen der Haftsituation, lmer­
stützung der Familien und \oiiederein­
gliederungshllfen geht, totgeschwie­
gen. 

llliume sterben, vcwasser s1echen du­
hin, der :\tomtod "''ird neräufbe­
schworen und Fneden odct" Ft"cthett 
smd die Schlag.,.,•orte der Leit ... '"o 
aber bleiben die \lenschen, die hinter 
Mäuem und Güter lebendtg begraben 
sind. \,'er mc.cht steh I.Jedanken uber 
die Viel.c:ahl der Suizidfälle im bun­
desdeutschen Strd fvollzug. \lenschen, 
di~ kemen Ausweg aus ihrer ~ot und 
Qual mehr \vlssen und in threr 
Hllflostgkeit zum Selbstmord greHen. 
\'.'en mteressien es. daß die arztli­
ehe Versorgung in den Hurtanstalten 
mcht den ~lindestanforderungen ge­
ni.igt und Jahr iür Jahr ~lenschen 
daran zugrunde gehen; stet"ben, weil 
die Kotrufanlage unbeachtet bletbt, 
sie als Stmulanten abgetan werden, 
oder Gefangnisarz e nicht fanig smd, 
Krankheiten richtig zu dlagnostizie­
ren? 

Steher. es tst vtel wtrksamer in cmer 
Wahlrede, wenn man von angeblichen 
KZs im anderen Teil Deutschlands 
sprechen kann, Menschenrechtsver­
letzungen des Ostens anprangert und 
Lander der Dritten Welt als ver­
brecherisch abqualifiziert. Dies lenkt 
davon ab, daß in deutschen Strafan­
stalten Menschen mtt Psychopharmaka 
"ruhiggestellt" werden, gewaltsame 

lklturt<lhHrgcu erJcJhr<.:n, wcun :.rc C!> 

WiHl,CO, thrc VL'riJrtcf tcn J(Cdt1 C ZIJ 

olt /IJ fortlern und 1\nstu!tslencr 
~11..h <~nrn;:.Ben, gcnchlliche Urtetle 
n.rch ctgcnem 0u1dunken uuszulegen, 
tltc Menschen ntcht nur einsperren, 
S<.>ndern qualcn und 1\!iden .assen 
wollen. 

Glaubten d1e Parteien, daß dteses 
lhcmo für den muncilgen Bürger nicht 
g.:?eignet sei. oder befürchtete man, 
daß der \oJähler plötzhch wach wer­
den konnte und erkennen. daß sein 
"gelieotes" Vuterland sich auf dem 
\tleg in dte Untretheu befindet. Viel­
leicht wollte man auch Erinnerungen 
an 1933 vermeiden, obwohl der Kanz­
ler Ja mtt seinen Bemerkungen gerade 
diese Zelt beschworen hat! 

\vann ftndet ~ine Partel den ~tut, 
auch das Ther.1a StraJvollzug zum Ge­
genstand eines l~ahlkampfes zu ma­
chen. "''ann wird dem Bundesbürger 
die \•."ahrheit Uber die ~!enschen hin­
ter Ginern gesagt. wann werden die­
se ~lenscnen als solche wteder 
benandelt und anerkannt' 

Wtr als Betroffene kennen nut" dar­
auf hotfen, daß dte bevorstehenden 
Landtagswahlen dazu fuhren, daß man 
uns nicht verg1ßt. Denn auch wir 
sind \1ähler, ebenso unsere Angehö­
ngen, Freunde und Kollegen.. Die 
Parteien sollen mcnt zu sehr auf die 
Uneimgkeu hoffen, sonst durfte es 
eines Tages zum bitteren Erwachen 
kommen. 

]Urgen Pfläging 

ln letzter Zeit sind verschtedemlich 
Probleme mn der Herstellung und 
Verbreitung von Gefangenenzeitungen 
publik geworden. 

So ist die letzte' Ausgabe der Posau­
ne (jVA Geldern) mit dem Hinweis er­
schienen. daß einige Beitrage "völlig 
oder teilweise der Schere des Her­
ausgebers zum Opfer" gefallen sind. 
Die letzte Nummer der Mauer (jVA 
Göttingen) ist mit einigen leeren Set­
ten erschienen, auf denen eigentlich 
eine Karikatur von Marie Marcks bzw. 
eine ".Musterbegründung" des Straf­
vollzugsarchivs vorgesehen wat"en. 
Schwierigkeiten gab es auch beim 
Kuckucksei (]VA Schwerte}, worüber 
die ZEIT am 8. August 1986 berich­
tete: "Was dte Häfth.nge journali­
stisch ausbrUten, haben siE: dem Her­
ausgeber des Druckwerks Blatt für 
Blatt vorzulegen. Herausgebet" ist der 
Anstaltsdirektor, dem das Recht vor­
behalten ist, anstößige Beiträge zu 
'entnehmen' oder mir seinem 
Kommentar zu versehen." 

Zensurvon 
Gefangenenzeitungen 

Nicht immer aber kann der Zeitung 
die Etnflußnahme des Anstaltsleiters 
angesehen werden. E.ntweder hat er 
.schon auf die Auswcrhl der Hedakteu-
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C"e Einfluß genommen, oder er hat 
einzelne Autoren veranlaßt, ihre Bei­
träge zuruckzuziehen. Wir wissen 
auch nicht. wie oft an dte Redaktion 
adressierte Beiträge und Schreiben 
diese überhaupt erreichen. Ein An­
staltsleiter hat uns Jedoch folgendes 
mil schöner Offenheit mitgeteilt: "Es 
ist nicht richtig, daß das Schreiben 
an die Redaktion ... angehalten wor­
den ist. Herausgeber dieser Zeit­
schrift bin ich. Redakteure sind 
Bedienstete. Die Gefangenen sind 
lediglich Mitarbeiter. Da das Schrei­
ben an die Redaktion gerichtet war. 
landete es - na tUrlich - bei mir ... 
Was ich dann damit mach, obliegt 
einzig und allein mir." 

Derlei k.:tnn vielleicht verhinden 
werden, wenn die Gefangenen ein 
klares RedcJktionsslcrtut ausgehandelt 
häben, \vclches der Redal<tion inhalt-

llche Selbständigkeit garantiert. Aber 
was, wenn die Anstalt sich weigert, 
einen 1ht" nicht genehmen Artikel 
drucken zu lassen? Nur ganz wenige 
Gefangenenzeitschriften dürften fi­
nanziell unabhängig von der Anstalt 
sein. Dtese kann daher Druck. Auf­
lagenhöhe. Verteilerliste etc. beein­
flussen. 

Ein letztes Problem besteht darin, 
daß Zeitschriften zwar in einer Voll­
zugsanstalt von Gefangenen herge­
stellt. in eine andere aber nicht 
hmeingelassen "''erden. Dies gilt 
sowohl für Gefangenenzeitschriften, 
die in der Anstalt gedruckt werden 
(z. B. Llchtbhckl. wie auch für 
solche. die außet"halb gedruckt 
werden (l)urchbltck, Haberfeld). 

johannes Feest. Wolfgang Lesting 
Universität Bremen 
S tt·a f vo llz ugsa rc h i v 



PRESSE 

Der 4. Bundeskongreß der freien 
Initiativen und Gruppen in der 
Straffälligenarbeit tagte in Höchst 
Odw . vom 29.1. - 1.2.1987. Ca . 130 
Ehren- und Hauptamtliche aus allen 
Bundesländern beschäftigten sich 
mit derFrage nach Entkriminalisie­
rungsmöglichkeiten in den Bereichen 
des Strafrechts, des Strafvollzuges 
und der Straffälligenarbeit. Es 
wurden bedenkliche Entwicklungen 
von zunehmender sozialer Kontrolle 
und Repression~n innerhalb der Ju­
stiz konstatiert, denen gerade auch 
von Praktikerseite entgegengewirkt 
werden sollte. 
Konkrete Anre~ungen zu einer Aus­
einandersetzung mit Abwehrformen 
derartiger Entwicklungen leistete 
der Hauptreferent des Kongresse~ 
Thomas Mathiesen, Prof. für Rechts­
soziologie an der Universität Oslo, 
mit seinem Vortrag über "Macht und 
Gegenmacht". Mathiesen ist Mitbe­
gründer der norwegischen Gefange­
nenbewegung (KROM) und beeinflußte 
insbesondere auch mit seinem Buch 
"überwindet die Mauern" in Europa 
und Amerika nachhaltig die Kritik 
an den herrschenden kriminalpoliti­
schen Verhältnissen. 
Die Kongreßtei lnehmer kamen zu 
folgenden Einschätzungen: 

MITTEILUNG 

Bundesarbeitsgemeinschaft 
DER FREIEN INITIATIVEN/GRUPPEN 

IN DER STRAFFALL/G-ENARBEIT 

Das sogenannte "Jahrhundertgesetz" 
des Strafvollzuges hat an der 
Grundmisere bundesrepublikanischer 
Kriminalpolitik nichts verändert. 
Dergesetzliche Behandlungsanspruch 
konnte nichts amMensehen zerstören­
den entsozialisierenden Charakter 
des Strafvollzuges ändern. Es ist 
notwendiger denn je, sieh entsch i e­
den gegen die menschenverachtende 
Praxis des Strafvollzuges und den 
Aus- und Neubau von Gefängnissen zu 
wehren (10.000 neue Haftplätze in 
Planung) . Die gilt in gleichem Maße 
für die Ausweitung der sozialen 
Kontrolle wie er etwa im Bereich 
der alternativen Maßnahmen oder 
beim Ausbau der Bewährungshilfe zu 
registrieren ist. 

Hammer Kirchweg 45 
0-4060 Viersen 1 

Insbesondere kritisieren die Ver­
treter neue Pläne zur Neuorientie­
rung der s9zialen Dienste, in der 
die gesamtstaatliche wie freie 
Straffälligenarbeft unter die Trä­
gerschaft eines Amtes für soziale 
Dienste in der Justiz zusammenge­
faßt werden sollen. 
Die negativen Folgen solcher Pläne 
wurden insbesondere am Beispiel des 
Planungsgutachtens des Instituts 
für Sozialarbeit und Sozialpädago­
gik (ISS) Frankfurt für das Bundes­
land Bremen diskutiert. Langfri­
stigtritt dieBAG für Entwicklungen 
ein, die nachweisbar einen Abbau 
justizförmiger sozialer Kontrolle 
vorantreiben . Insofern müssen Ent­
kriminalisierungsinitiativen 
(Streichung von Straftatbeständen, 
Zurückdrängung von Freiheitsstrafe, 
Senkung der Strafrahmen usw.) an­
gestrebt werden. 
Statt einem Festhalten an überhol ­
ten Formen repressiver Strafpolitik 
forderndie Vertreter der Initiati­
ven eine Neuorientierung der Krimi ­
nalpolitik im Sinne der Entwicklung 
von Konf 1 i k t rege 1 ungsmode II en, j en­
seits von Schuld und Strafe. 

ZENTRALE BERATUNGSSTELLE Arbellttwohltl/lr1 der Stadt Bertln e.V. 
Carltuverband fOr 8ertln e.V. 
Das Diakontoehe Werk Berlln e.r.' 
Oeutaeher Perltlilaeher Wohlla1111avelbend 
Suallllllgen· und Bawlhrung&htlle Barlln e .V 

DER FREIEN STRAFFÄLLIGENHILFE IN BERLIN 

Sie können uns in den Haftanstalten 
Tegel und Plötzensee durch Vormel­
der bzw. über die Gruppenleiter er­
reichen oder einen Brief direkt an 
uns senden. Wir kommen zum persön­
lichen Gespräch in den Knast oder 
Sie kommen in unsere Beratungsstel­
le . 
Wir bieten in der Beratungsstelle 
eine Gruppe zur Vorbereitung der 
Entlassung an, die jeden Donners­
tag-Nachmittag unter der Leitung 

von Fr. Wunsch und Hr. Knauer statt­
findet . Teilnehmen können Frauen 
und Männer, die urlaubsfähig sind , 
die Genehmigung der Haftanstalt be­
kommen und ca. 6 - 12 Monate vor 
der voraussichtlichen Entlassung 
stehen. 

Oberweitere Gruppenangebote i nfor­
mieren wir Sie gern auf Anfrage . 
Unsere Broschüre "Wohin - was tun" 
können Sie kostenlos anfordern. 

Sprechzeiten : 

Montag 
Dienstag 
Donnerstag 
Freitag 

und nach Vereinbarung 

Bundesallee 42/IV • 
1000 Berlin 31 

Telefon (030) 86 05 41 
*U-Il.Jhn l3erliner Str . 
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Auf diesen Seiten haben unsere Leser das Wort. /!'Ire Wünsche, Anregt.mgen , 
Forderungen, Kritik und Urteil, müssen sich nicht unbedingt mir der 1.1einung 
der Redaktion decken . Die Redaktion behält srch vor, ßcit räge - dem Sinn 
entsprechend - zu kürzen. Anonyme Briefe hoben keine Chance. 

Liebe Lichtblicker! 

Sicherlich kennt Ihr den Artikel 
über Pater Ruß. Ich meinerseits 
möchte nun selbst etwas zu diesem 
Thema schreiben. 

Kennen tue ich Pater Ruß seit 1976, 
er war zu dieser Zeit in der JAA 
Neukölln tätig. 

Nun zu diesem bewußten Artikel. 

Nach eingehendem Lesen dieses Ar­
tikels kommt bei mir die Vermutung 
auf, daß ein gewisser Her.r Astrath 
die Redaktionsgemeinschaft des 
-Blitzlichts- dazu benutzt, gegen 
einen Mann, der Gefangenen seit 
Jahren zur Seite steht, als homo­
sexuellen, geldgierigen, bestech-
1 ichen katholischen Seelsorger hin­
zuste 11 en, der nichts anderes zu 
tun hatte, a I s sieh an den Gef ange­
nen zu bereichern. 

Es liegt die Vermutung nahe, daß 
die Idee zu diesem Artikel von ei­
nem oder mehreren zu Papier ge­
bracht worden ist, die Pater Ruß 
dazu mißbrauchen wollten, Geschäf­
te in ihrem Sinne mit ihm zu täti ­
gen, aber nicht zum Zuge gekommen 
sind. Meine Erfahrungen, die ich mit 
Pater Ruß gemacht habe, sind bisher 
korrekt gewesen, ob im Gottesdienst, 
als Seelsorger oder als geist! i­
eher Beistand bei einem Gerichts­
termin. Ich für meine Person bin 
jemand, der nie für die Dienste des 
Pater Ruß Verpflichtungen, egal 
in welcher Form, eingehen mußte . 

Nein, ich habe ihn eher als einen 
gebenden, denn einen nehmenden Men­
schen kennengelernt. Ich für meinen 
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Teil habe eine sehr hohe Meinung 
von diesem Paterund lassemir die­
se nicht durch einen für meine Be­
griffe recht fragwürdigen Artikel 
nehmen. 

Ich wünsche Pater Ruß für seinen 
weiteren Weg a 11 es erdenkli eh Gute! 

Mit kollegialem Gruß 

Heinrich Knüppel 
JVA Berlin-Tegel, TA 

Hallo Leute, 

am 21 .2 .87 ist bei uns der f4itge­
fangene Günther Han i sch im Alter 
von 65 Jahren gestorben, er war 26 
Jahre in Haft , 26 Jahre, ich finde 
es ist das Unmenschlichste, was die 

Gese II schaft einem /~enschen antun 
kann - ihn 26 Jahre einzusperren, 
lebendig zu begraben . Was kann je­
mand nur verbrochen haben, daß man 
ihm das antut . Er mag viel leicht 
ein /'lörder gewesen sein, er selbst 
hat sich gegen diese Bezeichnung 
immer bis aufs äußerste gewehrt . 
Aber die Gesellschaft besteht auf 
Bezeichnungen wie t~örder, Verbre­
cher, Fixer und und und . 

Für mi ch warerder Günther Hanisch, 
der, der hier der Gärtner war, der 
versucht hat,unserenHof durch in­
tensive Pflege und Fürsorge für die 
anderen, für sich die Trostlosig­
keit zu nehmen. 

Dama 1 s, a I s er noch bei uns war, hat 
man ihn deswegen gelobt, man hat 
seine Arbeit geachtet, aber auch 
manchmal ein wenig belächelt, manch 
einer wird ihn wohl auch nicht mehr 
für ganz vo II genommen haben, manch­
mal war icheiner von diesen Leuten. 
Jetzt, wo Günthernicht mehr da ist, 
weiß ich, daß er mir fehlen wird, 
vielleicht auch noch ein paar ande­
ren Gefangenen . 

Ich würde mich freuen, wenn ihr 
meinen Brief in der nächsten Aus­
gabe wiedergeben könntet, ich möchte 
mich auf diesem Weg von meinem Mit­
gefangenen Günther Hani sch verab­
schieden, ich glaube nicht an ein 
Leben nach dem Tod, es wird dann 
wohl entgültig sein . 

Mit bestem Dank verbleibe ich bis 
auf weiteres 

Euer 

Karl-Heinz Gerstlauer 
3578 Schwalmstadt 

Bundespräsidialamt 

Sehr geehrter Herr Gähner! 

Der Herr Bundespräsident dankt Ihnen 
vielmals, daß Sie ihm Ihre Zeit­
schrift "der lichtb1ick'' aus Anlaß 
ihres 200. Erscheinens übermittelt 
haben. Er gratuliert der Redaktion zu 
der sehr informativen Zeitung. 

Ob und wann er die Justizvoltzugs­
anstalt Berlin- Tege 1 besuchen kann, 
hängt davon ab, inwieweit bei sei­
nen vielfältigen Verpflichtungen in 
Berlin sich ein Besuch der Anstalt 
einplanen läßt. Der Herr Bundes­
präsident bittet um Verständnis, daß 
er im jetzigen Zeitpunkt keine kon­
krete Zusage geben kann. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Spath 



Sehr verehrter Mr . Gähner! 

I eh muß schon sagen, i eh habe keine 
Worte mehr gefunden, als ich Deine 
200 . Ausgabe ge lesen habe. 

Du sagst, "wenn es berechtigt ist, 
sollte man gegen die Ansta I t arbei­
ten" etc. 

Aber was Du Dir geleistet hast als 
verantwortlicher Redakteur in punk­
te anschleimen - ranschleimen und 
bitten in der Öffentlichkei t, dieses 
stinkt zum Himmel. Du bist in mei­
nen Augen ein ansta 1 tskonf ormer An­
schleimer. Weiterhin solltest Du 
Deine Arbei t als Redakteur nieder­
legen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Uwe Münchow 
eh.em. Redakteur (ehrenamtl i eh) im 
BI i tzl icht. 

Leserbriefe erreichen uns im Nor­
malfall auf dem Postweg. Dieser "Le­
serbrief" war auf der Rückseite eines 
Vormelders an die Wäscherei. Wir 
wollten aber unseren Lesern diese 
Meinung nicht vorenthalten und ver­
öffentlichen sie deshalb. Wir sind 
gerne bereit, dem Mitgefangenen per­
sönlich zu antworten, er hat aber 
leider vergessen, seine Anschrift mit­
zuteilen. -red-

Sehr geehrter Herr Gähner, 

das Schreiben der Lichtblick-Redak­
tion vom 1.3.87 habe ich heute 
erhalten und sende Ihnen eine 
Zusammenstellung der von uns unter­
nommenen Aktivitäten in Sachen AIDS 
zu. 

Auf der Seite 34 finden Sie einen 
AL-Antrag, der die Antwort auf Ihre 
Frage gibt. Auch ansonsten können 
Sie unseren Anlagen entnehmen, daß 
wir gewillt sind, die Forderung nach 
Kondomen für Gefangene zu unter­
stütz·en. 

Vor. kurzem hatte n wir das Thema 
erneut iin Rechtsausschuß; das Proto­
koll dazu ist noch nicht da. Die 
Senatsverwaltung vertrat die These, 
daß es gar keinen allzu großen 
Bedarf an Kondomen gäbe; wir 
würden das überschätzen. Unsere 
Position ist und bleibt, daß allein 
die Ver hinderung einer Infizierung 
lohnend wäre und es schließlich 
darum geht, allen (notfalls auch für 
die Zeit nach der Entlassung) die 
Benutzung von Kondomen zur 
Selbstverständlichkeit werden zu 
lassen. 

Gruß 

Rena te Künast 
MdA, AL-Fraktion 
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Liebe Lichtblick-Freunde, 

kürz! ich bekam ich Eure jüngste 
(Jubiläums) -Ausgabe zur Hand. Re­
spekt! Würde man alle Publikationen 
oder Postillen nach allerlei Kri­
terien analysieren, würde unzwei­
felhaft Euch der Grand Prix zufal­
len - und dies noch mit großem Ab­
stand . 

Je besser die äußere Aufmachung der 
bundeswei ten SOL-Nachrichten er­
folgt, umso weniger werden sie von 
den Knackis ernstgenommen . Zuneh­
mend nervt auch das interne Kompe­
tenzgerangel bei SOL und viel zu 
viel Polemik in der oft auch un­
sach 1 i chen Berichterstattung. I n 
denkg l . - bayr . Anstalten erscheinen 
ja so gut wiekeine Zeitungen . "WIR" 
in Landsberg ist nicht nennenswert : 
Zuvie l Anstaltsinterna und der 
Zensurstempel des Seelsorgers (der 
die Redakt i onmaßgeblich beeinflus­
sen soll), istzuoffensichtlich . •. 
In Bayern geh'n eben die Uhren an­
ders, "wei I wir" - so FJS - sie an­
ders einstellen. Das dokumentiert 
ja ger ade auch wieder Franz Josefs 
treuester Gefolgsmann Gauleiter, 
pardon Gauweiler, mit seinen Bemü­
hungen, die AIDS-Uhren einzustel­
len . Nachdem er Euch Berlinern vor­
geworfen hat, der Kriminalität V?r­
schub zu leisten und Euer zustan­
diger Senator die Staatsanwalt­
schaft zwecks Oberprüfung bemüht 

hat (Ihr kennt diese Geschichte si­
cher), hättetIhrtatsächlich Straf­
antrag stellen sollen, um den ver­
ehrten Peter end 1 i eh ma 1 zu bremsen, 
ha 1 t 1 ose Behauptungen zu verbre i ­
ten. 

Zurück zur Vo 11 zugs rea 1 i tät: Es ist 
traurig, daß sich Bayern aus den 
übrigen Bundesländern und Berl in 
ausgrenzt, aus vielerlei Praktiken . 
Bayern sagt, der Sühnegedanke und 
das Resozialisierungsprinzip haben 
Gleichrang. Nach dem begrabenen 
Strafvollzugsgesetz (vgl . EureKa­
rikatur) sollte ja eigentlich das 
Resozialisierungsprinzip Vorrang 
haben. Denn nur dann könnte einem 
Strafvollzug Sinn beigemessen wer­
den. Die Jurisprudenz als Geistes­
wissenschaft kennt aber offenbar 
keine Logik! Jetzt beginne ich po­
lemisch zu werden. Wir müssen das 
alles einfach philosophisch be­
trachten . Jeder sagt, ich kann's 
auch nicht ändern - und damit hat 
er fast recht. 

DerStrafvollzug ist und bleibt ein 
Stiefkind in der Gesellschaft, die 
- wie jede Gese 11 schaft - mit ihrer 
Kriminalitätleben muß. Wir Knackis 
dürfen uns nicht der t rügeri sehen 
Hoffnung hingeben, der Strafvoll­
zug könne uns he 1 fen. Dazu haben 
die unzähligen Bediensteten nicht 
mal die Zeit darüber nachzudenken, 
wie das geschehen sollte und könnte. 
Sie sind ja kaum in der Lage, ihre 
Verwaltungsarbeit zu bewältigen und 
den Wust von immer neuen Vorschri f­
ten zu studieren und zu interpre­
tieren. Wir alle müssen uns also 
selbst helfen. Wir können allen­
falls die, die uns mit oft unbe­
schreiblicher Selbstherrlichkeit 
zu beurteilen sich erdreisten, wach­
rütteln, ob ihrer Unfähigkeit, den 
ihnen erte i 1 ten gesetz 1 i chen Auf­
trag zu erfüllen. Was soll's. 

Bitteschicktmir Eure nächste Aus­
gabe, damit hier wieder ein Licht­
bli ck erscheint. (Beim nächsten Be­
such werde ich meine Angehörigen 
veranlassen. eine kleine Spende an 
Euch zu zahien. ) 

Für heute liebe Grüße 

He lmut Grosse 
JVA Kaisheim 

TJR -RNDERE LE6HJ IMMER 
R.UNDE EIER - W'IR. NICHT! 
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Betrifft : Spatz 11 nebst Dmgen­
station, Gegendarstellung zur Selbst­
darstellung. 

lch habe mehrere Jahre auf der 
Drogenstation 7 und 8 verbracht, 
sowie den Anfang des Spatz !I­
Projektes miterlebt. Ich bin der 
achte Mann, der mcht raus durfte 
und dann doch frühzeitig entlassen 
wurde . Der, der mit seiner Freizeit 
nicht klar kam, nachdem ein Haus­
verbot von Spatz 1 erteilt wurde. 
Ich hätte allen Grund, hier persön­
lich abzukotzen, doch will ich meine 
Person im Hintergrund lassen und 
"versuchen", objektiv zu sein. 

Ich habe seit 1970 Drogenerfahrung 
mit sogenannten harten Drogen. Bin 
durch Beschaffungsdelikte des öfte­
ren verurteilt worden, habe mich 
aber nie auf Therapie eingelassen. 

lm September 85 stellte ich mich mit 
einer neunmonatigen Freiheitsstrafe, 
wurde wieder zur Drogenstation zu­
gelassen und lernte ein Gründungs­
mitglied von Spatz ll kennen. Es war 
ein ehemahger Knast-l<umpel. Er- kö­
derte mich für das noch nicht aner­
kannte Projekt mit den Karten: "Un­
ser Projekt hat nichts mit herkömm­
lichen Therapien zu tun, lockerer, 
humaner, keine Psychespielchen etc ." 

lch war begeistert, trat ein und 
blickte zu spät durch. Daß die 
Drogenstation eine Alibifunktion für 
die Öffentlichkeit ist, darüber bedarf 
es keiner \'/orte. Das hat mich nie 
gestört, derweil es innerhalb dieser 
Funktion Möglichkeiten gibt, die man 
nutzen kann, um als BTMer vorzeitig 
- sei es Urlaub oder Entlassung - die 
Anstalt zu verlassen. 

Du brauchst es nur Hoppelehen nach­
zumachen, clean sein und Häschen 
machen. Mit einem gewissen Arrange­
ment mitarbeiten, aber keine große 
Klappe und um Gottes willen keme 
Kritik. Bist du eine Persönlichkeit, 
schadest du mit deiner- Kritik den 
Häschen, denn sie könnten anfangen 
zu denken. Dieser dumme böse Junge, 
der da nach B 5 verlegt wurde, hat 
also selber Schuld. Ihm hätte klar 
sein müssen, daß bei zu schUtzendem 
Allgemeinwohl ein Einzelschicksal 
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absolut mchts wert 1st. Das 1st 
geschichtlich nachzuwetsen. 

" Um auf Spatz 11 zuruckzukommen, es 
zitterten nicht nur acht Mann, daß 
das Projekt anerkannt wird, es waren 
elf Vereinsmitglieder: Miss Saxophon. 
Herr Dipl.-Profilierungshirsch (selbst-
verständlich kem Veremsmitglied 
wegen den Risikos) und unser 
Arbeitsbeschaffungsprogramm, Vor-
stand Winfned Köhn. 

Bis zum Durchbruch unseres Projekts 
wurde suggeriert, wir sind nicht aus­
tauschbar. Einige helle Köpfe zwei­
felten daran. Filmfahrerei und Rück­
fälle gehören nach memer Ansicht zu 
jeder Therapie, und es ist meiner 
Ansicht nach Sinn und Zweck. mit 
diesen Leuten zu arbenen. Ntcht so 
bet Spatz 11. Dort tst es Stnn und 
2\oJeck, absolut anstaltskonform zu 
laufen. clean zu sein und Häschen zu 
machen. ~1it welcher Arroganz werden 
über Leute Urteile gefällt, die Spatz 
11 und Knastleben nicht in Einklang 
gebracht haben. Gerade das sind 
die Leute, die Hilfe bräuchten. Aber 
nein. der übriggebLiebene Haufen sind 
ehemals therapieerfahrene Heuchler. 
die genau an den Punkt zurück­
gekehrt sind. wo sie einst versag­
ten. Denn hätren ste ein bißchen 
gelernt aus ihrer Tannenhofflucht, 
säßen sie nicht wieder im Knast. 

Ich verlange ja keine Kumpelei und 
Verständnis für Schlepperei. In 
diesem Fall jedoch finde ich es 
absolut schweinisch, wenn eine 
fnschgebackene Therapiegruppe sich 
anmaßt, emem ~lithäftling d1e Voll­
zugsziele zu unterminieren, weil er 
noch nicht begriffen hat. Sicher. er 
hat noch nicht begnffen. konform zu 
gehen und zu heucheln, ohne daß er 
auffliegt. 

zum Betreten emer Vtlla mit tollem 
Grundstuck in der Tasche habe . \'las 
unterscheidet mtch von den rest­
lichen Eierdieben (sozial Schwachen), 
die m der JVA einsitzen und mit 
Plastiktüte in der Hand vor der 
Pforte stehen. 

Ihr seid eben alle dumm, ihr müßt 
Heroin spritzen und dann den Armuts­
vortrag, ich bin so unselbständig, ich 
komme nicht mehr klar, aus dem 
Ärmel schütteln. Dann, wenn ihr im 
Sessel snzt, ca . ein Jahr clean seid, 
habt ihr Macht, ihr- könnt wie Aas­
geier tn der Scheiße anderer wühlen 
- "jungs", das baut auf. 

Die Erfahrung habe ich mir draußen 
in Spatz l abgeguckt. Ihr legt euch 
auf die Matte, schaut Fernsehen oder 
hört Planen, wartet auf euer 
Arbeitslosengeld (steht euch zu), 
wenn dies kommt, macht ihr einen 
drauf, lernt vielleicht sogar 'ne 
"Braut" kennen. und wenn das Geld 
alle ist, legt ihr euch wteder auf die 
Matte. Beachte: Denke dabei nicht 
über Sinn und Zweck des Lebens 
nach und schon gar nicht über deine 
Daseinsberechtigung. Denn ·schließ­
lich bist du clean. Laß deinen Frust 
bei den Gruppen deinen Nächsten 
spüren, such dir 'nen Schwachen aus 
und gib diesem Fixerschwein saures. 
Das macht Eindruck, und du wirst, 
wenn du gut bist , eines Tages 
DrogenheU er. 

Solltest du nicht gut sein, so landest 
du (wie die gesamte Besetzung des 
Spatz I, bis auf ein Mädel) bei mir 
vor der Tür, klingelst, bettelst mich 
um Restbestände (Filter) an, vergißt 
dabei, daß du mich vor zwei Monaten 
vor die Tür gesetzt hast und gibst 
mir das Gefühl. wieder der "Alte" zu 
sein. ~Ieine Kotzgefühle beachte 
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Habt ihr von Spatz 1I euch schon 
mal Gedanken darüber gemacht. mit 
welcher Selbstverstandlichkeit ihr 
euch verkauft? Mir ist damals nur 
eines durch den Ko.pf gegangen. Mit 
welchem Rec.ht und was habe ich 
dafur getan, daß ich einen Schlüssel 

nicht, denn ich helfe dir ja aus 
deiner Not. 

Da ich zwar nicht der Schlauste, 
doch lernfähig bin, werde ich wieder 
versuchen, in den Drogenbereich zu 
schlüpfen. \tJerde "ganz artig sem" 
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und clean und immer Häschen machen. 
Ihr mUßt mich verstehen. ltebc;o 
Mitgefangene, ich bin nur ein armes 
Fixerlein, eine gestrauchelte Kreatur, 
ich muß noch soo viel lernen und 
brauche Hilfe . habt Verständnis fur 
mich. 

P.S.: Die Spatzen, die mir SchLzo­
phrenie unterstellten. möchten bitte 
zu meinem Termin erscheinen. um 
dieses Gutachten zu bestätigen. Es 
wUrde mir einiges ersparen. Danke! 

SPATZ l l 

Acht kleine Fixerlein, 
die bauten sich ein Nest 
einer wurd' dabei gemieden 
da waren's bloß noch sieben 

Sieben kleine Fixerlein 
die schauten böse drein 
denn einer hat gefixt 
da \varen's nur noch six 

Sechs kleine Fixerlein 
die hatten wirklich Pech 
denn wieder hat sich einer geimpft 
da waren·s bloß noch fünf 

Fünf kleine Fixerlein 
verstanden die Welt nicht mehr 
einet' sagt: "Das ist doch keine 
da waren's plötzlich Vlet' Therapie" 

Tja, vier Fixer 
die sind nun ganz fein raus 
sie gingen über Leichen 
doch das macht gar nichts aus! 

Ich sage: "Feste jungs, macht nur 
weiter so. macht sie alle richtig 
kaputt . Denn wer da nicht kapiert, 
wird nicht therapier t ." 

Ralf Fillies 

Betr.: Angelegenheit Pater Ruß 

\oJas auch immer an Vorwürfen gegen 
Pater Ruß erhoben wird. ich kann sie 
in keiner Weise bestätigen. 

Im Gegenteil. Pater Ruß hat sich 
außerordentlich auch um meine Be­
lange gekümmert, obwohl ich mit der 
katholischen Kirche bestimmt auf 
keinem sehr guten Fuße stehe. Es ist 
einfach Quatsch. zu behaupten (ohne 
Angaben von Quellen), dieser An­
staltsgeis~liche habe sich nur um An­
tes und Co. gekümmert . lch persön­
lich möchte die Päckchen Tabak 
nicht zählen, die an tatsachlich Be­
dürftige ausgegeben \YUrden. Und was 
die anderen Angriffe betrifft, wo 
werden Recherchen dieser Art be­
trieben? Gerüchten zufolge. soll 
schon der Papst es standig mit den 
Nonnen im Vatikan treiben. 

Ich lehne solchen Journalismus ab! 
Damit spielt man denjenigen Muni­
tion in die Hände, die auch die letz­
ten Freiheiten im Knast unterbinden 
wollen. Kirche ist sicher nicht das 
Nonplu;,ultra, aber ohne Kirche wäre 
es oft noch unerträglicher. 

Dietmar jochum 

Hallo Lichtblickleutel 

Zuerst mal möchte ich euch gratu­
lieren zur 200. Ausgabe . Dann habe 
ich mich entschlossen, heute einen 
Leser brief zu schreiben. Für mich 
ist der Lichtblick die beste Gefan­
genenzeitung. Ich bin hier in der 
JVA Freiburg . Die Gefangenenzei ­
tung, die es hier im Haus gibt, 
kann man mit einem evangelischen 
Sonntagsblättle vergleichen . Das 
liegt daran, daß der evangelische 
Anstaltsgeisti ge, Herr Syl la, be­
ratendes Mitgli ed vom Janus ist. 

Aber ·der Janus hält es lieber mit 
der Bergpredikt (Religion ist Opi ­
um fürs Volk) als mit dem Kommuni -

sti sehen Manifest. So wurde im 
l etzten Janus der Korinter 13 zi­
tiert . Ich f r age mich, gehört das 
in eine Gefangenenzeitung . Darauf­
hin gab ich den Janus mit ein paar 
Bemerkungen zurück, aber genau wie 
der Freiburger Knast (fast alle 
laufen mit einem angetörnten Kopf 
rum- Haschischl<onsum), genauso ist 
der Janus, i eh kann nur sagen 1 asch . 

Aber in die Janusredaktion kommen 
hier in Freiburg nur die Berufs­
schleimerund die vom evangelischen 
Pfarrer ausgesuchten Antichristen 
(Scheinheilige). Eigentlich schade 
für das Papier und den Druck vom 
Janus. Und deshalb freue ich mich 
immer, wenn ich eure Gefangenenzei­
tung erhalte. Der Lichtblick ist 
informativ - zweitens ist er fast 
immer pünktlich (und kommt nicht 
alle Schaltjahre mal) . Ich gebe den 
Lichtblick hier unter Gefangene 
öfters weiter, und die Leute best~­
tigen dies nur. 

In diesem Sinne verbleibe ich in 
solidarischen Grüßen 

Walter Blum 
7800 Freiburg 
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(Der Tagesspiegel vom 14.03.1987) 

Kontroverse um Gefährlichkeit 
eines Tegeler Strafgefangenen 

Gericht ordnete Sonderurlaub an - Strafanstalt zu gefährlich 
0.. Kammergericht muB demn4chst darOber 

~nU.:held~o. ob ein wegen versuchter Verge­
waltliluDg vesurtellter StrafgefoUtgener ~IDen 
Sonderurlaub aus der Strafanstaft Tegel erhal­
t~n darf. Eine Strafvollstreckuogskamm~r dl'S 
Landgerichts hatte die Strotlanstalt künlich 
a~~gewi~n. dem MAnn einen bis zu eiowOchi­
lleD (unkontrolli~nen) Sonllerurlaub zu gewah­
re~~. Die Strafanstaft hat sieb jedoch nicht daran 
gehal ten. Sie hat den Mann. den sie als 
psychisch gestön und gewalu4tig bE-zeichnet, 
lediglich i1l Begleitung Z"'eter Justizbeamter 
ausfahren lasst'n. 

Der Rechtsanwalt des Gefanieon. 1\ollOie. 
sprach deshalb ae$1ern von einem offensicht­
lichen Rechts,·ersto8. Die \'ollstred<unaskam· 
mer haue den !>looll im F~bru.u eineinhalb 
Stunden lona angehön. Er n•rbü5t t'ine noch 
'ier Wochen dauernde Strafe ,·oo ciret Jobren 
und sechs l'-lonaten "'t'geo "ersucht<'r \ 'erge­
waltiauna Wld vors4tzlicher Körperverletzu11g. 

terln als .Aufschrei einer gequ3.1ten Seele·. Die 
von der Strafanstaltsleitung angenommene 
Mi8brauchs~(Qrchtung {bt-i Urlaub aua d~r 
Hotlt) sei .durch ntchts begründet'. 

Der t-lann hatte Urlaub beantrag~ um sieb 
um st>ine Wohnung tu kümmern, um zur 
jüdischen Gerneinde Kontakt aultun~hm~n. um 
sich 1m jüdischen KroUtk~nhaus ' 'orzustellen 
und um tum Arbeitsamt tu (leben. 

Sie habe ihm lediglich einen .begleitenden 
.-\u,aong· gewahrt. Gleichzeitig legte die Straf­
aastalt Rechtsbe.sch,.'t!rde zum Kammergericht 
etn. Diese Beschwerde hat allerdings keine 
aufschtebt'nde Wirkung. Dte Anstalt beruft sich 
unter .tndt>rem auf eio"a Beschluß einer großen 
\"ollstreckungskotmmt>r vom Juni vorigen Jah­
res. Damals wor die Aussetzung der Renstrafe 
m1t der Begraodu11g cbael~hDt word~n. daS die 
Gefdhr emt>uter einschlaatger Straftaten be· 
stehe. 

Volltugslochrungen bat er nie erhalten. wie 
es in dem Bes.hluS des Gerichts h~il!t Justlzsprech~r Kahne sagte gest~m. ln der 
.BegrOndrt wurd~ d.r ~bl~hnrnde Haltuni der Strafaastalt halte m~:'l den 1-laon für 4ußerst 
\'ollzuQsanstalt mit der \'Om GefJn~~nen be· grf4hrlich. Eine tn ,iiese Richtung gehende 
gangeneo Stroftat und d~r .~m '·orgehaltenen ps\'Chiatrische Stellungnahme liegt \'Or. Die 
l'netnstchtoRkett tn dos Tdtunredll so"1e mit Stf4fanualt $trebt eine Gebrechiichkellspfleg· 

• seinem Hrk. :um Au>dr~ck '!Zel>raötea Hd3 schoft oder \ 'ormUDdschaft An mit dem Ziel, 
fo!e!!eo d1e i::s:.:~u,,a.-~ (l,r , . .,.,.-ur:e dt>s I den Gt!d!lgenrn io eine psycbiatnsche Klinilt) 
Stro!jle fonfo!t>Oe:l "e:t~te die\ orsl!zende Rich· zu \erlegen. Cfsp 

(D ie Tagesze itung vom 11 .02.1987) 

Vollzugsrealität 
Die Fensterwand jener Zelle, in 
der sich im Januar ein Tegeler 
Gefangener die Halsschlagader 
aufschnin. bevor er sich er· 
!längte, war mit Blut befleckt. 
·Diese Zelle ist wieder belegt 
worden, ohne daß sieh jemand 
die MOhe gemacht hlne. diesen 
Schandfleck z:u beseitigen• em­
pörte sich etn Mitgdan!!ener in 
einem Schreiben an die LU. 
·Schon aus Gründen der immer 
wieder zitierten Hygiene hätte 
die Zelle vorher destaftZiert 
werden milsseo• und selbstver­
ständlich wä.n: •auch ein neuer 
Anstrich fiillig gewesen•. Der 
Maler seijedoch erst angcrQclct, 
nachdem er vom neuen Zcllen­
btwohner angefordert worden 
sei. 

Die • Vollz.ugswirl.lichkeit• 
"tderspreche dieser Darstel­
lung. erl..larte dazu Justizs.pre· 
eher Kähne auf Nachfrage. Ge­
fangene könnten die Renovie· 
rung des Haftraumes nicht so 
einfach anfordern •wte auf dem 

freien Marlet•. Der neue An­
strichder ZeUe sei von seitender 
Anstalt •geplant• und wenigspä­
ter vollzogen worden; der Ge­
flllgene habe nur sehr sehneU 
dieser Zelle bedurft. Klhne be· 
strin ganz entschieden, daß der 
Haftraum nicht desinfiziert und 
das Blut nicht vonder Wandent­
fernt worden sei . · Es sah nicht 
aus wie tm Gruselkabinett•. der 
Fleck in der Nähe des Fensters 
sei bloß ein · Rückstand der Rei­
nigungsmittel• gewesen. 

· Beim Harakiri eines ande­
ren•, befürchtete der Gefangene 
inseinemBnefangesichtsdieses 
Vorkommnisses, käme es mög· 
lieherweise noch so weit, daß 
·Eingeweide die Zellenwände 
zteren•. ohne das Steh die An­
staltsleitungdaranstöre. Der Ju­
suzsprecher wußte Jedoch, daß 
dte grausame Stlbsnotung die· 
)es Gefangenen •em e~tn:mer 
Einzelfall· sei: ·Blutreste an 
Zellenwänden. so was gibt es 
sonst nicht•. p/11 

(Berl iner 

Vie 
H~ 
AI1 
Vond• 

~rliner 
Prozent 
wiederu1 
zwette C 
VtNS tnl 

Das 11 
der Se1 
Rt>chtsa• 
tenhau~ 
unter a 
Straf. ur 
nen sv • 
akut er• 
hett hab< 
festgeste 
in~wtSd 
ner Stra 
den. 

Uber 
AIDS· VI 
ge konr. 
ben ee 
nämlich 
tührt. Et 
teer. w 
gekral\, 
AIDS nt 
werden 
untersuc 
stehe ke 

(Die Wahrheit vom 2.03.1987) 

Mshr Arbeitsplätze 
für Häftlinge 

p R ES S ES p J E G E L (Di.----e Ta-gesz 

in Tegel 
(DV.). Ia der Justiz-ollmasanstalt Te· 

J•l wird Eade cljeses Jahres dot ttcllol­
scb• \'ersof'lllllpunt:ral• lo IHlrleb ge­
aom.mu. Dadareh - so die Senatsju$tlz· 
•erwalfaaa - entsto.ndea :\rbeltsplltu im 
Metallbtrrlch. Im Bauhof. fUr Kn ftfahr· 
zeDPDecbaaiker. 

F:mer ... urden mn der lnbeuiebnah· 
me dtr \ 'ersorgunaszentrale Werkstät­
ten m1t .>.n· und Cmlemmöglichk:iten 
ges.:ha!Ten Haftlinge könnten m den 
Bere iChen Baus.:hlouer. Dreher. Fraser. 
Betnebsschlossu. !>laurer. Betonbauer. 
Stet:.sctler und Kraftfahrzeugmtchan•· 
kcr aus,ebildct "'erden 

\'on •nsgesamt 21S Arbe•tspl•t2en fur 
Haftltnge v.ürden -10 neu &<Stellt. außer­
dem gebe es Arbensplatze flir 15 Beamte 
tm V.erkd•enst und drei .>.rbe1tsplatze tn 
der Wtrkaufstcht 

(B .Z. vom 18 .02 . 1987) 
ln jeder Zelle eine· 

Steckdose fürs Radio 
.. r11w. 18 hbruc• 

Im htl,ner SHof~oUzug gibl ., 
m ns7 Einzel· und 2~ Gemein· 
schottu•H•n Ste<,do.en )ustlr· 
senotor Senoll .",u w._.te-re onbnn· 

i:.o~~~:~ tth~:'n dO:r ~~~~ 

(Berliner Morgenpost 
vom 4.03 .1987) 

Justiz-Beamter 
durch Biß mit 
AIDS inrtziert? 
Ote Staatsanwaltschaft prun. ob 

gegen einen 28Jährigen Insassen 
der Hat't.anstalt Tegel Anklage we­
gen etnes versuchten Totungsde­
Wns erhoben werden soll. Der we­
gen D1ebstahll lnbatüerte Mann 
hatte m der vergangenen Woche 
einem Vollzugsbeamt.en gesagt, 
daß er AIDS habe und Ihm dann in 
die Hand gebiSsen. 

Der Von"all ere1gnet.e s1ch, als der 
H'atulng gegen seinen Willen m el· 
ne Arrestzelle gebracht wurde. Da 
der 28jährige als drogenabhängtg 
gilt, wird sem Blu\ nun auf AIDS. 
Erreger untersucht Dem Vollzugs­
beamten wurdeebenfallseine Blut· 
probe entnommen. 

Die Vollzugsbeamten m den 
Haftanstalten stnd inz,.,schen auf­
gefordert worden zum etgenen 
S<:hutz küntlig in ähnlichen Sttua· 
lionen Handschuhe zu tragen. 

L H E22E2hl EC Ef 
(Vo1ksblatt Berl in vom 5.03 . 1987) 

1'\ftPV\IftA in 
Mattanstalten 
. nicht gratis 

Eine Gratis-VertelJung von 
Kondomen wi rd es in den Ber· 
IIner Hallanstalten auch w el· 
terhJn nicht geben. Dies be~lli­
Ligte Vollter Kllhne. Presse­
sprecher des Juslltsenators. 
geste rn auf Anfrage. 

Zwar machen sich die Hält· 
hnge durch den Besiu von 
Kondomen mcht mehr straf­
bar, an eJOe Grallsverteilung, 
wte sie von der Gelangenenzei· 
tung .Lichtblick· gefordert 
wird, werde jedoch nicht ge­
dacht: .Es geht hier um eln Pro­
blem, das sicher nicht da tst•, 
sagte Kähne. Nach Einschät· 
zung der Ärzte sei der Kreis 
der Interessenten eher gertng. 

I Kondome können in den 
Haltanstalten per Einkauf er­
worben und im Automaten ge­
zogen werden, doch das gehl 
nicht sehr diskret ab: • Wenn 
der Beamte den Einkaulskar· 
ton überprillt und vorliest: 
,Drei Pfund Butter und lllnf 
Fromm·s·. dann lachen sieb dte 
anderen Gelangeneo kaputt", 
sagte Michael Glhner von der 
Gefangenenzeitung .Ucht· 
blick·. Eme diskretere Vertel· 
lung der Präservative würde si· 
eher dafür sorgen, dall mehr 
Häftlinge Kondome benutzen 
würden. 

Wie die JusUzverwaltung 
mitteilt, habe es ln der Berliner 
Hallanstalten erst einen Fall 
von Aids-Erkrankung gege­
ben, der Gefangene sei pus der 
Haft entlassen worden, so wie 
es auch bei Krebserkrankun· 
gen der Fall sel. per 

Lk...U 
zug soll .. ollg emema" l eO.nt ver· 
hohnlu •n"' ongepo&l werden (Berliner Liberale Zeitung vom 31.01. 1987) 

Zehn Jahre Strafvollzugsgesetz: Eine Wende zurück? 
eo.u BerUner StraJvoUzu~S!!esl!lt 
Ist Im Janua.r 11187 tehn Jahr~ in 
Kra.fl An selntr Entstehung hal clie 
F.D.P. m aßgehlich m11ge"'1rkt. ln 
Berlln Lst darüber h inaus die Cm­
setzung dieses Geset-zes ln dJe 
StrafvoUzugspra x.l.s ·".on Ju)JUzpo­
litlkem der F.D.P .. vo r allem den 
Justizsenatoren Professor Bau­
mann und Meyer sowie H ermann 
Oxfort mJtgest.allel worden. Die 
Berliner F.D.P. h at also allen An. 
laß, dJe weite re Entwtcklung dJe­
aea Gnetzes m.Jt Auimerk.samke lt 
%11 verfolgen, auch wenn sie das 
JuaUzreuort bel der letzten Senal­
IIUDlbUdung der CDU überlassen 
hal 

Der auf dem Gebiet des Str&fvollzu. 
aes bbher nicht sonderlich herv0f!1e· 
ll'etene Justizsenator Schola (COU) hat 

nvnmt:hr m t..in':In ·\ufsatz fUr tinf! 
F«rh7.t:JtV hrth fo'JOt:' J.l .. Jt,,. VI'Jn c .. ~~t· 
l .... f!-f'"~n ... .<., •H~ti q_f:1,..:"'1' ... t1 dv· nicht nuc 
vm ur.R,~b, .. m,..t ... r R .. Sll .. m~ntu•runqs· 

lo\t z~u~~n. ~'>nd~rn •l•rubf:r hlnou~ 
~.n,. "'"''" GP.J.hr lut ~inen liberolen 
untl humoll"n Suafu,ll<UO! dorstf'llf'n. 

l.nt<-rstutzung v.:rda~nt zunöchst du~ 
Anro:gu~ d1o: lvb<'at,~ntl(~lte für 
Strafg.,fonql!nt von rJ~r:r.<ulS. t5 DM ouf 
fl. SI! IJ~I prn T •I! on11emessen zu 
~:rhiihen. d•m•t .. in sl4rk ... ,..r Anretz zur 
Arbf'tt Pnt\t .. ht und dt., Gef•n~enen 
b.-~v:r ln da"': Lbqf' v,.rV!lZl werdtm. 
Rüülagen zu blld~n und ihren Vtr· 
pflichwng,.n ~"stenüber d~n C..sch4chg­
ten nochzukommen All .. Obrigen Vor· 
achlöge vr;n Scholz g .. hPn demgeaen· 
Ober in eine RIChtung. diPvon der F.D.P. 
nic~l aheptiP-rt Wf.ruen darf. 
• Schol1 m6dtte die Enl'lcltetdunaafrel· 

bell dtr VoUxuJM.ßi!Ait beJ Loc:kttUJ>· 

~.,, für G•lln(ene ilbu dll Jetzt tm 
!.-uet"l. be-t-Ummle Ausmdl hlruu.s W#l• 
tf'r f'ln~r.nkft'ft.. ZJ~I a.t1ner oeuen. 
nl.chl n•he.r fnrmu1Jerten •eset'l.llchen 
V<Jrf!•btn ...,,u utn. der Vollzugsbe· 
hörde dle Ablehnunv von .oachwldrl· 
R•n· VolhuRalockerungon tu erldch· 
ltrtL 

I t tS aus ltb-ror.1er Sicht 'rhon verc:krch. 
hg. "WI'!M nct' h .gese.t.LilchPn Handtel­
t hun'l,en· ~··n.aft-n wud, dJe außerdem 
n""h R"'lrlkll.,nen l!<'ll•nubtr Gel•nR•· 
n•• zum erkl•rtM ZiPI hab.11. so .",~1 
~h..,n ~tjn Bht.k: rn du Gewt1.. da8 diHe 
F-t-rtf~runq Ubl-rflü"''lR ist- l..tx.kerun1(f'.n 
und Urlpub durl•n dinich Olworh ... upl nut 
onwuMdnet w,.rdPn, wenn ktune- Flucht· 
'•lt·r '1t8br4uth~arfahr bet,t .. ht. 

• S<hol1 trr"lft lomu dea CSU-Vo.-.chblc 
••I. dle Enlach-'dWitl übu Volhue .. 
tockerung,.n - •u~r voo flucht- u.nd 
MtObrauch•gelahr - ouch von Begrtf. 
lrn wlo .Tauchuld• oclor • Verteldlguna 
dor Rodlt..ordnwtc" obhlnale "' .,... 
cbta.. Dam.ll mkhte er lNbe:toAclue 

Wtr!Kh•ft.o- und Umwollkr1mlnelle ou• 
Gründen dnes ,..lnRtmes;wnen Schuld· 
•urt~lotdu• \'<lD Volltug•tockorungon ­
zdlwetllg - au..cltllellen k&M•n. 

Insgesamt zeigen die Korrekturanre· 
gungen von Justi:t.~enalor Scholt, die 
bislang im Abaeordnetenbaus noch 
nicht diskutiert worden sind. die ge­
f4hrnche Tenden~. die mit dem Str41-
vollzugsl!esetz verbundenen Reform· 
vorstellungen ins Gegenteil zu verkeh· 
ren. Ähnlich wie in der Außenpolitik 
oder in der Rechts· und Innenpolitik 
bedarf es weiterhin besoaderer Wdch· 
samkell, Grundsatztreue und Stehver· 
mögens der Uberalen. wenn Rilck· 
$Chrille ln der Stralvolltugspolltilt ver· 
hinden werden sollen. Mit großem 
Interesse wird zu verfolgen sein, w\e 
sich die Mandatstr!ger der F.O.P. in 
Parlament und Senat dieser Aufgabe 
annehmen werden. Hartwfg \\ltlbrandl 
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Redaktion in drei Doppelzellen 
(Oie Wahrheit v001 16.2. 1987) 

veiblichen Insassen 
stallen sind etwa 70 
nabhängig. Davon 
·hätzungsweise jede 
•ne mit dem AIDS. 

•stern ein Vertreter 
stizverwaltung im 
ß des Abgeordne­
Der Beamte sagte, 

md 3300 Berliner 
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werden. Darüber 
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"Lichtblick'' will die Meinung der Gefangenen wiedergeben Spekulanten in 
Haft begünstigt .GastlreundJich sind wir zu 

jedem•, stellte Michael Gilb· 
ner. verantwortlicher Redak· 
teur der Tegeler Gefangenen­
zeitung .Lichtblick", gleich 
klar. Willkommen war Justiz. 
sprecher Volker Kähne aller· 
dlngs keineswegs. als die 
Knastredaktion gestern aus 
Anlaß der 200. Ausgabe Ihre 
Arbeit vorstellte. Der ungela· 
dene Vertreter der Verw·al· 
tung blieb trotzdem krall .hö­
herer Gewalt" und nahm für 
sich ln Anspruch, schließlich 
auch etwas ffir den .Licht· 
bltck" getan zu haben, näm· 
lieh Ihn durch ein Statut .auf 
eine vernünlllge rechtliebe 
Grundlage zu stellen und da· 
durch Freiräume zu sichern•. 

Justizsprecher 
unerwünscht 

Dte bundesweit einlige un· 
zensierte Gc{angenenzeilung. 
auf dieses Prädikat legen die 
Blattmacher großen Wert, exi· 
strert seit 1968 und wird heute 
von einem hauptamtlichen, ei· 
nem Freizeit· und einigen Ge· 
Iegenheilsredakteuren sowie 
einem Zeichner und einem 
Drucker hergestellt. • Wir sind 
bemüht, die Meinung der Ge· 
langeneo zu reprä!>enlieren·, 
sagt Gähner. Das Image, ange· 
paßt und anstaltskonform zu 
berichten, ist der .Lichtblick" 
allerdings immer noch nicht 
qdnz los. G<!hner wehrt sarh 
·~ehement dagegen. unter an· 
derem mit dem Htnweis a uJ 
etne Reihe von Anzeigen und 
Privatklagen. Außerdem wer· 
de ihnen die Zeitung jedes Mal 
buchstäblich .aus den H.inden 
genssen· .• Dann können wir 
doch ntcht an den Gefangenen 
vorbetschretben", so der 
hauptamtliche Redakteur. 

Redaktion • würde aber mit je· 
dem zusammenarbeiten, auch 
mit der CDU, wenn sie etwas 
für die Gefangenen llite·. Die 
Situation der Hälltinge ver· 
schlechtere sich zunehmend, 
sagte Gähner. Das Klima in Te· 
gel sei allgemein schlecht, es 
werde mehr als früher regle· 
mentiert und die Zahl der Aus· 
gängegehe zurück. 

oder ganz Jer Zensur zum Op· 
fer lallen, besonders häuJig tn 
bayerischen Strafanstalten. 

Mit Unterstützung eines un· 
entgelthC'h art.ettenden 
Rechtsanwalts wurde nicht 
nur einmal die Au~l telerunq 
nachträglich durchge~et~t. Re· 
gelmäßige .Llchtbllck · ·Les!:r 
stnd aber auch etne ehc:n•~h<JtJ 
Vollzugshelferin. '"" nath All· 
'irallen ausge,•unrlt:rt '''· 1111d 
500 bis f\00 1\:tchttnhaftte rte. 
Der Senat fmanztert die Ge!an· 
genenzetlung wm Großteil. 
Im vergangeneo J<lhr erht,·fl 

(DW/epdJ. Hi ftlloae aus Moabit haben 
jetzt dem Anslllltsstelsorger und J esui· 
tenpaler Ruß vorgeworfen, sich vornehm· 
lkh um prominente Gefangene ,.;e Aotes, 
Garski und Herrmann gekDmmert zu ha· 
ben. Er ~oll sie wthrend der Haft vor al· 
lern mit Lebensmitteln und Tabak versorgt 
haben. 

Vor allem in 
Bayern zensiert 

Die .Lichtblick"·Mann· dte Redaktion !6 000 Marie f••r 
schall - die Redaktion tsl tn Pap!Cr und 13 000 :-1ark lur 
dret ineinander gehenden Porto. 
Doppelzellen untergebracht - Zur Zetl schwebt '"'teder etn· 
produziert zehnmal im Jahr mal Juslllla ubP.r der Redakt t· 
5200 Exemplare, von denen el· on. Der Jusllzsenator erslnll~· 
wa 2400 in andere Haftanslal· te Strafanzeige weqen llelet<h· 
ten verschickt werden, aber gung von Justizbeamten. au·,. 
nicht immer ankommen, weil gelost durch eine Kankatur. 
sie dort oft genug teilweise ' · lJ. 

(Berliner Morgenpost vom 30.01 .1987) 

,Der Lichtblick' erscheint 
in Tegel zum 200. Mal 

Die unzensierte Gefangenenzeit· 
schrifl . Der Lichtblick" feiert in 
diesen Tagen ein Jubiläum: Dte in 
der Justizstrafanstalt Tegel ge. 
schriebene und gedruckte Publika­
tion erscheint zum 200. Mal. Aus 
dtesem Anlaß lud die Redaktion zu 
eiher extra genehmigten Presse­
konferenz. die allerdings in letzter 
Minute zu platzen drohte. 

Der Grund: Der Sprecher des Ju. 
stizsenators, Volker Kähne, nahm­
obwohl von der Redaktion nicht 
emgeladen -an dem Gespräch teil 
Kähne: .. Bei Veranstaltungen die· 
ser An ist die Justiz-Pressestelle 
stets vertreten." Die fUn! Mitarbei· 
ter des .. Lichtbhcks" waren zwar 
verärgert. akzeptierten aber diese 
Entscheidung, .. weil die erschiene­
nen J oumalisten nicht enttäuscht 

anstalten verteilt oder an Gefang· 
nisinsassen anderer Vollzugsan­
stalten im übrtgen Bundesgebtet 
versandt. Vor allem in Bayern sorgt 
dte vom Senat mtt knapp 30 000 
Mark jährlich unterstützte Pubhka· 
uon ab und an für Wsrbel Der ver· 
antwort!Jche Redakteur Michael 
Gähner· .. Hefte werden beschlag. 
nahmt oder geschwänt. Wir setzen 
uns nut juris:ischen Mittein zur 
Wehr. " 

Weitere Probleme· Derzeit läufl 
ein Strafverfahren gegen den 
.. Lichtbhck" , weil in einem sati· 
risch gemeinten Bellrag angeblich 
eL"' Jusuzbeamter beleidigt worden 
set. Und: Etne ,·ötlig überaltertE> 
Rotapnnt-Druckmaschme streL'<t 
regelmäßig. Gähner. Wir hoffl'n. 
daß uns em Spendl't hilf\.· 

lliiftlinge mit geringeren finanziellen 
"'öglichkeiten hätten dagegen oft ver· 
gehlich um ~eine Hilfe gebeten. Weiter 
w~rd Ruß vorgeworfen, etngegangene 
Spenden zugun~ten der Gefangenenar· 
beit unkorrekt verbucht zu haben Häft· 
Iinge 'eien auch- so heißte'- von Ruß 
betrogen worden. weil u vorbestellte 
Waren ntcht korrekt abrechnete lnzw1· 
sehen hat der Stcherhettsbeauftragte der 
Anstalt Steh gezwungen gesehen. Ruß 
Haus' erb<>t zu erte tlen Dennoch glau· 
ben Haithnge. daß Rull ,e,ne Taugkett 
gestattet "urde. bts Antes aus der Haft 
entlassen wurde E> set 'ertuscht '"' r· 
den. daß Ru ß steh • II re~hte H•nd '"n 
Anstaltslette r und Staatsan" alten zetgte 

(B.Z. vom 13 .02.1987) 

A3318kamen 
Wfrüher frei 

S•rlin, Lt Feorvc~ 
198o 'nd 3318 St,otgefo"· 

geneaus den Berhl"'er Jvshl· 
voHz\lgS~AnltCit&fl vorzel1•9 
emtossen worden 256 ouf · 
gf-.md einet Gnodentttwe, . 
ses 67 durch Zun.it;kstellung 
det Suofvollslreckung Arlt· 
wortvon Justizsenator Scholz 
ovt e i ne Kleine Anfrage 

(B.Z . vom 25.02 . 1987) 

Kein Krankengeld 
für Häftlinge 

8ertin, 25 Februar 

"t\~' . 
l..'l'>', • 
~"'"' 

Ülasto/Qge wie du und ich 
~eler Knasueitung 'Licht· 
11 das Seelenleben von Ju. 
Kähoe .• Wenigstenseiner 
te Kähne, als der Hase auf 
dem der gelernte Staatsao· 
;eladen-iodiePressekoo­
ts gemogelt hatte und sich 
.g zu gehen den Unmut der 
.og. 

Was Parteien angeht, sei der 
• Lichtblick" unpolitisch. Die werden sollten" . 

Dte Gefangenenzeitschrill er­
schien am 2~. Oktober 1968 zum 
ersten Mal- Auflage 800 Het'te. ln· 
zwischen werden monatlich 5200 
Exemplare in den Berliner Straf. 

Ungeachtet dessen häuien steh 
die Gratulationen zur Jubiläums· 
ausgabe. Auch der Regierende Bur­
germelster Diepgen und Bundesju · 
stizminister Engelhard ließen es 
s ich nicht nehmen. zu gratulieren. 

Halllinge hoben ke ine n 
Anspruch oul Kranken· 
geld , ouci'l "'!e nn sie sich 
im o ffenen Strafvollzug 
be finden. Ein Monn, der 
berulstbtig war und nur 
die Nacht in seiner Zelle 
verbrochte. b litzte noch 
E r~ronkung mit seine r 
Forderung ob. Oie lohn· 
lortzohlung des Arbeit· 
gebers holte er e rholten. 
8undesoziolgericht, Az: 8 
RK 9/85. 

brigens der einzige nicht· 
1sasse, seit 1981 die Tier· 

Gefängnissen untersagt 
teigende Duldung gilt nur, 
tristen Tegeler Bau mit den 
n und Kohlfeldern des gro­
uscht. •Hoppelcheo fore· 
ie Redalctioos-Parole. 

~gel vom 6.02.1987) 
!hend keine frische 
in Gefängnissen 

:he Wäschewechsel in den 
,ssen fiel in der vergangeneo 
oche zum Teil aus, weil die 
ei der Haltanstalten in Plöt­
robleme hat. Wie Justizspre­
Anlrage sagte, habe man drei 

ng nicht genügend FreiwUlige 
er Wäscherei arbeiten wollten 

zu einem Engpaß gekommen 
Nische sei nun "ab~uubeiten". 
tte sich beim Tagesspiegel 
Jaß er seit über einer Woche 
r.kleidung tragen müsse und 
:he nicht mehr ausgewechselt 
Grllnde des Personalmangels 
lOte der Justizsprecher keine 
~ ·(Tsp) 

(Der Tagesspiegel vom 8.03.1987) (B.Z. vom 14 .03.1987) 
Scholz will Schwerkrimine1le von e Justizminister: U-Haft 

Haftlockerungen ausschließen 
Justizsenator Rup<'rt Scholz (CDl:) hat sich dauert Oft ZU Jange 

aul der Justizministerkonferenz der Länd<'r Borm, 14. März 
da!Ur eingesetzt. bei der Gewährung \'On Untersucbui14:Shaft in der Bundesrepublik 
Vollzugslockerungen und Hallurlaub auch die wird zu oft angeordnet und dauert oft zu lange. 

(Die Wahrheit vom 30.01 .1987) 
Schwere der Schuld des Häftlings zu berück· Die Anzahl der in U-Ha.t't genommenen ist 
sichtigen. Wie der Senator dem FDP·A~eord· rückläufig aber immer noch ru hoch. Das ist 
neten Kari-Heinz Baetge auf eine Kleine die Auffassung von Jusli.uni.nister Engelhard. 
Anfrage weiter mitteilte, könnten bei einer 
solchen Änderung des Strafvollzugsgesetzes 
zum Beispiel Wirtschafts- und Umweltkrimi­
nelle aus Gründen der ,Generalprä,·ention" 
(Abschreckung der Bevölkerung \'On Straftaten) 
und des ..angemessenen Schuldausgleichs" von 
Hultlockerungen .zeitweise" ausgeschlossen 
werden. (Tsp) 

(Süddeutsche Zeitung vom 10.02 . 1987) 
Konzept zur Modernlslerung 
des Strafvollzugs vorgelegt 

Hamburg{ddp) 
Der Hamburger SPD·Minderheitssenat hat 

sein KonZt>pt für eine Modernisierung des Straf· 
vollzugs in der Hansestadt vorgelegt. So sollen 
mehr Möglichkeiten zur Einzelunterbringung 
und ausreichende Arbeitsmöglichkeiten für die 
Häftlinge gescba!!en werden, e rläuterte Justiz­
senator Wolfgang Curilla. 300 neue Einzelzellen 
sollen für Häftlinge bereitgestellt werden.. die 
derzeit noch in Gemeinschaftszellen mit bis zu 
sieben Betten leben oder im offenen Vollzug un· 
tergebracht sind. Für die Maßnahmen hatder Se­
nat Curilla zufolge vier Millionen Mark bereitge· 
stellt, über weitere vier Millionen Mark gebe es 
eine Verpflichtungsermächtigung. 

(Der Tagesspiegel vom 6.03 .1987) 
Justiz prüft Verkauf von 

Kondomen in Gefängnissen 
Die Justizverwaltung " ill jetzt angesichtsder 

Gesundheitsgefährdung durch AlDS .kurzfristig 
prüfen', ob in den Berliner Haltanstalten 
Kondome an GelangenP. verka'Ull werden dür­
fen. Dies teilte der Sprecher der Behörde, 
Kähne, aul Anfrage mit. Der Verkaul von 
Kondomen in Gefängnissen ist in einer Pres­
semitteilung von der Redaktion der Gefange­
nenzeitung .der Lichtblick" gelordert worden. 
Beim Schutz vor AIDS dürften Häftlinge nicht 
Bürger zweiter Klasse sein, heißt in der 
Erklärung. 

Bisher sind Kondome nach Angaben von 
Kähne in den Gefängnissen verbeten, weil sie 
gelegentlich zum Tr<1nsport von Drogen miB· 
braucht würden. Es habe sogar einen Todesfall 
in einer Haltanstalt gegeben, als das im Körper 
des Opfers transportierte Kondom mit dem 
Rauschgilt geplatzt sei. 

Kähne wies darauf bln, daß der Verkaul von 
Kondomen nach Ansicht der Anstaltsarzte .kein 
quantitatives Problem" sei. (Tsp) 

Eklat auf 
Pressekonferenz 
von "Lichtblick" 

(DW·E. SI.}. Mit einem Eklat begann 
gestern eine Pressekonferenz in der Re· 
naktion der Gefangenenzeitung _Licht· 
blick" im Haus 3 der Justlhollzugsanstah 
Tegel. Als Pro•·okation .. urde die :\nwe­
senheit •·on Volker Kähne, Pressesprecher 
des Justizsenators. •·on den Milllrbeitem 
des _Lichtblicks- empfunden. 

Die Redakteure hatten sich die Pres­
s~konfere nz mühsam erkämpfen müs­
sen. und gegen mehrere ,Lichtblick"· 
Mitarbeiter hat der Justizsenator Anzei· 
ge wegen angeblicher Beleidigung eines 
Justizbeamten in der jüngsten A4sgabe 
der Gefangenenzeitung erstattet. 

Eigenthcher Anlaß der Pressekonfe· 
renz war ein Jubiläu m. ln diesen Tagen 
erscheint die 200. Ausgabe der Zeitung. 
Seit 18 Jahren versuchen Häftlinge, die 
Haftbedingungen öffentlich bekanntzu­
machen, über justizpolitische Fragen zu 
diskutieren und die Kommunikation un­
ter den Gefangenen zu fl>rdern. 
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Haus IV 
Insassenvertretung IV 
JVA TegeVSothA 

An TAL 
Frau Dr. Essler 
SothA 
- im Hause -

Betrifft: Ihr prätenziöses Verbalten 
gegenüber der Insassenvertretung 

Sehr geehrte Frau Essler! 

Als Anlaß dieses Schreibens gi.lt zwar 
der Vorfall vom 21.1.1987, ist aber 
nur ein weiterer Umstand der schon 
bestehenden Mißverhältnisse. Ihre Art 
und \~eise mit der Insassenvertretung 
"konstruktive" Gespräche zu führen, 
wie auch anstehende Probleme zu 
Lösen. ze1gt sich in der einseiugen 
Kompromiß fähigkeit/ - bereitscha ft un­
serersens. Dte gegebenen Machtver­
hältnisse sind natürlich so struktu­
nert, daß WJr selbst keinerlei Durch­
setzungsvermögen/-kraft besitzen, Sie 
hingegen keine Kompromißbereit­
schaft ze1gen brauchen. 

Der § 160 StVollzG, sowie die AV zu 
§ 160 des Senators für J usliz von 
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1976 werden zu emer Farce herab­
degradiert, die Insassenvertretung zu 
Handlanger- und Vorzetgefunktionen 
benutzt/ausgenutzt. Angriffe auf ein­
zelne Insassenvertreter bestärken nur 
diese Erkenntnisse und weisen wir 
auf das Schärfste zuruck, zumal 
\~ahrheitsgehalte in der Nol\,•endig­
ken zur Stabllisterung von ernann­
ten Autoritäten verschwtmmen. 

Die Frage ergibt sich daraus, inwie­
weit Gespräche mlt Ihnen noch sinn­
voll und zweckmäfhg sein können, 
welchen Stellenwert diese m der 
weiteren Arbeit der Insassenvertre­
tung haben. 

Nehmen Sie zur Kenntnis. daß wir 
Ihr jetziges Verhalten - d1e Art und 
Weise, wie Sie mit der Insassenver­
tretung und e1nzelnen Insassenver­
tretern umgehen - mcht mehr hin­
nehmen bzw. akzepueren: Sollte sich 
lhr Verhalten uns gegcnuber- nicht 
ändern, werden wir Jede wettere 
Zusammenarbeit aufkundigen. 

lnsassenvertrewng IV 
gez. neun Unterschriften 

Insasse; 
Der Fa I l K. . .. 

Al!:> der vefungene K. in der JVA 
'Iegel of'I!L.lell seine Kandtdatur als 
Insassenvertreter bekanntgab war er 
schon ld!:>l geruhrt , a.ls ihm kurz dar­
auf ein Danke5schreiben des Teilan­
staltsleiters M. über bracht wurde: 
":O.Ht Freude habe ich zur Kenntms 
genommen, daß Sie sich fllr dte Hohl 
als Insassenvertreter ... zur Verfu­
gung stellen wollen. lch danke Ihnen 
für Ihre Bereltschaft ... " 

Aber m K. regte sich zugletch ein 
Verdacht. Hatte ihn dieser Teilan­
staltsle!ler mcht einige Monate zu­
vor zu drei Tagen Arrest verdonnert, 
weil er - K. - angeblich den Stell­
vertreter des Teilanstaltsleiters be­
leidigt habe? Und legte ihm d1eser 
Teilanstaltsleiter nicht auch ununter­
brochen dann Steine in den Weg, 
wenn es um die von ihm - K. - ge­
wunschte "konstruktive Vollzugsge­
staltung" gmg? Und ausgerechnet 
"einem solchen Querulanten, der un­
entwegt auf seine Rechte pocht" 
(BeamtenJargon), dankt er wegen der 
Kandidatur auch noch für die Seren­
schaft. "nunmehr auch insoweit kon­
strukttv am Vollzugsgeschehen mit­
arbeiten zu wollen"? Als ob der 
Teilanstaltsleiter gerade dann mit 
vermmderten Aktivitäten seines un­
liebsamen Häftlings rechnen könne!? 

Verkannte er völlig den Smn der 
lnsassenvertretung. auch auf :O.Iiß­
stände im Vollzug aufmerksam zu 
machen, und erwartete er ausge­
rechnet Mäßigung oder gar ZurUck­
halcuns. von K. beim Anprangern sol­
cher Ubel? 

K. wurde nach sechs Wochen Grübelns 
erlöst. Da flatterte ihm nämlich das 
nächste Schreiben des Teilanstalts­
leiters auf den Tisch. Und das bestä­
tigte alle seine Befürchtungen: 

" ... bedaure ich, Ihnen nunmehr nach 
Prüfung mitteilen zu müssen. daß Sie 
sich aus memer Sicht für diese ver­
antwortungsvolle Tätigkeit nach den 
mit lhnen im Vollzug bisher gemach­
ten Erfahrungen und von ihrer Per­
sönhchkeit insgesamt her nicht 
eignen , und well ich zudem befürch­
te. daß Sie diese Funktion mißbrau­
chen könnten." 

Der TedanstaltsJener zählte dann d1e 
(angebhchen) Verfehlungen auf: 

- Drei Tage Arrest wegen Beletdl­
gung, "daß mein ständiger Mitar­
beiter und Vertreter, 'dieser Mör­
der, wteder einen (Mitgefangenen) 
in den Selbstmord getrieben 
habe' ." (angebliche· Ä uf\erung von 
K.) 
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'ertretung im Haus lll unerwünseht . . . ? 
- "zudem ist es schwer, mit jemanden 

zu verhandeln, der keine Vollmacht 
hat, der nur Staffage für die un­
menschlichen Richtlinien der An­
staltsleitung ist" . (Äußerung K. 's 
in einer Dientsaufsichtsbeschwerde 
gegen M. ). 

- "Die Anstaltsleitung hat ein ge­
störtes Verhältnis zur Demokra­
tie ... " (Äußerung K. 's in einer 
Dienstaufsichtsbeschwerde ). 

"die Verantwortlichen müssen 
offenbar in ihrem Wahrnehmungs­
vermögen gestört sein" . (Äußenmg 
K. 's in einer Dienstaufsichtsbe­
schwerde . ) 

K. soll offenbar bemüht sein, zwei 
Abhörgeräte (Wanzen) zu erlangen, 

um diese im Teilanstaltsbüro (TA 
lll) anbringen zu lassen, "damit 
die unlauteren Praktiken meiner 
Mitarbeiter oder gar meiner 
eigenen erlauscht werden können" . 
(Unterstellung von M. gegen K. ) 

Diese Verhinderung seiner Kandidatur­
als lnsassenver:-treter:- beantwortete K. 
sofort mit einer weiter-en Dienstauf­
sichtsbeschwer:-de an den Senator:- für:­
Justiz und einer gerichtlichen Klage 
an die Strafvollstreckung~kammer:-. 
Der Senator übersandte die -Dienst­
aufsichtsbeschwerde zunächst "zu­
ständigkeitshalber an den Tegeler 
Gesamtanstaltsleiter", der aber nicht 
lange brauchte, um die Entscheidung 
des Teilanstaltsleiters zu bestätigen. 

Wirtschaftlieh ergiebig? 
Der auch in Westberliner Knästen 
unternehmerisch aktive Papier-, 
Büro- und Schreibwarenhersteller 
Herlitz AG, Berlin, ließ seinen 
Aktionären mitteilen, daß sie für das 
abgelaufene erfolgreiche Betriebsjahr:-
1986 erstmals wieder mit einer Divi­
dendenzahlung rechnen können. 

Der Inlandsumsatz erhöhte sich um 
neun Prozent auf 328 (1985 303) 
Millionen D- Mark. Nach Auslaufen 
verschiedener Großprojekte in Bedin, 
konnten die Zurückstellungen auf 36 
(1985 79) Millionen D-Mark verrin­
gert, die Mitarbeiterzahl dagegen um 
vier Prozent auf 2603 (1985 U97l 
erhöht werden. 

Es nimmt auch nicht wunder, wenn 
Herlitz sich auch für das laufende 
Jahr bestens gerüstet sieht. Denn 
dazu t ragen, neben der bereits 
erfolgten Übernahme des Kitschkar­
tenproduzenten Susy Card GmbH, 
Harnburg und bestehender Zusammen­
arbe it mit dem Nobelschr-eiberher­
steller Parker Pen, Großbrit annien, 
nicht zuletzt auch die unzähligen 
Gefangenen bei, welche für einen 
Ausbeutungslohn von durchschnittlich 
DM 7,06 (pro Arbeitstag!) unermüd­
lich schuften, um die erklecklichen 
Ausschüttungen an die Wertpapier­
inhaber überhaupt erst zu ermög-

l liehen. 

Während die Herlitz-Aktionäre am 
Banktresen gr-insend ihre unverdien­
ten Verdienste einst reichen, darf sich 
der bei Herlitz im Knast arbeitende 
Gefangene beim allmonatlichen Stu­
dium des EDV- Belegs über seine 
Bezüge als zu Recht gebeutelt, mehr 
noch, beschissen fühlen! 

lronie des Schicksals: Frustiert wird 
die Bescheinigung über die Arbeits-

"belohnung" mit dem im Gefangenen­
einkauf nicht gerade preiswert er­
standenen Bürolocher (HERLlTZ) 
gelocht und in den - ebenso das 
Signum HERLlTZ tragenden - Plastik­
ordner abgeheftet. Ordnung muß sein! 

Ob des vielen Grübelns spät in der 
Nacht erst eingepennt, pilgert der 
sich inzwischen geneppt Fühlende am 
nächsten Morgen verstimmt zu Seiner­
Fronarbeit bei Herlitz. Verschlafen 
oder ein - womöglich unentschul­
digter - Fehltag ist nicht mehr drin. 
Beim nächsten Gefangeneneinkauf -
dies ist fest eingeplant und ausge­
rechnet - möchte er sich holzfreies 
Schreibmaschinenpapier, 100 Blatt 
für dreifuffzich, fr-eilich VON HER­
LlTZ, leisten. 

Die Anstaltsleitung, stellvertretend 
für den Senator für Justiz, wird auch 
künftig dafür Sorge tragen, daß die 
Herlitz AG ihren Aktionären durch 
noch deutlichere, verbesserte 
Betriebsergebnisse - natürlich an den 
Haus-, Eigen- und Überbrückungsgeld­
konten der Gefangenen vorbei - mög­
lichst fette Dividenden ausschütten 
kann. Das Zauben.,rort dafür ist im 
Strafvollzugsgesetz (StVollzG) § 37 
Abs. 2 zu finden. Die Anstalt ist 
nach dem Willen des Gesetzgebers 
geradezu verpflichtet, "dem 
Gefangenen \oJirtschaftlich ergiebige 
Arbeit zuzuweisen." 

Fragt sich nur, für wen ergiebig? 

Jedenfalls offensichtlich nicht sehr 
ergiebig für den betroffenen 
Gefangenen! 

Bernd Laudien 

Nun sind wieder der Senator für 
Justiz und die Strafvollstreckungs­
kammer am Zug. K. wlll auf gar kei­
nen Fall Klage und Dienstaufsichts­
beschwerde zurückziehen. Er ist wie 
viele Vollzugsexperten der Auffas­
sung, daß die Insassenvertretung ein 
demokratisches Forum ist und kein 
Repräsentationsinstrument der An­
staltsleitung. "Das wäre Ja noch 
schöner", zieht er den Vergleich 
hinsichtlich Gewerkschaften, "wenn 
Arbeitnehmerinteressen von Arbeit­
gebern genehmen Vertr-etern wahrge­
nommen würden." 

Verfasser der Redaktion bekannt. 

011.5 NfU:.H.Sr'E I'IR/. t:.Nr­

SCI/EIDE ICH ~"tf'/5 fle/P DJE.SE 

St:.t rE KOMNr OFT .S(.I-/REt6E 

ICH NRMI. t C.H E:IN€.N' 

LC.SeR 8RIEF ,f 

April - April ! 
Rechtzeitig zum Frühling wird den 
Gefangenen der JVA Tegel per 
Zusatz-Einkaufsliste März 87 für den 
Gefangeneneinkauf Tesa-Moll angebo­
ten, besser: zugemutet. 

Abgesehen davon, daß es selbstver­
ständliche Pflicht der Anstaltsleitung 
sein muß, für eine zug- und kälte­
arme Unter-bringung der Gefangenen 
zu sorgen, kommt dieses Angebot des 
Pack- und Lieferbetriebes RÜHL um 
ein halbes Jahr zu spät. Oder sind 
hier etwa die konkreten Auswirkun­
gen des bei der Regienmgsübernahme 
von CDU/FDP so hochgepriesenen 
Subsidiaritätsprinzips (Hilfe zur 
Selbsthilfe) zu spüren? 

Statt uns zu bedanken, erfrechen wir 
uns zu reklamieren: 

Hier bestünde die Hilfe zur Selbst­
hilfe - wenn überhaupt - lediglich 
darin, mittels - von der Senatsver­
\valtung für Justiz abgesegneten -
Einkaufsliste das "Hilfsmittel" (hier 
TESA-Moll) anzupreisen. Bezahlen je­
doch - und zwar teuer - dürfen wir, 
von dem schwer verdienten Hunger­
lohn für Gefangene . Vom dürftigen 
Taschengeld ganz zu schweigen. 

Nein, so nicht, Herr Senator! 

Andererseits: Vielleicht könnte es 
sich hierbei a uch um einen - aller­
dings verfrühten - Aprilscherz han­
deln. Na dann: April - April! 

Bemd Laudien 

'der lichthlick' 23 
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Als ich vor ca. drei Jahren Voll­
zugshelferin in Tegel für Werner G. 
wurde, ahnte ich nicht, daß dieser 
Entsch I uß mein bisheriges Leben to­
tal umkrempeln würde. Vorher lebte 
ich ein Leben, nicht unangenehm, 
aber auch nicht sehr bewegend; ich 
fühlte mich nicht ausgefüllt. 

Da stieß ich auf die Notiz in einer 
Zeitung: "Vollzugshel fer" gesucht. 

So kam ich nun zu Herrn G. Ich hat­
te vorher nie mit der Justiz zu 
tun, geschweige denn mit Inhaftier­
ten. Nachdem i eh mi eh nun mit dem 
Fall des Herrn G. vertraut machte, 
intensiv die Akten studierte, wurde 
mir voller Entsetzen bewußt, was 
hier passiert ist. Herr G. wurde 
nur aufgrund von Indizien und der 
Aussagen seines Mittäters verur­
teilt. Beweise seiner Unschuld er­
brachte der Staa tsanwa 1 t nicht, wo­
zu er verpflichtet ist. 

Nachdem nun der erste Wiederaufnah­
meantrag- trotz beigebrachter Zeu­
genaussagen, die Herrn G. total 
entlastet hätten - abgeschmettert 
wurde, verbiß ich mich noch mehr 
in diesen Fall. Es dauerte, ehe ich 
die Ausmaße der so großen schlam­
pigen Arbeit aller Betei I igten an 
diesem Fall erkannte . 

Inzwischen hatten sich nacheinan­
der vier Rechtsanwälte mit diesem 
Fall herumgeschlagen, aber seltsam, 
nicht einer ging auf die Wahnsinns­
fehler ein, die hier gemacht wur­
den. Als ich darauf hinwies, wurde 
mir gesagt, ja, das hätte der erste 
Rechtsanwalt, der Herrn G. vertrat 
- der aber zum großen Schaden des 
Herrn G. kein Strafverteidiger war 
- regeln müssen, er hatte keine Be­
weisanträge eingebracht; als er in 
die Revision ging verhielt er sich 
genauso passiv, also ein einziges 
Dilemma war schon der Anfang der 
Verteidigung, auf Kosten des Ver­
urtel lten. 

Zuvor hatte ich keinen blassen 
Schimmer vom Strafrecht und war 
einmal so furchtbar naiv, das Wort 
"Gericht" mit "Gerechtigkeit" zu 
verbinden. Oh, wie groß war der 
Schock für mich, als ich erwachte!!! 

Da ich nun schon immer einen stark 
ausgeprägten Gerechtigkeitssinn 
habe, habe ich immer wieder ver­
sucht, das Menschliehe in dieser 
Justiz zu suchen. Ich habe die Vor­
stellung, wenn ich einen bestimmten 
Beruf erwähle, also, ich würde 
Richter werden, dann müßte i eh doch 
in erster Linie davon überzeugt 
sein, Gerechtigkeit zu üben. Nun 
wi 11 ich nicht alle Vertreter der 
Justiz über einen Kamm scheren, 
aber was ich nun bisher erlebte, 
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Wiederaufnahmeverf~ 
Gedanken einer "ehemaligen Vollzugshel ferin" 

schlägt dem Faß den Boden aus. In Das verschlägt einem doch die Spra-
den drei Jahren, in denen ich mit ehe, ich könnte mir vorstellen, daß 
der Justiz zu tun hatte, wurde ich es so etwas in einem schlechten 
noch nie so viel belogen, nicht nur Krimi gibt, nein, das ist die Wirk-
von den kleinsten Beamten, nein, lichkeit'!! 
es geht bis zur Tätigkeit "leiten- Der Roman geht weiter: 
der Personen." 

Verfassungstheoretisch, proklama­
tori schund gemäß den Sonntagsreden 
unserer Spitzenpolitiker - den 
Herrn Bundespräsidenten einge-
schlossen - haben wlr einen recht­
lich geradezu mustergültig verfaß­
ten und geordneten Staats- und Ju­
stizapparat, den besten, den es je 
auf deutschen Boden gab. Hört sich 
gut an, wer hat das nur erfunden??? 
Wir haben unabhängige Richter, wie 
sieht die Wirklichkeit aus??? Un­
abhängig sollen die Richter sein 
und nur ihrem Gewissen unterworfen; 
nun frage ich, hat denn ein Richter 
überhaupt ein Gewissen, wo bleibt 
es, wenn z. B. eine Wiederaufnahme 
beantragt wird, daß er dann die 
neuen Zeugenaussagen, die den In­
haftiertentotal entlasten, einfach 
vom Tisch fegt??? Nach dem Motto: 
"Wer hier schuld ist, bestimmen 
wir!" 
Zum Beispiel die Aussage e1nes Zeu­
gen, der den wahren l~örder einen 
T nach der Tat - als diese noch 

So wurdedie Aussage der Schwägerin 
des Herrn G. mit folgenden Worten 
abgetan: "Oie enge verwandtschaft­
liche Beziehung zu G. ist zu wür­
digen , wobei das Schwurgericht ei­
ne zum Schutze des G. aufgestellte 
wahrheitswidrige Behauptung aufge­
stellt hat." 

Frage: Warum wurde die Zeugin dann 
nichtgerichtlich belangt, wenn sie 
wahrheitswidrige Behauptungen auf­
stellte??? 

Der Roman geht weiter: 

Die Äußerungen des Täters Frank P., 
die Zeugen bekundet hatten, werden 
vom Gericht damit abgetan: "P . rede 
oft Unsinn"wieZeugen bekundet ha­
ben, das Gericht sieht keine An­
haltspunkte für eine Beteiligung 
des Frank P. " 

Seltsam, woher weiß das Gericht, 
daß P. ein Schwätzer sei und oft 
Unsinn rede? Er hat doch vor Ge-
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nicht entdeckt war - aus oer Woh­
nung des Opfers kommen sah, von dem 
Täter bedroht wurde, wenn er nicht 
Stillschweigen bewahren würde, au­
ßerdem übergab er ihm zwei goldene 
Armreifen. Der Zeuge war seinerzeit 
14 Jahre alt und hatte Angst vor 
diesem Mann, so daß er diese Aus­
sage erst später macht . 

Das Gericht tat diese Aussage mit 
den Worten ab: "Denn aus der unter­
stellten Tatsache, das P. einen 
Tag nach der Tat aus der Wohnung 
des Opfers gekommen war, ergibt 
sich für seine eigene Täterschaft 
unmittelbar nichts." 

ri cht ( a 1 s Schwager des Herrn G.) 
die Aussage verwe igert . 

Seltsam, da glaubt das Gericht den 
Zeugen, aber wenn sie Beweise der 
Unschuld des Herrn G. beibringen, 
glaubt das Gericht den Zeugen nicht, 
wer kommt da noch mit??? 

Der Roman geht noch weiter : 

Wußten Sie, daß das Gericht "Hell­
seher" beschäftigt??? Ich weiß es 
nun; denn "die Ermordete bekam wie 
üblich um 12 .00 das Mittagessen 
ausgehändigt und hat es a 1 sba ld ge­
gessen. Die leere Verpackung ist 
später gefunden worden . " 
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aren ein Glücksspiel? 
t eines Romans, abgefaßt zum Thema "Justi z" 

Sehr scharfsinnig, nicht wahr? Es 
wurde gar nicht bewiesen, daß sie 
das Mittagessen, was sie bekam, 
wirklich gegessen hat, sie kann es 
ja auch ins Klo gekippt haben und 
hat etwas anderes gegessen. Außer­
dem hatte die Frau 0. Herrn G. mal 
erzählt, daß sie sich das Abendbrot 
erspart, denn sie stellt das Essen, 
was sie ge l iefert bekommt, immer 
ins Bett und ißt dann später . Diese 
Formulierung steht auch in keiner 
Akte . 
Der Roman wird immer spannender: 
Der Mittäter Di eter Sch . wurde 2-
mal von der Kripo in Bezug auf die 
K I e i dung der Toten befragt, dunner­
Jittchen, da war die Kripo direkt 
helle , alle Achtung. Die Aussage, 
2mal bestätigt von 0. Sch.: "Sie 
war mit einem Nachthemd und einem 
hellen (beigefarbenen ) Hergenrock 
bekleidet", ich glaube, daß das 
sogar seine Ri chtigke it hatte . Das 
tück i sehe an der Sache ist nun, daß 
Herr G. überhaupt nicht befragt 
wurde, was die Ermordete anhatte. 
Als Herr G. mit dem Dieter Sch. 
mittags für ca . 10 Minuten die Frau 
besuchte, war sie zum Ausgehen ge­
kleidet, mit Mantel und Kappe oder 
Hut auf dem Kopf . Auf mein Befragen 
hatte mir das Herr G. erzählt; das 
erscheint in keiner Akte . 

So, nun geht ja wohl der Gang so, 
daß, wenn der Staatsanwalt die An­
klageschrift erstel lt, di eses nach 
dem Bericht der Kri po tut, und es 
ist doch eigentlich unheimlich 
wichtiQ, daß er sich dann zum Ver­
gleich die Tatortfotos der Kripo 
ansieht . So, was hat der gute Herr 
Sch . nun getan? Er hat die Aussage 
de-s Dieter Sch . flugs übernommen, 
und im Urtei I erscheint nun folgen­
der Satz Seite 13 : "Außerdem trat 
er dem jetzt am Boden 1 i egenden 
Opfer, das nur mit Nachthemd und 
Morgenmantel bekleidet war und 
durch Hochrutschen des Nachthemdes 
halb entblößt war, in den Unterleib 
und sagte: ... 
Seltsamerwei se wurde in der ge­
richtsärztlichen Inaugenscheinnah­
medes Gerichtsmedizinerskeine Ver­
letzung am Unterleib festgeste l lt, 
vom Ger icht wurde dieser Tritt aber 
noch strafverschärfend für Herrn G. 
gewertet . 
Der Roman geht immer noch weiter: 

Hätte sich HerrSch . nun die Fotos 
der Toten angesehen, hätte er fest­
stellen mOssen, daß sie ein Nacht-

hemd anhatte und einen schwarzen 
Pullover, das wird auch lt. Ge­
richtsmediziner, lt. Tatorterstbe­
richt bestätigt, deshalb die Ver­
wunderung der Kripo zur Aussage mit 
dem Morgenrock. 
Ein medizinisches Wunder, eine Tote 
hat sich umgezogen?!!! 
Nun zum Gerichtsmediziner: 
Die Körpertemperatur der Toten wur­
de nur einmal gemessen . Es ist er­
forderlich, die Temperatur zweimal 
zu messen . Es wurde ke l ne Pup i II en­
reaktion gemacht. Es wurden keine 
Fingerabdrücke vom Körper der Lei­
che genommen. Er konnte ein Hemd 
nicht von einem Schlüpfer unter­
scheiden. Er gab nicht an, in wel­
cher Höhe die Zimmertemperatur ge­
messen wurde. 
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So, der R~~an geht immer noch wei ­
ter: 
In der Anklageschrift hatte Herr 
Sch . ein "Hemd" als Tatwaffe einge­
setzt . Im Urte i I ersehe i nt dann a 1 s 
Tatwaffe ein "Unterbekleidungs­
stück"; lt. formel lem Verfahrens­
recht muß ein Tatwerkzeug in allen 
Einzelheiten erwähnt und beschrie­
ben sein . 
Jetzt kommt die Zeugenaussage der 
Gisela G.: P. sagte ihr, daß er der 
Alten einen ollen Schlüpfer ins 
Maul gesteckt habe. 
Tatfoto der Kripo: Ein Schlüpfer. 
Fazit: Nur der Täter kann wissen, 
daß es ein Schlüpfer war!!! 
Nun kommt der Clou: Diese ungeheuer 
~ichtige Zeugenaussage, die nun in 
den · zwe i ten Wiederaufnahmeantrag 
eingebracht wurde, wurde bei der 
Ablehnung vom Landgericht und vom 

Kammergericht überhaupt nicht er­
wähnt, also, um es ganz deutlich 
zu saqen, diese Aussage wurde un ­
tersch I agen! ! ! Warum??? We i I das 
Gericht jetzt erkan~t hat - ich 
denke doch , daß da einige Leute lo­
gisch denken können - was auf sie 
zukommt!!! 
Das ist der derzeitige Stand der 
Dinge, der Kampf geht weiter, was 
hierpassiert, muß einfach die gan­
ze Welt erfahren; denn hier wird 
ein Mensch kaputt gemacht, nur wei I 
die Schuldigen, die gesch lampt ha ­
ben, nicht bereit sind, ihre Fehler 
einzugestehen. nach dem Motto : "Der 
Rechtsfrieden muß erhalten bleiben 
und im Zweifel für die Rechtski'aft." 
Nachaem Herr G. sich nun der Ver­
fassungsnotwehrdes Ha rri S. ange­
schlossen hat, die an ca . 95 Per­
sonen, Institutionen, Parteien, 
Fernsehen, Rundfunk usw. ging, ist 
mir klar geworden, nachdem bisher 
nur bana I e Antworten kamen, die auf 
das Thema Verfassungsnotwehr gar 
nicht eingehen, daß die Verfassung 
überhaupt keine Gültigkeit hat . 

Niemand ist für die "Opfer der Ju­
stiz" zuständig, ein Verfassungs­
gericht haben wir in Berlin nicht, 
die Alliierten Schutzmächte sind 
auch nicht zuständ ig. 
Ich frage : Wer schützt uns vor der 
Justiz??? 
In der Hoffnung , daß sieh Vertreter 
der Justiz durch diesen Brief ange­
sprochenfühlen, daß ich vielleicht 
ein wenig bei einigen Menschen ge­
fühlsmäßig etwas aufgebrochen habe 
und sie über sich nachdenken , ob 
sie überhaupt sich im Spiegel be­
trachten können , ohne einen Brech­
reiz zu bekommen, dann hätte ich 
wohl schon etwas gewonnen; denn 
ichdenke immer wieder, so schlecht 
könnendoch die Menschennicht sein, 
ich vers uche immer wieder , das Gute 
herauszuholen . 

Mein Motto ist: "\~er kämpft, kann 
verlieren, wer nicht kämpft, hat 
schon verloren. 
Leider ist das, was ich hier zu 
Papier brachte, kein Schundroman, 
sondern die ganz knal lharte Wirk­
lichkeit in diesem "freiheitlich 
demokratischen Rechtsstaat" im Jah­
re anno 1987 . 
übrigens, Herr G. sitzt jetzt im 
siebenten Jahr in Tegel, Herr St . 
15 Jahre . 
"Im Namen des Volkes" . Nur leider 
weiß das Volk nicht, was im Namen 
des Vo lkes für Schweinereien pas­
sieren!" 

Erika Kaussow 
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Briefe an den Senator 
Werter Herr Senator! 

In der Hoffnung um Stellungnahme 
schreib ich diesen Brief. 
Hierbei handelt es sich um die Zu­
stände in der JVA-Tegel, Seidel str. 
39 1000 Berlin 27. Seit mehr als 
zw~i Jahren ist dort mein Bruder in 
Haft. Ich r:~öchte auch gar nicht be­
haupten, daß er dort zu Unrecht ist. 
Mirgehtes einzig und alleinumdie 
schlechte Behandlung den Inhaftier­
ten gegenüber. Leider muß ich irrmer 
wiederdie Festste 11 ung machen, daß 
die Anstalt Tegel aus reinen Schi­
kanen besteht. Selbst die Besucher 
werden behandelt wie der letzte 
Dreck . Ich war immer der Meinung, 
daß eine Strafanstalt die Aufgabe 
hat, den Häftlingen den richtigen 
Lebensweg zu lehren. Oder soll ich 
mich in dieser Meinung täuschen? 
Bis jetzt kann ich nur feststellen, 
daß so mancher Beamte noch weniger 
Anstand und Menschenkenntnis be­
sitzt als einige der Häftlinge. 
Macht sich bei der Justiz niemand 
Gedanken darüber, warum ein Mensch 
auf die schiefe Bahn gerät1 
So langsam kommt es mir vor, daß 
man von einem Beamten nicht erwar­
ten darf, daß er denkt. Das ist 
wahrscheinlich zuviel verlangt. 
Warum wirdden Häftlingen das Te le­
fonieren erlaubt, wenn der Beamte 
ja doch dauernd irgendeinen Spruch 
dazwischen schreit, so daß ich nur 
so mit ·dem Kopf schütteln kann? 
Wozu gewährt man den Häft 1 i ngen 
drei Pakete pro Jahr, wenn der Be­
amte dem Häftling gleich Vorwürfe 
über die Höhe des Wertes macht? 
Es ist mir nicht bekannt, daßes 
für Pakete eine Preisgrenze gibt. 

Den Inha 1 t bezah 1 e i eh und nicht 
derBeamte. Warum wird ein Häftling 
schikaniert, wenn er private Klei­
dung trägt? 

Warum ist es nicht möglich, daß der 
zuständige Sozialarbeiter sich die 
Zeit nimmt, um mit den Angehörigen 
über die Probleme der Häftlinge zu 
diskutieren? Es wäre bestimmt nicht 
falsch, wenn wenigstens die Sozial­
arbeiter sich für die Ursachen der 
Inhaftierungen Gedanken machten . 
Auf Personalmangel kann man das 
nicht zurückführen, denn der Ar­
beitslosenmarkt steigt von Tag zu 
Tag immer höher. Und darunter gibt 
es mindestens 20% pädagogische und 
psychologische Fachkräfte, die sich 
freuen würden, Bedürftigen - Häft­
lingen - zu helfen. 

Jeder Inhaftierte und dessen Besu­
cher haben das Recht auf Respekt 
und Disziplin. Oder liege ich da 
auch wieder falsch? 

Ferner möchte ich darauf hinweisen, 
daß i eh mir von einem Beamten nichts 
unterstellen lassen muß. Sollte man 
mirnoch eineinziges Mal unterstel­
len, ich würde meinem Bruder heim­
lich Geld in die Anstalt einbrin­
gen, so sehe ich mich gezwungen, 
andere Schritte zu unternehmen . 

Wer die JVA-Tegel kennt, der weiß, 
daß man den Häftlingen nicht mit 
Geld, sondern mit sozia ler Fürsorge 
hilft. Jeder Besucher muß sich ei­
ner Sicherheitskontrolle unterzie­
hen und bei minus 15 Grad sogar 
mit Kleinkindern von dem Anstalts ­
personal schikanieren lassen, ind~m 
man 10 Mi nuten vor der Ansta 1 t 1m 
Freien warten muß . Warum werden 

Selbsthilfegruppe 
Projekt 

Knackpunkt 

Draußen, allein oder auch nicht - . . . mit 
schwammigen Beinen, weil der Boden unter den 
Füßen fehlt. Es plagt der Frust und die Lan­
geweile. 

Wenn Du Lust hast, kannst Du allein, zu zwein 
oder auch zu drein in die Selbsthilfegruppe 
Knackpunkt k~n. 

Oder: ruf doch 'mal an: 

Freitag: 16-19 Uhr 030/851 13 68 

Sozial-Therapeutische Bildungsstätte e.V. 
Bornstraße 11, 1000 Berlin 41 
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Beamte nicht genauso kontrolliert? 
Der Rauschgiftumlauf wäre bestimmt 
geringer als jetzt. Warum werden 
nicht Senatoren, die zu kriminellen 
Handlungen bzw. Betrugs in Millio­
nenhöhe neigen, zu geeigneten Haft­
strafen ohne Bewährung verurtei I t 
und in die JVA-Tegel gebracht? 
Hat in diesen Fällen die deutsche 
Justiz Angst, daß solche Leu~e g~­
nauso verkommen könnten, w1e d1e 
dort Inhaftierten Ottonormalver­
braucher? 
Wo bleibt denn in unserem demokra­
tischen Staat die Demokratie? 

Daß Sie als Senatorfür Justiz sich 
nicht schämen und längst Abhilfe 
gegen die Schikanen in der JVA-Te­
gel geschaffen haben, läßt mich 
sehr an Sie und ihrer Position 
zweifeln. 
Ich möchte Sie mit diesem Brief 
nicht beleidigen, aber mein Mit­
leid haben Sie. 
Was nützt der JVA-Tegel ein An­
stalts lei ter, wenn dieser den Häft­
lingen gegenüber provozierend auf­
tritt? Wie lange müssen die Häft­
linge und Besucher sich solche 
Schikanen noch gefallen lassen? 
Solltendiese Schikanen meinem Bru­
der, meinen Kindern und mir gegen­
über nicht bald aufhören, so werde 
ich mich bei dem obersten Bundes­
gerichtshof um mein Recht und das 
Recht der Häftl inge bemühen. 
Wirsind schließlich alle Menschen, 
zwar verschiedener Klassen, aber 
mit gleichen Lebensrechten. 
Da ich mir fast sicher bin, daß 
dieser Brief nur bis ins Vorzimmer 
des Senators für Justiz kommt, weil 
ja ein Senator für seine eigentli ­
chen Aufgabengebiete keine Zeit 
hat, weise ich gleich darauf .hin, 
daß ich gleichzeitig Kopien dieses 
Briefes an eine Stelle mit öffent­
lichem Interesse gesandt habe. 
PS.: Das ganze in Kurzfassung: 
Die Leute werden in der JVA-Tegel 
tota 1 entmündigt und müssen sieh 
unter den Schikanen der Beamten 
versuchen, das .Leben leicht zu ma­
chen. Leider ist das nicht möglich, 
da die Häftlinge dort kein eigenes 
Interesse haben dürfen . Ist doch 
schade, daß die Häftlinge nicht 
"Bubi Scholz" heißen . Dannbrauchen 
sie sich so etwas nicht gefallen 
zu lassen . 

Verfasserdes Briefes der Redaktion 
bekannt . 
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Antwort des Herrn Senators 

Sehr geehrte ... 

Auf Ihre Eingabe vom 06 .02 .1987, 
die Herrn Senator Prof. Dr . Scholz 
persönlich vorgelegen hat, teile 
ich Ihnen folgendes mit: 
Die Bediensteten der Justizvoll ­
zugsanstalt Tegel erfüllen die an­
spruchsvolle Aufgabe, die ihnen mit 
der Förderung und Betreuung der Ge­
fangenen gestellt ist, in aller Re­
gel mit großem Einsatz . Vereinzelt 
auftretende Probleme, die z. B. zu 
Wartezeit für Besucher führen kön­
nen, haben ihre Ursache zumeist in 
dem komplizierten organi satori sehen 

Ablauf - z. B. in vorübergehenden 
personellen Engpässen - und nicht 
in persönlichem Fehlverhalten der 
Bediensteten . 
Ihreunsach I iche und pauschale Kri­
tik an den Bediensteten der Justiz­
vollzugsanstalt Tegel -wie insbe­
sondere Ihre Unterstellung, Bedien­
stete würden die Gefangenen und 
ihre Besucher schikanieren und zu­
dem verbotene Betäubungsmitte I in 
die Anstalt einbringen - entbehrt 
jeder Grundlage . 
Eine erfolgreiche Betreuungsarbeit 
setzt allerdings voraus, daß auch 

FrAuenknAst Plötzensee 

Betr.: Radioanlage der Frauenhaft­
anstalt Plötzensee 

Sehr geehrter Herr Senator, 
in unserer Anstalt ist zwar eine 
supermoderne und teure Radioanlage 
installiert, nur leider funktio­
niert sie wie ein Potemkinsches 
Dorf; sie ist nur zum Schein vor­
handen . Das bedeutet für die Straf­
gefangene (Untersuchungsgefangene 
sind noch von dieser Maßnahme ver­
schont) nach Einschluß "Totensti 1-
le" . 
Wer Radio hören wi 11, so! 1 sich ein 
Radio kaufen, so das Motto der An­
stalt. Nur vergißt sie dabei, daß 
nicht jeder finanziell dazu in der 
Lage ist. 
Gerüchten zufolge wurde die Anlage 
ausgescha 1 tet, wei I deren Benutzung 
zu teuer sei . Dazu muß gesagt wer-

den, daß die Anlage nicht ganz aus­
geschaltet ist, sondern ganz leise 
"säuselt". Wer also ein Stethoskop 
auf der Zelle hat und dieses am 
Lautsprecher befestigt, dürfte in 
der Lage sein, der musikalischen 
Darbietung zu folgen . Die Lautstärke 
sei deshalb erwähnt, wei 1 eben die­
selbe keinen Einfluß in finanziel­
ler Hinsicht hat, denn ein leises 
Radio kostet genauso viel, wie ein 
lautes.Also wäresomit die Begrün­
dung "zu teuer" hinfällig. Aber 
welchen Grund gibt es dann für die­
se Maßnahme? 
Laut Art. 5 des Grundgesetzes haben 
Häft linge grundsätzlich das Recht, 
am Hörfunkprogramm der Haftanstalt 
te i 1 zunehmen (siehe auch AZ 5 Bs 
102/86, Kammergericht Berl_in), in 
derJVA Tege l ist diese Möglichkeit 
auch gegeben. In der JVA Moabit 
ist zumindest eine Geräu~chkulisse 

jeder Gefangene selbstkritisch 
prüft, ob er in ausreichendem Maße 
an der Erreichung des Vollzugszie­
les mitwirkt und die ihm gebotenen 
Behandlungsmöglichkeiten nutzt. 
Auch die Angehörtgen können i nso­
weit wertvolle Beiträge leisten. 
Sofern Sie ein sachliches Gespräch 
mit dem Sozialarbeiter Ihres Herrn 
Bruders führen möchten, wird er s i­
eher gerne dazu bereit sein. 

Hochachtungsvoll 

Im Auftrag 
Mülders 

in Form von anstaltseigenen Tonbän­
dern vorhanden. 

Unsere Anstaltsleitung tut nichts, 
um diesen Zustand zu ändern, und ei­
ne konkrete Auskunft über diese 
Maßnahme liegt auch nicht vor . 
Deshalb wende ich mich im Namen al­
ler Betroffenen an Sie, mit der 
Bitte, Abhilfe zu schaffen . 
Durchsch läge gehen an die Gefange­
nenzeitung "Lichtblick" und die 
Frauen-Organisation "Gi tterhexe" 
e. V. in der Hoffnung, daß die 
Öffentlichkeit davon in Kenntnis 
gesetzt wird und dadurch endlich 
ma l der Stein ins Ro llen kommt . 

Mit freundlichen Grüßen 

Ursula Doris Helms 
Berlin Plötzensee 
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\Vir sind Gefangene, d1e darauf hin­
zielen, Informationen über das soge­
nannte Haus 111 - der Kerkerkrake -
der Justizvollzugsanstalt Tegel zu 
stimulieren und zu verbreiten. Das 
Schweigen und die ausgeprägte Igno­
ranz sind Bedingungen ihrer Macht­
ausübung, ihrer allgegenwärtigen 
Gewalt. 

lm Mittelpunkt steht für uns die 
Frage: Haben sie das Recht dazu? 
Denn hier im Haus (?) herrscht noch 
immer Verwahrvollstreckung! Nahezu 
alles, wodurch sich ein Rechtsan­
spruch des Gefangenen ergibt, ist 
verboten oder zensie,:t - ohne das 
dieser JuriStisch abgeschafft ist. 

Haben sie das Recht, Uber das legal 
zulässige Maß der körperlichen Ent­
eignung und Hospitalisierung hinaus, 
Grundrechte stillzulegen? 

Um unser Anliegen zu verdeutlichen, 
hier nur ein Extrakt der unglaub­
lichen Zustände in dieser Teilanstalt: 

Dieser rote Backsteinbau aus der 
Steinzeit der Gefängnisarchitektur -
unter der Herrschaft des Teilan­
staltsfürsten "Müller", der zugleich 
Vizekanzler im Staate Tegel ist -
stellt im Leben eines Justizhäftlings 
einen absoluten Tiefpunkt dar. Der 
Bau ist eine Gesamtteilanstalt mit 
fünf Teilanstaltsflügeln plus zwei 
Sicherheits-Repressionssegmenten 
(Absonderungsstation und Arrest-
bunker). 

Seit Jahren sind die fünf Flügel - A 
bis D und 111 E - durch bauliche 
Trennung voneinander separiert, so 
daß die Häftlinge innerhalb eines 
Teilbereiches (TA) nochmals strikt 
beschnitten sind. Für das unerlaubte 
Betreten eines anderen Flügels 
werden infolgedessen Hausst rafver­
fahren eingeleitet und Vergeltungs­
maßnahmen ausgeworfen. Zusätzliche 
Freiheitsstrafen smd in Form von 
Haftraumarresten vorgesehen. Dient 
das der Vorbereitung auf ein Leben 
in Freiheit? 

Damit nicht genug! Die Absonde­
rungsstation - ein Käfig im Käfig -
hält der begnadete Teilanstaltsfürst 
als "Non plus ultra" des Berliner 
Resozialisierungsgedankens für beson­
dere "Behandlungszwecke" (es ist 
eine sehr sichere Station im Sicher­
heitsverwahrvollzug der TA lll) 
berelt. Als zweites Sondersegment 
wird nicht zuletzt im vielseitigen 
Käfigeinkerkerungsprogramm der be­
sonders entmenschlichende Bunker­
vollzug angeboten bzw. diktiert, 
wovon geradezu reger Gebr-auch 
gemacht wird. Hervorzuheben ist, daß 
Arrestvergeltung (eine schwere 
Strafe in der Strafe) - die unterste 
Stufe hiesiger Dauererniedrigung; so 
empfinden es Betroffene für 
derartig tiefgreifende und gesund-
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heitsbedenkliche Eingriffe aufoktroy­
iert werden (so nach ganz sicheren 
Erkenntnissen der Autoren). 

Oie Anlässe für solche Hausstrafzu­
weisungen stehen in kausalem Zusam­
menhang mit der zutiefst erniedri­
genden Vollzugssituation der Gefan­
genen mu langen Vollstreckungs­
zeiten. Wer dem ständigen Kerke­
rungsdruck nicht mehr gewachsen ist, 
somit einen psych1schen Blackout er­
leidet, landet in der psychiatrisch­
neurologischen Station ein ge­
fürchtetes Verwahrgebäude, in dem 
auf Berliner Art seelisch zerbroche­
nen Menschen geholfen wird. Dazu 
gehören die Fesselung in einer 
z".,•angsjacke oder die Einkerkerung in 
einer Fixierzelle (bei Tobsuchtsan­
fällen, aber auch im Falle massiver 
Suizidabsichten etc. ). 

Dem Häftling wird dadurch von vorn­
herein bewiesen, daß seine Lage fast 
völlig hoffnungslos ist und er hilflos 
seinem ständigen Leidensdruck ausge­
liefert ist. 

Diese Vollzugsaspekte - Zerstörung 
der eigenen Persönlichkeit, ständige 
Erniedrigung, umfassende Verunselb­
ständigung, nahezu vollständiger 
Reizentzug (Depnvation) - bilden die 
teuflische Klammer in der - nicht 
nur dort - TA lll im Besonderen. Die 
Vielzahl der Schlechterstellungen 
gegenüber anderen gleichzubehandel­
den Häftlingen stellen im Sinne des 
StVollzG u. a. - nach fester Ober­
zeugung vieler Häftlinge - unvertret­
bare Rechtsfriedensbrüche dar! 

Wer hier Recht fordert, wird sogleic~ 
als Vollzugsstörer verteufelt! Tat­
sache ist, daß der Regelvollzug der 
Behandlungs- bzw. der offene Vollzug 
sein soll. Realität ist, daß der 
Justizhäftling in alten, 7 rrf kleinen 
Haftbehältern, auf ca. 3,5 rrf ver­
bleibender Bodenfläche nach Abzug 
der Möbelstellfläche, aufbewahrt 
wird. Eine erdrückende Überzahl der 
Häftlinge ist zudem auf Endstrafver­
büßung abgestellt, womit die hiesige 
Strafbehörde die Erreichung des Voll­
zugszieles vorsätzlich und nachhaltig 
stört. 

Der Gefangene ist als Mensch aufge­
geben worden; er ist zum Opfer der 
Strafvollstreckung reduziert. Er ist 
begraben unter Sicherheitsvorschrif­
ten, Verboten, Reglementierungen, di.e 
ein lebensfeindliches Verhalten gleich 
eines niederen Lebewesens voraus-

setzen. Offenbar soll hierdurch eine 
Personengruppe erhalten bleiben, die 
für viele gesellschaftliche Defizite 
mit zu büßen hat!? Aufschlußreich 
sind hierfür auch die Ausgangs- und 
Urlaubsgewährung; auch dieser 
Teilbereich des StVollzG ist fast 
vollständig außer Kraft gesetzt. So 
werden Häftlinge - völlig entwöhnt 
von jeder Freiheit - nach zum Teil 
unglaublichen Haftvergewaltigungen 
(so empfinden es die Betroffenen) -
unvorbereitet auf die Straße gestellt 
und ihrem Schicksal Überlassen. 

Häftlinge, die in vielen Fällen nichts 
mehr mit ihrer Freiheit anzufangen 
wissen, sind der lebende Beweis die­
ser humanen Resozialisierungsvoll­
streckung. 

Ein weiterer Aspekt hiesiger Asozia­
lisierung stellen die Schließzeiten in 
der TA 111 dar. Dem berufstätigen 
Häftling - der seinen (oftmals viel­
jährigen) Aufenthalt mitfinanzieren 
darf, für den aber im Rahmen des 
StVollzG keine Rentenvorsorge ge­
troffen wird - wird ein strikt abge­
stuftes Einsperrprogramm präsentiert. 
Gibt" es in der Werktagswoche ab 18 
Uhr wenige Stunden Zellenaufschlüsse, 
so fallen diese am arbeitsfreien Sonn­
tag (bis auf 30 Minuten) nach 12 Uhr 
vollständig weg! 

Angleichuns an die allgemeinen 
Lebensverhältnisse ist hierbei als 
Grundsatz des StVollzG an einem 
simplen Vorgang bereits gescheitert -
begraben unter einem Berg von Behör­
denwillkür. 

Auch sonnabends sind die normalen 
Häftlinge von 12 bis 15.30 Uhr ein­
gekerkert, wofür es keine Grundlage 
gibt . Als Ersatz wären zumindest Um­
schlüsse vorzusehen. Es kann nicht 
Sache der Gefangenen sein, die Per­
sonalprobleme dieser Behörde zu 
lösen! Ein Markenzeichen dieser TA 
sind gleichwohl die Gruppenaktivi­
täten! Angesichts des gewachsenen 
Raumangebots hätte längst eine Erwei­
terung des Gruppenangebots stattfin­
den müssen. Unhaltbar sind ebenfalls 
die derzeitigen Dusch- und Bademög­
lichkeiten. F'Ur 300 Insassen (A bis 
D-Flügel) stehen nur ca. 10 % 
Duschplätze zur Verfügung; Wannen­
vollbäder sind der Masse der Häft­
linge vorenthalten. Die Länge der 
Duschzeiten ist, gelinde gesagt, eine 
Frechheit! ln Halbstundenfrist müs­
sen hunderte Gefangener durchge-
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laufen sein. Da theoretisch jeder 
Justizhäftling Anspruch auf eine täg­
liche Körpervollreinigung hat, werden 
viele durch die derzeitigen kata­
strophalen Zustände hiervon ab­
geschreckt. Auch hierbei scheitert 
der absolute Mindestanspruch des 
StVollzG! 

Wie in einem anderen Fall: Netzsteck­
dosen werden den in diesem Anstalts­
bereich Verwahrten seit ewigen 
Zeiten - grundlos - verweigert. ln 
anderen Teilanstalten ist es den 
Häftlingen gestattet, Netzstrom unbe-
einträchtigt zu entnehmen. Die 
~chl~chtergestellten Justizhäftlinge 
un Verwahrbereich lll {ohne 111 E) 
müssen teure Einwegbatterien von 
ihrem Gnadenlohn finanzieren, obwohl 
Netzanschlüsse auch für diesen 
Kerkerbereich vorgesehen waren. 

Anträge der Häftlinge zur Genehmi­
gung von preisgünstigeren Energie­
quellen - die nicht gegen die 
erdrückenden Sicherheitsmaßregeln 
verstoßen - werden rechtswidrig ver­
worfen. Diese Zustände verdeutlichen 
das Rechtsempfinden der Organe zur 
Rechtspflege ( Strafvollstreckungs­
kammern) und der Strafvergeltungs­
behörden (VoUzugsverwaltung) . 

Ein Organ, das tagtäglich auf strikte 
Einhaltung einer strafvollzugsrechts­
widrigen Hausordnung drängen läßt, 
ist zur Einhaltung der ihr auferleg­
ten Fürsorgepflichten u. a . aufgefor­
dert. 

Da der später Entlassene mit dem 
täglichen Rechtsbruch gezwungener­
maßen dahinzudämmern hatte, kann 
er nach z. T. vieljähriger Gewöhnung 
daran nur schwerlich Recht von 
Unrecht unterscheiden. Ist er doch 
ohnehin wegen seines gestörten 
Rechtsempfindens zu einer Haftver­
büßung abgestellt worden. 

Einige greifen im Verlauf ihrer Ker­
kerzeit zur Rechtsliteratur, um ihr 
Wissensdefizit zu verringern und um 
den ständigen Kampf gegen eine 
übermächtige Strafverwaltung nicht 
im Ansatz zu verlieren. Von einer 
Waffengleichheit ist man allerdings 
Welten entfernt! In einem nahezu 
rechtsfreien Raum wie der ]VA Tegel 
bedarf es besonderer Ausdauer, um 
kleinste Fortschritte zu erzielen. 

Sucht man in diesem Kerkerbereich 
nach einer Insassenvertretung - zur 
Erinnerung: § 160 StVollzG, der eine, 
wenn auch limitierte, Gefangenenmit­
verantwortung zuläßt - , so stößt 
man auf absolute Grabesruhe. Offen­
bar hat der zuständige Teilanstalts­
fürst auch diesen Abschnitt des 
StVollzG nachhaltig stillgelegt!? Da 
nahezu sämtliche Insassen dieses 
Kerkerblocks zur Endstrafverbüßung 
vorgesehen sind - eine Straflösung 
ohne Zukunftsperspektive -, stehen 

gewaltige Zeitreserven zur Verfü­
gung ... 

Abschließend noch einige Anmerkun­
gen zu einem Mann, der als Leiter 
einer Teilanstalt die Verantwortung 
für einen konkreten Gesetzesauftrag 
übernommen hat - Oberregierungsrat 
Müller, TAL lll. 

Schön seit längerer Zeit ist für den 
aufmerksamen Beobachter zu 
erkennen, daß hier eine permanente 
Qualifikations- und Führungsschwäche 
v<?rliegt. Wer mit derart rigiden 
Mltteln gegen hilflos eingesperrte 
Menschen vorzugehen pflegt, kann 
die Eignung für eine Machtposition 
dieser Art nicht sicher nachweisen. 
Die ganze Hilflosigkeit wird deutlich 
am Wesenszug der Gesamtheit der 
Vollstreckungsabläufe, die - unserer 
Auffassung nach - ein hohes Maß an 
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Rachedenken und List, aber auch 
einen ungewöhnlichen Zynismus erfor­
dert. Die Technik des in vielerlei 
Hinsicht geschlossenen Haftvollzuges 
in der TA lll, ist die Technik des 
TAL Müller. 

Machiavellis Antwort hierauf wäre 
sehr einfach: "Die Technik von 
Gewalt und List." Viele Wissenschaft­
ler haben darauf hingewiesen, daß 
der Trieb nach Macht unersättlich ist 
und der Mißbrauch durch einen 
Mangel an Kontrolle zustande kommt 
und nicht zuletzt durch einen Mangel 
an Wehrhaftigkeit zementiert wird. 

Herr Müller - Garant der Normalität 
- aller Normalitäten - , wir fordern 
deshalb: 

1. Herstellung gesetzesgerechter Zu­
stände in der TA lll. 

2. Einstellung der Einschüchterungs­
maßnahmen gegen Gefangene in 
der JVA Tegel, die für Menschen­
rechte, aber auch für die gerech­
tere Durchführung der gültigen 
Rechtsnormen eintreten. 

Nun ist es Ihnen zu artikulieren, was 
uns alle sehr bewegt. 

Alexander Luchterhand 
Peter Kaluza 

Hintergedanken {2) 
Kolumne mit Lektüre- Tip 
von Salamander Zelsky 

Zitat: "Er ist aus dem Gefängnis, wo 
er wegen älterer Vorfä l le saß, ent­
lassen und steht nun wieder in Berl in 
~nd will anständig sein. Das gelingt 
1 hm auch anfangs. Dann aber wird er 
( ... ) in einen regelrechten Kampf 
verwickelt mit etwas, das von außen 
kommt, das unberechenbar ist und wie 
ein Schicksal aussieht." 
Der Knacki Franz Biberkopf hat keine 
Chance - und er nutzt sie: Im Roman 
"Berl in Alexanderp latz" von Al fred 
Döblin aus dem Jahre 1929 können wir 
lernen, wie es zugeht im Schlund ei­
ner Großstadt, deren Einwohner sowohl 
gut als auch böse zu sein scheinen. 
So war' s vor 60 Jahren. Und heute? 
In einem ausgedehnten Sumpf ge 1 ände, 
dicht bevölkert und Berl in (West) ge­
nannt, ist so ziemlich alles ganz an­
ders: die Straßen, so hieß es einst 
sind die Schulen des Volkes und di~ 
Gefängnisse die Uni vers itäten jenes 
Lebens , das einer Hühnerleiter gle icht 
- von oben bis unten beschissen. 
Also herrscht großes Gedränge in Te­
gel, Moabit, Plötzensee usw. - die 
Hörsäle hinter Gittern sind über­
füllt, die Seminare hinter Schloß und 
Riegel ebenso . Doch die Studenten 
lernen nicht wie's zugeht in der Welt, 
sondern erfahren am eigenen Leibe, daß 
sie die Zeichen der Zeit offenbar 
mißverstanden haben. Denn im Stadt­
bild blüht die Nadelstreifen- Korrup­
tion: Bauherren agieren als Geld­
briefträger. Nicht nur kleinwüchsige 
Politiker kokettieren mit rechtsra­
dikalen Wüstlingen. Spesenritter be­
herrschen manche Sexämterstube im mo­
rastigen Behördenlabyrinth. Coupon­
jäger frisieren Bilanzen, ohne Haar­
~estiger zu sprühen. Abschreibungs­
JOngleure reißen Profite an sich, in­
dem sie wie die Sahei -Bauern nur Ver­
luste einfahren . Unternehmer sacken 
Subventionen als Prämien für konse­
quente Arbeitsplatzvernichtung ein 
und, und, und. 

Diese Gesellschaft trifft sich manch­
mal bei Rotlicht und Schampus. Die 
Mäde I s stehen bereit, und wer will , 
kann auch Salzstangen knabbern. Ein 
ordinäres Hohngelächter ist nicht zu 
überhören, wenn diese Mischkope sich 
selber feiert. Und wo, fragt sich der 
neugierige Beobachter, wo sind die 
anständigen Bürger zu finden? Denen 
geht's offenbar wie dem Knacki Franz 
Biberkopf: "Er gibt die Partie ver­
loren, er weiß nicht weiter und 
scheint erledigt." Der Knast ist ei­
ne anständigeAdresse. In diesem Sin­
ne - macht das Tor auf! 
Ich komme. 
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Kleine Anfrage Nr. 2656 des Abgeordneten Karl-Heinz 
Baetge (F.O .P. ) vom 18.11.1986 über "Steckdosenaus­
stattung und Rundfunkempfang im Strafvollzug": 

1. Trifft es zu, daß im Rahmen des Steckdoseneinbau­
programmsfür die Berliner Justizvollzugsanstalten 
Steckdosen in der Nebenanstalt Neukölln eingebaut 
wurden, obwohl diese Einrichtung bis spätestens 
Herbst 1987 stillgelegt werden soll? 

2. Wenn ja, hält es der Senat für einen wirtschaftlich 
vertretbaren Einsatz der vorhandenen, begrenzten 
Bauunterhaltungsmittel? Teilt der Senat meine Auf­
fassung, daß die Geldmittel besser zur Ausstattung 
von solchen Anstalten mit Steckdosen verwandt hät­
ten werden können. die auch auf absehbare Zeit dem 
Justizvollzug dienen, z. B. der Teilanstalt II der 
JVA Tegel und der Teilanstalten I und TI der JVA 
Moabit, des Hauses I der JSA Plötzensee? 

3. We lches Ergebnis hatte die Erörterung der Frage, 
ob den Justizvollzugsanstalten eine Befreiung oder 
Minderung von der Rundfunkgebührenpflicht einge­
räumt werden sollte, auf der 59 . Tagung des Straf­
vollzugsausschusses der Länder? Welche Auffassung 
hatte das Land Berlin bei dieser Erörterung? 

Antwort des Senats vom2 . 12 .1986 (eingegangen beim Ab­
geordnetenhaus 9.12.): 
Zu 1. und 2. : Es trifft zu, daß Steckdosen in der Ne­
benanstalt Neukölln eingebaut wurden . 
Zum Zeitpunkt der Planung der installationsarbeiten 
ist eine Schließung dieser Anstalt als Vollzugs~in­
richtung nicht vorauszusehen gewesen . Auch bei der 
Auftragserteilung an die ausführende Firma im Juni 
1985 war ein Rückgang der Gefangenenzahlen in dem 
jetzt deutlich gewordenen Umfang nicht erkennbar. Die 
Anfang Januar 1986 gemeinsam mit der Bauverwaltung 
durchgeführte Prüfung, ob die laufenden !nsta llations­
arbeiten eingestellt werden sollten, ergab, daß die 
kostenintensivsten Arbeiten bereits abgeschlossen wa ­
ren und im übrigen die Erneuerung der unvorschrifts ­
mäßigen , überalterten und gefahrenträchtigen Elektro­
installationen aufgrundder einschlägigen Bestimmungen 
unabhängig von der künftigen Verwendung des Gebäudes 
beendet werden mußte. Darüberhinaus wäre es unverant­
wortlich gewesen , die überalterte und durch unsachge­
mäße Eingriffe seitens der Häftlinge unfallträchtige 
Elektroinstallation in den Hafträumen zu belassen . 

Unabhängig von diesem Sachverhalt war 1985/86 zwar die 
Aufgabe der Einrichtung als Nebenanstalt der Jugend­
strafanstalt Plötzensee vorgesehen, gleichzeitig aber 
ihre weitere Verwendung als Anstal t für den geschlos­
senen Männervollzug ins Auge gefaßt . Falls die Gebäude 
nicht mehr für Zwecke des Justizvoll zugs benötigt wer­
den sollten, werden sie anderweitig für die Berliner 
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Justiz (z . B. vom benachbarten Amtsgericht Neukölln) 
genutzt werden, so daß die Investitionen für die er­
neuerte Elektroinstallation auch aus heutiger Sicht 
wirtschaftlich vertretbar sind . 
Zu 3.: Wie bereits zu der Kleinen Anfrage Nr . 3664 
vom 23. Mai 1984 zu 2a) dargestellt, hat die seiner­
zeitige Erörterung ergeben, daß eine Änderung des 
Staatsvertrages über die Regelung des Rundfunkgebüh­
renwesensvom 30 . Januar 1975 mit dem Ziele der Gebüh 
renbefreiung für Justizvoll zugsanstalten nicht mög­
lich ist. 

Prof. Dr . Rupert Scholz 
Senator für Just iz und Bundesangelegenheiten 

Kleine Anfrage Nr. 2793 des Abgeordneten Karl-Heinz 
Baetge(F.D.P.) vom 12.12.1986 über "Gesetzliche Rege­
lung der Urlaubsgewährung für Strafgefan9cne (§ 13 
StVoJlzG)": 

1. Teilt der Senat meine Auffassung, daß§ 13 Abs . 2 
StVol l zG angesichts der Tatsache, daß Selbststeiler 
in die Nebenanstalt Spandau bereits nach ei ner Wo­
che zum Freigang zugelassen werden {können) , dahin­
gehend geändert werden sollte, daß der Rege I ungsge­
halt besser nur für den geschlossenen Vollzug gel ­
ten sollte? 

2. Wie beurteilt der Senat die Frage der ersa tz losen 
Streichung des § 13 Abs . 4 StVollzG? Falls der Se­
nat eine Streichung nicht befürwortet: Worin liegt 
nach Meinung des Senats die praktische Bedeutung 
dieser Vorschrift? 

3. Hat der Senat bereits Initiativen zur Änderung des 
§ 13 StVollzG oder Vorbereitungen hierzu ergriffen? 

Antwort des Senats vom 19 . 12 . 1986 (eingegangen beim 
Abgeordnetenhaus 29 .12.): 
Zu 1. : Ja . Im Strafvollzugsausschuß der Länder wird 
dieser Problemkreis erörtert werden . über die weitere 
Verfahrensweise wird nach Abschluß der Erörterungen 
entschieden werden . 
Zu 2. und 3.: Das Strafvollzugsgesetz kennt keine "be­
sonderen" Vorschriften, welche die Gewährung von Ur­
laub für Gefangene, die sich im offenen Vollzug, re­
geln . Insoweit mag sich zwar die Frage nach dem Sinn 
und Zweck des§ 13 Abs . 4 StVo l lzG stellen; allerdings 
sieht der Senat kein Bedürfnis, die Initiative für 
eine entsprechende Gesetzesänderung (Streichung) zu 
ergreifen, da diese Vorschrift für die hiesige Volt­
zugspraxis ohne Bedeutung ist. 

Prof. Dr . Rupert Scholz 
Senator für Justiz und Bundesangelegenheiten 



Kleine Anfrage Nr. 2668 der Abgeordneten Renate Künast 
(AL) vom 20. 11.1986 über "Zei tdauer der Erste llung von 
Gutachten durch den Psychiatri schen Dienst in der Ju­
stizvollzugsanstalt Tegel": 

1. Wie beurteilt der Senat die Tatsache, daß für Ge­
fangene mit höheren Haftstrafen und weniger als 2 
Jahren Reststrafe meist lange Zeit bis zum tatsäch-
1 ichen Beginn der Vollzugslockerung vergeht, da der 
Psychiatrische Dienst in der Justizvollzugsanstalt 
Tegel zwischen dem Zu leiten der Gefangenenpersonal­
akte und dem Erste ll en eines Gutachtens al lgemein 
mi ndestens 2, sehr häufig 3 bis 4 Monate benötigt, 
und daß dies bereits seit Jahren so ist? 

2. Wie beurteilt der Senat, daß der Leiter des Psych­
iatrischen Dienstesdies selbst auf die "chronische 
Uberlastung des Psychiatrischen Dienstes" zurück­
führt? 

3. Plant der Senat zur dauerhaften Entlastung des 
Psychiatrischen Dienstes mitseinen gutachterliehen 
Aufgaben die Vergabe von Gutachteraufträgen an an­
deres Fachpersonal innerhalb oder außerhalb der 
Justizvollzugsanstalt? 

4. Wie werden Einzelgutachten bisher honoriert? 
5. Worauf führt es der Senat zurück, daß die Anforde­

rung solcher Gutachten vor Vollzugslockerungen 
durch einzelne Teilanstalten laufend zugenommen 
hat? 

6. Falls dem Senat dies noch nicht bekannt ist: Beab­
sichtigt er, sich darüber sachkundig zu machen und 
über das Ergebni s zu berichten? 

7. Da es sich bei der psych iatrischen Begutachtung zum 
Bestätigen von Ausgangs- und Urlaubsfähigkeit um 
Einzelprüfungen handeln soll, welche Kriterien wer­
den als Begründung für das Erfordernis eines Gut­
achtens angelegt? 

8 . Welche allgemeinen Erfahrungen hat der Senat mit 
den bisher angefertigten Gutachten machen und wel­
che Schlüsse hat er insgesamt aus ihnen ziehen kön­
nen? 

9. Ist der Senat der Ansicht, daß das Verhältnis zwi­
schen Aufwand und Ergebnis bei der bisherigen Gut­
achtenpraxis gerechtfertigt ist, und wie begründet 
er dies? 

Antwort des Senats vom 4. 12 .1986 (eingegangen beim 
Abgeordnetenhaus 9.12.) : 

Zu 1.: Die meisten Vollzugslockerungen werden ohne 
Einschaltung des Psychiatrischen Dienstes gewährt. 
Schon aus diesem Grunde trifft die in der Frage aufge­
stellte Behauptung, für Gefangene mit höheren Haft­
strafen und weniger als zwei Jahren Reststrafe vergehe 
wegen der Tätigkeit des Psychiatrischen Dienstes bis 
zum Beginn der Vollzugslockerungen meist lange Zeit, 
nicht zu . 
Die Erstattung der psychiatrischen Gutachten nimmt 
die in der Frage genannten Zeiträume in Anspruch, wei 1 
der Gefangene - unter Auswertung von Strafakten, Kran­
kenakten und Gefangenenpersonalakten - sorgfältig un­
tersucht werden muß . Verzögerungen, die durch die not­
wendige Beiziehung von Akten bei anderen Ste 1 I en ( z . B. 
Krankenhäusern) entstehen, sind für den Psychiatrischen 
Dienst unvermeidlich . 
Zu 2. , 3. und 4 .: Die Erstellung der Gutachten durch 
den Psychiatrischen Dienst hat sich bewährt . Da ein 
Assistenzarzt ausgesch ieden ist, haben die Angehörigen 
des Psychiatrischen Dienstes bis zur Auswahl des Nach­
fo lgers vorübergehend Mehrarbeit zu verr ichten . Von 
einer chronischen Überlastung kann ni cht gesprochen 
werden . Eine Vergabe von Gutachten an andere Stellen 

ist nicht beabsichtigt. Die Begutachtung durch den 
Psychiatrischen Dienst erfolgt stets ohne Honorar im 
Rahmen der normalen Dienstaufgaben . 
Zu 5.: Oie Zahl aller schriftlichen Gutachten des 
Psychiatrischen Dienstes ist zwischen 1983 und 1985 
leicht angestiegen; für 1986 wird die Zahl gegenober 
1985 voraussichtlich unverändert bleiben . Da die ge­
nannten Zahlen alle anstaltsinternen schriftlichen 
Gutachten betreffen (z . B. auch die Stellungnahmen 
zur Schuldfähigkeit von Gefangenen bei rechtswidrigen 
Taten im Vollzug) und nicht nach dem Anlaß der Gut­
achten aufgesch lüssel t sind , ist die Annahme, die An­
forderung von Gutachten vor der Entscheidung über 
Vollzugslockerungen habe zugenommen, nicht belegbar. 
Zu 6.: Entfä II t. 
Zu 7.: Die Begutachtung erfolgt in den von den Ausfüh­
rungsvorschriften zum Strafvollzugsgesetz ausdrück I i eh 
genanntenFällen (AV Nr . 2 Abs . 2 zu § 10. Nr . 4 Abs. 2 
Nr. 15 Abs . 2 und Nr . 18 Abs. 2 zu § 11, Nr. 5 Abs . 2 zu 
§ 13 StVollzG - jeweils letzter Satz) sowie in sonstigen 
Fäl Jen, in denen eine fundierte Prognoseentscheidung 
aufgrundder Vorgeschichte bzw . des Vo I I zugsverha I tens 
des Gefangenen eine psychiatrische Stellungnahme vor­
aussetzt. 
Zu 8. und 9. : Die Gutachten geben der Verwa 1 tung wich­
tige Entscheidungshilfen . Die erfreulich geringe Zahl 
von zu neuen Straftaten oder Entweichungen mißbrauch­
ten Vollzugslockerungen beruht nicht zuletzt auf der 
sorgfältigen Vorbereitung, deren unabdingbarer Be­
standteil gegebenenfalls eine psychiatrische Begutach­
tung ist. 

Prof . Dr . Rupert Scholz 
Senator für Justiz und Bundesangelegenheiten 
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Kl eine Anfrage Nr. 2873 der Abgeordneten Heiga Kort­
haase (SPD) vom 19.1 . 1987 über "Haftentlassungszeit­
r aurn'': 

1. Wie viele Strafgefangene sind im Jahre 1986 aus den 
Justizvollzugsanstalten des Landes Berl in entlas ­
sen worden? 

2. In wie vielen dieser Fälle ist die Entlassung aus 
der Haft vorzeitig unter Aussetzung des Strafrestes: 
a) nach § 57 StGB, 
b) nach § 57 a StGB, 
c) aus anderen Gründen 
erfolgt? 

3. Wie viele Monate vor der Haftentlassung haben in 
den Fällen, in denen im Jahre 1986 die verhängte 
Freiheitsstrafe bis zu ihrem Ende verbüßt, die Ent­
lassungsvorbereitungen, namentlich die nach § 15 
StVollzG vorgesehenen Vollzugslockerungen in der 
Regel begonnen, und in wie vielen dieser Fälle ist 
von den Möglichkeiten des§ 15 StVollzG Gebrauch 
gemacht worden? 

4. Wi e viele Monate vor der tatsächlichen Haftentlas­
sung hat die Strafvollstreckungskammer bzw. das 
Kammergericht auf Grund einer Beschwerde - in den 
in Frage 2 bezeichneten Fällen - die vorzeitige 
Haftentlassung 
a) nach § 57 StGB 
b) nach § 57 a StGB 
verfügt, und zwar länger als drei Monate, länger 
als zwei Monate, länger als einen Monat, weniger 
als einen Monat vor der Haftentlassung? 

5 . Bei wie vielen der in§ 57 Abs . 1, Nr. 1 StGB be­
zeichneten Fällen ergingen die Entscheidungen der 
Strafvollstreckungskammern im Jahre 1986 nach Ver­
büßung von zwei Dritteln der verhängten Strafe? 

6 . Im Hi nb I i ck auf den in § 454 a StPO genannten Zeit­
punkt ("mindestens drei Monate vor der Entlassung") 
frage ich,ob es außer den in§ 57 Abs. 1 Nr. 1 StGB 
und § 57 a Abs . 1 Nr. 1 StGB gen 3nnten ze i t I i chen 
Einschränkungen von zwei Monaten bzw . 15 Jahren an­
dere Bestimmungen oderhöchstrichterliche Entschei­
dungen gibt, die die Strafvollstreckungskammern dar­
an hindern, ihre Entlassungsentscheidungen länger 
als drei Monate vor dem vorgesehenen Entlassungs­
zeitpunkt zu treffen, gegebenenfalls welche? 

Antwort des Senats vom 3 .2.1987 (eingegangen beim Ab­
geordnetenhaus 9 .2. ) : 

Zu 1 .: Im Jahre 1986 sind aus den Justizvollzugsan­
stalten des Landes Berlin 3.318 Strafgefangene (ein ­
schließlich Ersatzfreiheitsstrafgefangene) entlassen 
worden . 

Zu 2 . a) und b) : In diesen Fällen erfolgte die vor­
zeitige Entlassung aus der Haft unter Aussetzung des 
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Strafrestes nach§ 57 StGB bei 375 Gefangenen und nach 
§ 57 a StGB bei 2 Gefangenen . 

Zu 2. c): Aus anderen Gründen wurden i n diesen Fällen 
insgesamt 323 Gefangene vorzeitig entlassen, und zwar 
256 Gefangene aufgrund eines Gnadenerweises- darunter 
147 Gefangene, die aufgrund des Sammetgnadenerweises 
zu Weihnachten 1986 ohne Aussetzung des Strafrestes 
vorzeitig entlassen wurden - und 67 Gefangene aufgrund 
der Zurückstellung der Strafvollstreckung gern . § 35 
BtMG. Unter letzteren befinden sich auch Jugendstraf­
gefangene, die statistisch nicht gesondert angeführt 
werden. 

Darüber hinaus erfolgten im Zeitr aum Dezember 1985 
bis Dezember 1986 85 Entlassungen vonVerurteilten gern. 
§ 456 a StPO. 

Zu 3.: Statistische Daten liegen hierüber nicht vor 
und wären nur mit unverhältnismäßigem Aufwand zu er­
mitteln. Schätzungsweise haben insgesamt etwa bis zu 
90 Prozent aller 1986 aus dem geschlossenen Vollzug 
(vorzeitig oder bei Strafende) entlassenen Strafgefan­
genen Vollzugs Iockerungen unter anderem zur Entl as­
sungsvorbereitung gern . §§ 11, 13 und 15 StVo l l zG so­
wie§ 124 StVollzG erhalten . Lediglich bei Gefangenen 
mitkurzen Ersatzfreiheitsstrafen sind wegen der kurz­
zeitigen Inhaftierung Voll zugslockerungen zur Entlas­
sungsvorbereitungpraktisch rege !mäßig nicht erforder-
1 ich . 

Mit Entlassungsvorbereitungen gern. § 15 StVollzG wird 
häufig in dem durch diese Vorschrift vorgesehenen Rah­
men bereits frühestmöglich drei bzw . neun Monate vor 
der voraussichtlichen Haftentlassung begonnen . Aller­
dings erfolgen Freiheitsvergaben nicht selten im Hin­
bi ick auf die Einstellungspraxis der Arbeitgeber bei 
handwerkt ichen und industriellen Berufeil sowie der 
Praxis der Bezirksämter, die sich erst etwa sechs Wo­
chen vor einer Haftentlassung intensiv mit der Be­
schaffung von Wohnraum fürei nen zu entlassenen Straf­
gefangenen befassen, auch erst etwa sechs bis acht 
Wochen vor der Entlassung . 

Im offenen Vollzug wird regelmäßig die Haftentlassung 
im Wege des Freigangs sowi e durch di e Gewährung von 
Sonderurlaub gern . § 15 Abs . 4 StVollzG vorbereitet. 
In Einzelfällen, in denen die Freigangsgewährung (~is 
zur Haftentlassung) nicht möglich ist, wird grundsätz ­
lich in den letzten drei Monaten vor der Entlassung 
Sonderurlaub gern . § 15 Abs . 4 StVoll zG gewähr t . 

Zu 4. und 5.: Die zur Beantwortung erforderlichen Da­
ten werden durch die Justizstatistik nicht er.tloben 
und wärennurmit unverhältnismäßig hohem ve·rwaltungs­
aufwand nachzuerheben. 

Nach den Einschätzungen der Praxis -der Strafvol.lsft-ek­
kungskammern ergibt sich folgendes: 

a) - zur Frage 4 . - Oie Strafve 11 streckungsk.amrriern ha ­
ben 1986 meistens in einem Zeitraum von weni.ger al-s 
einem Monat vor dem Zweidrittel-Zeitpunkt, der bei ei ­
ner positiven Entscheidung in der Regel mit dem Ent­
lassungszeitpunkt übereinstimmt, über die vorzeitige 
Entlassung entschieden . 

b) - zur Frage 5. - Bei etwa 15 Prozent ergehen die 
Entscheidungen der Strafvollstreckungskammern nact! dem 
Zweidritte I-Zeitpunkt. Darunter sind insbesonders auch 
die Fälle, in denen der Verurteilte nach Rücknahme 
oder Zurückweisung sei nes ersten Antrages auf vorzei ­
tige Entlassung einen zweiten Antrag gestellt hat . 

Zu 6.: Es gibt keine derartigen Bestimmungen oder 
höchstrichterliche Entscheidungen . 

Prof . Dr . Rupert Scholz 
Sendtor für Justiz und Bundesangelegenheiten 



Kleine Anfrage Nr. 2847 der Abgeordneten Renate Künast 
(Al) vom 8 .1.1987 über "Nichtgeltung der Einstellungs­
mög lichkei ten nach den SS 153, 153·a, 154 St PO bei Ba­
gatelldel ikt en , die von den Gef angenen begangen wer­
den": 
1. Nachdem derJustizsenator in Beantwortung der dies­

seitigen Kleinen Anfrage Nr . 1273 vom 9. 1. 1986 mit­
geteilt hat, daß die grundsätzliche Verweigerung 
der Einstellungsmöglichkeiten nach den §§ 153 bis 
154 StPO bei Straftaten, die im Gefängnis begangen 
worden sind, nicht ausschließt, "in gesondert ge­
lagerten Einzelfällen, etwa im Bagatellbereich, 
Ausnahmen zu machen", frage ich den Senat, ob die 
Frage des "Bagatellbereichs" von der Senatsverwal­
tung mit der Abteilung 67 der Staatsanwaltschaft 
in irgendeiner Form besprochen oder inhaltlich 
festgelegt worden ist? 

2. Ist nach der Meinung des Senats die Definition des 
"Bagatellbereichs" erfüllt, wenn beispielsweise 
a) weniger als 1 Gramm Haschisch 
b) weniger als 1/2 Gramm Haschisch 
c) weniger als 1/10 Gramm Haschisch 
als Besitz eines Betäubungsmittels oder als versuch­
ter Erwerb eines Betäubungsmittels vorgeworfen wer­
den? 

3. Ist dem Senat bekannt, daß die Abteilung 67 der 
Staatsanwaltschaft in mehr als 20 Fällen Anklage 
wegen Besitzes oder versuchten Erwerbes von Ha­
schisch in weniger als 1/2 Gramm Haschisch und in 
mindestens 5 Fällen in weniger als 1/10 Gramm Ha ­
schisch erhoben hat und sich weigert, die vom Ge­
richterbetene Zustimmung zu einer Einstellung die­
ser Verfahren nach §§ 153 bis 154 StPO zu geben? 

4. Ist dem Senat bekannt, daß in diesen Verfahren we­
gen Aufklärungsschwierigkeiten über ein Jahr mit 
mindestens vier Verhandlungsterminen allein in der 
ersten Instanz verhandelt wird? 

5. In wieviel Fällen verfolgt die Abteilung 67 der 
Staatsanwaltschaft Anklagen unter 1/2 Gramm Ha ­
schisch, welche Verfahrenskosten sind hierdurch 
entstanden und wel ehe durchschnittliehe Verfahrens­
dauer liegen diesen Verfahren zugrunde? 

6. Ist angesichts der Relation von erhobenem Vorwurf 
auf der ei nen Seite, von übermäßig langer Verfah­
rensdauer und übermäßig hohen Verfahrenskosten auf 
der anderen Seite der Senat nicht der Meinung, daß 
auch bei derartigen, in Gefängnissen oder von Ge­
fangenen begangenen Straftaten häufiger von de~ 
Möglichkeiten der§§ 153 bis 154 StPO Gebrauch ge­
macht werden sollte, um ein Mißverhältnis von Ver­
fahrensprozedurund sinnvollem Strafzweck vermeiden · 
zu helfen? 

Antwort des Senats vom 20 .1.1987 (eingegangen beim 
Abgeordnetenhaus 22 .1. ): 

Zu 1. und 2. Bei Rauschgiftdelikten innerhalb von 
Vollzugsanstalten steht das offent liehe Interesse 
grundsätzlich einer Verfahrenseinstellung nach Ermes­
sensvorschriften entgegen . Die Straftat des Besitzes 
von Rauschgift 1n der Vollzugsanstalt ist auch dann, 
wenn es sich nur um ger inge Mengen von Rauschgift han­
delt, nicht als Bagatelldelikt zu bewerten . Dies 
schließt jedoch nicht aus, daß in besonders gelagerten 
Einzelfällen, etwa bei einem einmaligen erneuten Kon ­
sum von Rauschmitteln, der aufgrund freiwilliger, im 
Rahmen eines Therapieprogrammes abgegebener Urinkon­
trollen festgestellt wurde, eine Einstellung nach 
§ 154 StPO möglich ist, wenn das Fehlverhalten thera­
peutisch aufgearbeitet wurde. In diesem Sinne haben 
Gespräche zw i sehen der Senatsverwa I tung für Justiz und 
Bundesange legenheiten und der Staatsanwaltschaft bei 
dem Landgericht Berlin stattgefunden. 
Zu 3. Eine gesonderte statist ische Erfassung der An­
klagen unter Aufgliederung des dem Angeschuldigten je­
weils zurlast gelegten mengenmäßigen Rauschgiftbesit­
zes erfolgt nicht. Nach d~m aus der Beantwortung der 
Frage 2) ersichtlichen Grundsatz ist in einigen Fällen 
auch Anklage beim strafbaren Besitz geringer Mengen 
Haschisch erhoben worden . 
Zu 4. Nein. Bei den einschlägigen Verfahren läßt sich 
eine Verhandlungsdauer von über einem Jahr allein in 
der ersten Instanz in einzelnen Fällen zwar nicht aus­
schließen. Dies gilt jedoch mit Sicherheit nicht für 
alle derartigen Verfahren. 
Zu 5. Gesonderte statistische Erhebungen hierzu erfol­
gen nicht und lassen sich wegen des dam it verbundenen 
unvertretbar hohen Verwaltungsaufwandes auch nicht 
nachholen . 
Zu 6. Nein. Abgesehen davon, daß generel l von der un­
terstellten übermäßig langen Verfahrensdauer und über­
mäßig hohen Verfahrenskosten nicht ausgegangen werden 
kann, sieht der Senat aus den zu 2. dargelegten Grün­
den keinen Anlaß, von der bisherigen Handhabung abzu­
gehen. 

Prof. Dr. Rupert Scholz 
Senator für Justiz und Bundesangelegenheiten 

Kleine Anfrage Nr. 2821 des Abgeordneten Kar l-Heinz 
Baetge (F.D .P.) vom 23 .12.1986 über "Reformpläne des 
Senats zum Strafvollzugsgesetz": 

1. Welche konkreten praktischen Erfahrungen mit dem 
Strafvollzugsgesetz lagen den Justizministern und 
-Senatoren auf der Mainzer Konferenz vom 16. bis 
18 . September 1986 vor? 

2. Wie erklärt der Senat den Beschluß der Justizmini­
sterkonferenz, nach dem die Jus t izminister und 
-senatoren das Strafvollzugsgesetz einerseits zwar 
für "bewährt" halten , andererseits aber die ''Not­
wendigkeit der Änderung einzelner Vorschriften un­
ter Berücksichtung der bisherigen prakt i sehen Er­
fahrungen zu prüfen" für geboten halten? Unter wel­
chen Gesichtspunkten ist das Strafvollzugsgesetz 
in der Justizministerkonferenz auf Kritik gestoßen? 

Antwort des Senats vom 15 . 1.1987 (e ingegangen beim 
Abgeordnetenhaus 19 .1 . ) : 
Zu 1. : Eine zehnjähr ige praktische Erfahrung . 
Zu 2. : Der Beschluß läßt sich damit erklären, daß Ber­
lin ihn beantragt hat. Er hat auf einen entsprechenden 
Vorschlag Berlins den Wortlaut erhalten, den der Se­
nat auf die Kleine Anfrage Nr . 2655 vom 17. November 
1986 bereits mitgetei lt hat . 

Prof . Dr . Rupert Scholz 
Senator für Justiz und Bundesangelegenheiten 
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führt dies zwar nJcht zur Nichtanwendbarkeit des § 31 
BtMG, weil die Tat, soweit auch F. betroffen ist, 
durch den Beitrag des Angekl. R. umfassend aufgedeckt 
worden ist . Es kann aber jedenfalls nicht festgestellt 
werden, daß der Angekl . R. al 1 sein Wissen - auch sich 
selbst betreffend - schonungslos und umfassend offen­
bart hätte . Unter diesen Umständen vermag die Kammer 
von der durch § 31 BtMG eröffneten Möglichkeit zur 
Strafmilderung nur zurückha I tenden Gebrauch zu machen . " 

Diese Ausführungen lassen besorgen, daß das LG bei 
~;;= -===[;;i;;i;i; der Strafzumessung den Grundsatz "im Zwei fe 1 fur den 
111 ifti~:TJ~:::;m"-!~mr:;:!!i A;-;geklagten" verletzt hat. 

i~~~~~~~~~!~i~~~~~~i Für die Strafzumessung innerhalb des gemilderten Rah-
mens gelten die allgemeinen Regeln ( Lackner, StGB, 16 . 

;:;;;-- A. Rdnr. 4 zu § 49 StGB) . Demgemäß darf nur von bewie-

StGB § 46; BtMG § 31, StPO § 261 (Im Zweifel für den 
Angeklagten bei der Strafzumessung) 

Die Erwägung im Urtei 1, es habe nicht festgestellt 
werden können, daß der Angeklagte sein gesamtes Wis­
sen - auch sich selbst betreffend - schonungslos und 
umfassend offenbart hätte, so daß von der durch § 31 
BtMG eröffneten Möglichkeit zur Strafmilderung nur zu­
rückhaltend Gebrauch zu machen sei, verstößt gegen den 
Grundsatz " Im Zweifel für den Angeklagten", da auch 
bei der Strafzumessung nur von bewiesenen Tatsachen 
und nicht von bloßen Vermutungen ausgegangen werden 
darf. 

BGH, Urt . v . 18.12 . 1985 - 3 StR 509/85 (LG Kleve) 

Sachverha 1 t: 

Das LG hatte den Angekl . wegen unerlaubter E1nfuhr von 
Btm in nicht geringer Menge in Tateinheit mit uner­
laubtem Handeltreiben mit Btm zu einer Freiheitsstrafe 
von 3J. und 6 M. verurteilt. Die Revision des Angekl . 
führte zur Aufhebung des Strafausspruchs . 

Aus den Gründen: 

2 . Das LG hat von der Möglichkeit der Strafmilderung 
gern. § 31 Br.t~G Gebrauch gemacht. 

rnnerha I b der Stra fzumessungserwägungen ist ausge­
führt: 

"Die Kammer hatsich jedoch nicht entschließen können, 
die Strafesehrerheblich zu mildern . Privilegierungs~ 
grunddes § 31 BtMG ist eine erweiterte tätige Reue, 
die sich in einem umfassenden schonungslosen Geständ­
nis zeigt . Dies ist hier der Fall, soweit der Angekl . 
Taten gestanden hat, an denen auch der t1i tangek I . F. 
beteiligt war. Es erscheint der Kammer aber zweifel~ 
haft, ob der Angekl . nicht darüber hinausg~hende um­
fangreiche Eigengeschäfte verschweigt . Wie schon dar~ 
gelegt, sprechen beachtliche Gründe dafür, daß der 
Angekl . selbst weitere Haschischgeschäfte tätigte. Es 
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senen Tatsachen. nicht von bloßen Vermutungen ausge­
gangen werden, der Grundsatz "im Zweifel für den Ange­
klaoten" ist zu beachten (BGHSt 1, 51, 52; BGH StV 1983, 
456;BGH, Beschl.v . 21".5 . 1980- 3 StR 136/80-; DrehEr/ 
Tröndle, StGB, 42 . A. Rdnr. 17 a. E. zu§ 46 StGB) . 

Das LG hat erörtert , jedoch nicht sicher feststellen 
können, "ob und in welchem Umfang der Angekl . nicht 
nur als Kurierfür Rauschgiftgeschäfte tätig war, son­
dern Eigengeschäfte abgewickelt hat" . 

Wenn die StrK dann aber bei der Strafzumessung diese 
möglichen - nicht bewiesenen - weiteren Geschäfte zu 
seinen Lasten heranzieht, sind nicht sicher festge­
stellte Tatsachen bei der Strafzumessung zum Nachteil 
des Angekl . berücksichtigt . 

Entnommen aus Strafverteidiger, 7 . Jahrgang, Heft 1, 
Seite 20, Januar 1987 

§§ 8 Abs . 1 und Abs . 2, 115 StVoll zG (Verlegung in 
eine andere Justizvoll zugsanstalt) 

1. Die Verlegung eines Strafgefangenen unter Abwei­
chung vom Vollstreckungsplan in eine andere Justiz­
vollzugsanstalt steht nicht im uneingeschränkten 
Ermessen der Vollzugsbehörde. 

2. § 8 Abs. 1 StVollzG eröffnet vielmehr eine Ermes­
sensentscheidung erst bei Vor! iegen besonderer tat­
sächlicher Voraussetzungen. u. a. dann, wenn die 
Behandlung des Gefangenen oder seine Eingliederung 
nach der Entlassung hierdurch gefördert wird 
(§ 8 Abs. 1 Nr. 1 StVollzG). 

3. Das der Justizvollzugsanstalt überantwor tete Rechts­
folgeermessen ("kann") beginnt erst, wenn vorher 
einederinNrn .1und 2des§8Abs. 1 StVollzG aufge­
führten. mit unbesti~~~nten Rechtsbegriffen umschrie­
benen Voraussetzungen festgestellt ist. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Nürnberg vom 3.6. 1986 
- Ws 109/86 -

Entnommen aus Info zum Strafvollzug in Praxis und 
Rechtsprechung. 2. Jahrgang, Heft 19, November 1986 



§§ 61, 115 StVollzG (Erforderlichkeit neuer Brillen­
gläser) 

1. Nach § 61 StVollzG hat ein Gefangener- abgesehen 
von Fällen kurzen Freiheitsentzuges - Anspruch auf 
neue Brillengläser. wenn damit eine körperliche 
Behinderung ausgeglichen wird. 

2. Soll festgestellt werden. ob neue Bri liengläser zum 
Ausgleich einer körperlichen Behinderung notwendig 
sind, bietet es sich an, eine augenfachärztliche 
Stellungnahme einzuholen. Oie Strafvollstreckungs­
kammer darf in einem solchen Falle nicht einfach 
davon ausgehen. daß die hierfür erfordert iche Sach­
l<unde bei einem Optikermeister und dem Anstaltsarzt 
vorhanden sind. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Frankfurt a. M. vom 
20.3 .1986- 3 Ws 26/86 (StVol lz ) -

Gründe: 

Durch den angefochtenen Beschluß ist der Antrag des 
Strafgefangenen, den Leiter der Justizvollzugsanstalt 
Dieburg zu verpflichten, den Antragsteller einem Au ­
genarzt vorzustellen, zurückgewiesen worden. Der Ent­
scheidung liegen u. a. folgende Feststellungen zu­
grunde : 
Der Antragstel ler beantragte im Mai 1985 bei dem An­
staltsarzt der Justizvollzugsanstalt Dieburg eine Un­
tersuchung durch einen Augenfacharzt, weil er die An ­
fertigung einer neuen Brille fü r notwendig erachtete . 
Am 30.5 .1985 wurden bei dem Antragsteller Refraktions­
bestimmungen durch die Optikermeisterin M. vorgenom­
men . Di ese kam zu dem Ergebnis, daß aus medizinischen 
Gründen keine neue Brille erforderlich sei, weil auf 
dem rechten Auge des Antragste llers im cyl indrischen 
Bereich lediglich eine Abwei chung um 0,25 Dioptrien 
feststellbar sei. Dieser Auffassung hat sich auch der 
Anstaltsarzt angeschlossen. 
Gegen den Beschluß der Strafvoll Streckungskammer rich­
tet sich di e fo rm- und fristgerecht eingelegte und in 
gleicher \~eise begründete Rechtsbeschwerde des Antrag ­
stellers . Oie Nachprüfung des angefochtenen Beschlus­
ses ist auch zur Sicherung einer einheitlichen Recht­
sprechung geboten (§ 116 Abs. 1 StVollzG). 

Die somit zulässige Rechtsbeschwerde ist auch begrün­
det. 
Um beurteilen zu können, ob die vom Antragste l ler be­
gehrte Vorstellung bei einem Augenfacharzt zu Recht 
abgelehnt worden ist, reichen die bisher getroffenen 
Feststellungen nicht aus . Gemäß § 61 StVollzG hat ein 
Strafgefangener, abgesehen von kurzem Freiheitsentzug, 
Anspruch auf neue Brillengläser, wenn damit eine kör­
perliche Behinderung ausgeglichen wird. Im vorliegen­
den Fall ist die med izinische Notwendigkeit neuer 
Bri lleng 1 äserbei der festgestellten Oioptrieabwei chung 
von 0,25 im cylindrischen Bereich zwar sowohl von der 
Optikermeisterin als auch von dem Anstaltsarzt ver­
neint worden . 
Oie Richtigkeit dieser Aussagen ist damit jedoch noch 
nicht erwiesen, weil nicht zweifelsfrei davon ausge­
gangen werden kann , daß die hierfür erforderliche 
Sachkunde bei der Optikermeisterin und dem Anstalts ­
arzt vorhanden sind. Oie Strafvollstreckungskammer 
hätte desha lb diese Aussagen nicht ungeprüft ihrer 
Entscheidung zugrunde legen dürfen, sondern sich durch 
vteitere Ermittl ungen von deren Hahrheitsgehalt über­
zeugen müssen (vg l. Calliess/Müller-Dietz, StVollzG , 
3. Aufl., § 115 Rdnr . 2) . Gerade im Bereich der Gesund­
he i t sfürsorge nach den §§ 56 ff . St Vo 11 zG, auf die der 
Gefangene einen Anspruch hat, i st insoweit ein stren-

ger ~1aßstab anzulegen. Im vorliegendenFall hätte sich 
als weitere Ermittlung u. a . die Einholung einer kur­
zen schriftlichen augenfachärzt lichen Stellungnahme 
angeboten . Diese kann auch jetzt noch nachgeholt wer­
den . Von deren Ergebnis wird dann abhängen , ob e in 
Anspruch des Antragstellers auf persönliche Vorstel­
lung bei einem Augenfacharzt zu bejahen ist . 
Die angefochtene Entscheidung kann daher keinen Be­
stand haben . Der Besch 1 uß war daher - mit Ausnahrne der 
~iertfestsetzung - gemäß§ 119 Abs . 4 Satz 1 und 3 
StVollzG aufzuheben und die Sache zur neuen Entschei ­
dung, auch über die Kosten der Rechtsbeschwerde , an 
die Strafvollstreckungskammer zurückzuweisen . 
Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straf­
fälligenhilfe, 35. Jahrgang, Heft 6, Sei t e 382, De­
zember 1986 

§ 69 Abs . 1 und Abs. 2 StVollzG, Art. 5 Abs . 1 und 2 GG 
(Nichtzulassung eines eigenen Fernsehgeräts) 

t. Im Strafvollzug werden eigene Fernsehgeräte "nur 
in begründeten Ausnahmefällen" zugelassen. 

2. Das Grundrecht der Informationsfreiheit wird erst 
dann in seinem Kerngehalt angetastet, wenn die Ge­
samtheit der übrigen in der Anstalt vorhandenen 
allgemeinen Informationsquellen (Hörfunk, Zeitun­
gen und Zeitschriften) etwaige Programmlücken des 
gemeinschaftlichen Fernsehens nicht ausgleichen 
kann. 

3. Begehrt ein Gefangener die Zulassung eines eigenen 
Fernsehgeräts mit der Behauptung, die Anstalt habe 
ihre Verpflichtung aus § 69 Abs. 1 Satz 2 StVollzG 
nicht erfüllt, so muß er in aller Regel sein Recht 
aus § 69 Abs. 1 Satz 2 StVollzG gerichtlich durch­
gesetzt haben, ohne daß im Anschluß hieran eine als 
rechtswidrig festgestellte Praxis innerhalb der An­
stalt in einer zurnutbaren Frist geändert wird. 

4. Ein subjektiv gesteigertes und spezielles Informa­
tionsbedürfnis kann allei n die Annahme eines begrün­
deten Ausnahmefalls nicht rechtfertigen. 

Beschlußdes Oberlandesgerichts Nürnberg vom 14.5.1986 
- Ws 380/86 -

Entnommen aus Info zum Strafvollzug in Praxis und 
Rechtsprechung, 2. Jahrgang , Heft 19, November 1986 

t<LRGTCR. SIE HRBEN 8EHRUPTET, GUT, ICH NEIIME Sie 
DJJSS JEDER Z\./ffTE B ERMTE BE - ZURÜCK UND ER. IILI(RE 
STECHLICH IST WENN .SIE DIESE HIERI'1tT: JEDER. 
VERLEUMDUNG NICHT ZURÜCK ZI.IEITE BERMTE 
MU.SS I Cl/ SIE VERURTEILEN/ IST fv'ICHT BE-

. .STcCHLICH! 
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§ 42 StVollzG (KeJnevorzettlgeanteilige Arbeitsfrei­
stellung) 

1. Der Senat hält an seiner Rechtsprechung fest , wo­
nach eine anteilige Freistellung von der Arbei t s­
vorgabeleistung im Arbeitsjahr durch unverschul ­
dete Fehlzeiten verkürzt wurde. 

2. Nach Wortlaut und Zielset zung des § 42 StVollzG 
konmt j edoch eine vorzei t ige anteilige Freistellung 
von der Arbeitspfl icht nicht in Betracht . 

Beschluß des Oberlandesgerichts Koblenz . vom 25. 7. 1986 
- 2 Vollz (Ws) 62/86-

Griinde: 

Der Betroffene beantragte für März 1986 eine - antei ­
lige - Freistel lung von der Arbeitspflicht , nachdem 
er seit dem Ende seiner letzten Freistellung (bis 31 . 
Mai 1985) eine ihm zugewiesene Tätigkeit ausgeübt 
hatte . Diese wollte er für eine Besuchsüberstellung 
in die Justi zvollzugsanstalt Frankenthai nutzen . Die 
Justizvo l lzugsa~stalt Dietz hat diesen Antrag abge­
lehnt. 
Den hiergegen gerichteten Antrag auf gerichtliche Ent­
scheidung hat die Strafvollstreckungskammer mit dem 
angefochtenen Besch I uß als unbegründet zurückgewiesen . 
Zur Begründung hat sie ausgeführt, daß nach dem Wort­
laut des § 42 StVollzG e1ne- auch nur anteilige 
- Freistellung von der Arbeitspflicht vor Ablauf der 
Wartefrist von einem Jahr nicht möglich sei . 
Hiergegen hat der Betroffene form- und fristgerecht 
die Rechtsbeschwerde erhoben . 
Die Rechtsbeschwerde ist zulässig, weil es geboten 
erscheint, die Nachprüfung des angefochtenen Beschlus­
ses zur Fortbi ldung des Rechts zu ermögl ichen (§ 116 
Abs . 1 StVol lzG) . Es bedarf einer Klärung der Frage, 
ob eine anteilige Freistellung auch schon vor Ablauf 
der Jahresfrist des§ 42 Abs . 1 StVollzG gewährt wer­
den kann . - Die Sache ist auch nicht etwa deshalb ge­
genstandslos geworden, weil der Freistellungsantrag 
für den Monat März 1986 gestel lt worden war ; denn der 
Betroffene begehrt eine entsprechende Regelung offen­
sichtlich auch fpr künftige Besuchsüberstellungen . 
Oie Beschwerde hat jedoch sach l ich keinen Erfolg . 

Der Senat hat sich in seiner Entscheidung vom 24 . 
Januar 1985 - 2 Vollz (Ws) 98/84 = ZfStrVo 1985 S. 252 
eingehendmit der Frage befaßt , w1e § 42 Abs . l StVollzG 
auszulegen ist , wenn der Gefangene im Verlauf eines 
Jahres nicht durchgehend gearbe itet hat , sondern seine · 
Tätigkeitdurch unverschuldete Fehlzeiten unterbrochen 
worden ist . Dabei ist der Senat zu dem Ergebnis ge­
langt , daß in so lchen Fallen die vorgesehene 18-tägige 
Freiste l lung in dem Verhältn is zu kürzen ist , in dem 
auch die vorgesehene Vo l leArbeits le istung im Arbeits­
jahr durch die Fehlzeiten verkürzt wurde . Der Senat 
hält hieran auch gegenüber dem Beschluß des Oberlan­
desgerichts Frankfurt vom 18 . Dezember 1980 - 3 Ws 
372/80 (StVol lz ) - fest , der eine derartige anteilige 
Freistellung als nicht zulässig ansieht und die Mei ­
nung vertritt, daß § 42 StVollzG insoweit einer vom 
Wortlaut abweichenden Auslegung nicht zugänglich sei . 
Inzwischen hat das Bundesverfassungsgericht (NStZ 1984 
S. 572 ) jedoch die Aus legungsfäh igkeit dieser Vor­
schriftjedenfalls in der Frage einer antei l igen Frei ­
stellung von der Arbeitspflicht ausd rücklich für zu­
lässig erklärt . Diese Entscheidung war Ausgangspunkt 
des Senatsbeschlusses vom 24 . Januar 1984 . 
Der oben genannte Besch luß des Senats hat sich jedoch 
nicht mit der aufgeworfenen Frage befaßt, ob eine an­
tetlige, d. h. der bis dahin erbrachten Arbeitsleistung 
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entsprechende Frei stel I ung auch vor Ablauf der Jahrt:s­
frlst ~es§ 42 StVollzG bewilligt werden kann . - § 42 
Abs. 1 StVollzG machtdie Freistellung davon abhängig, 
daß der Gefangene "ein Jahr lang" gearbeitet hat. Die­
ser klare Gesetzeswortlaut ist keiner Auslegung dahin 
zugänglich, daß e1ne- zeitlich entsprechend kürzere 
- Freistellung schon vor Ablauf des Kalenderjahres 
zulässig sei, so etwa, wie vom Betroffenen beantragt, 
schon nach neun Monaten. Die Mög l ichkeit einer Abkür­
zung der einjährigen Frist 1st auch in dem oben ge­
nannten Beschluß des Bundesverfassungsgerichts mit 
keinem Hort angesprochen worden. Dort ging es nur um 
die Frage, ob unter dem Begriff "ein Jahr lang" eine 
uber die Zeltdauer eines Jahres an allen Werktagen 
ununterbrochen ausgeübte Tätigkeit gemeint sei, oder 
ledJgllch ein mit Aufnahme der Tätigkeit beginnendes 
Kalenderjahr (Arbeitsjahr) . Das Bundesverfassungsge­
richt hat 1n diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, 
daß§ 42 StVollzG - von dieser Frage abgesehen- auch 
auslegungsfähig sei, soweit es sich um die Frage han­
delt, wie Fehlzeiten sich aur den Freistellungsanspruch 
auswirken (BVerfGaaO unter Ziffer 3) .- Abgesehen vom 
eindeutigen Wortlaut kommt auch von der Zielsetzung 
dieser Vorschrift her eine Auslegung dahin, daß eine 
vorzeitige anteilige Freistellung möglich sei, nicht 
in Betracht. Dem Gefangenen soll nicht nur nach län­
gerer Arbeitszeit p1e notwendige, seine Arbeitskraft 
erhaltene Regeneration und Entspannung gewährleistet 
werden, es geht auch darum , seine Fähigkeit und Be­
reitschaft zu entwickeln, "sich nach seiner Entlassung 
über eine berufliche Tätigkeit sozial zu integrieren" 
und sich "an aen normalen Arbeitsjahresrhythmus außer­
halb des Vollzugs zu gewöhnen" (BVerfG aaO unter Zif­
fern 2 ö und c) . Diese Erwägung spricht jedenfalls da ­
für, daß der Gefangene auch eine reduzierte Freistel­
lung von der Arbeitspflicht nicht vorzeitig, sondern 
erst nach Ablauf des Arbeitsjahres beanspruchen kann . 
Die Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 121 Abs . 4 
StVollzG, 473 Abs. 1 StPO, 48 a, 13 GKG . 
Entnommen aus Zeit schrift für Strafvollzug und Straf­
fä lligenhil fe, 35 . Jahrgang, Heft 6, Seite 378, De­
zember 1986. 

§ 70 StVollzG (Überlassung von Schreibmaschinenpapier 
an Gefangene) 

a) Die Überlassung von 1.000 Blatt Schreibmaschinen­
papierdurch eine Privatperson an einen Strafgefan­
genen verstößt grundsätzlich nicht gegen § 70 
StVollzG. 

b) Will die Vollzugsbehörde eine ablehnende Entschei­
dung nach S 70 Abs . 2 Nr. 2 StVollzG begründen, muß 
s ie die Gefährdung des Voll zugsziels oder der Si ­
cherheit oder Ordnung der Anstalt mi t konkret en 
Tatsachen belegen. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Celle vom 15 .5. 1986 
- 3 Ws 233/86 -

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straf­
f älligenhilfe , 35. Jahrgang, Heft 6, Seite 382, De­
zember 1986 
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StPO §§ 33, 453 c; StGB §56 f (Kei ne öffentliche Zu­
stellungeiner Widerrufsentscheidung; Vertrauensschutz 
bei Widerruf einer Bewährungsstrafe) 

1. Entscheidungen über den Widerruf der Strafausset ­
zung dürfen wegen des Grundsatzes des rechtlichen 
Gehörs nicht öffentlich zugestellt werden , soweit 
ein Sicherungshaftbefehl erlassen werden kann. 

2. Bei der Frage, ob ein Verurteilter darauf vertrauen 
kann, daß eine vollzogene Bewährungsaussetzung nicht 
mehr widerrufenwird, kOIIIIlt es nicht darauf an. welche 
Justizbehörde für die eingetretene Verzögerung ver­
antwortlich ist. wei 1 dies das bei dem Verurteilten 
eingetretene Vertrauen darauf. daß die Aussetzung 
nicht mehr widerrufen werden würde. nicht berühren 
kann. 

OLG Celle, Beschl. v. 5. 11.1985- 3 Ws 540/85 

Sachverha 1 t: 

Das LG Oldenburg verurteilte den Angekl. zu einer Ge­
samtfreiheitsstrafe, deren Rest nach Vollstreckung von 
mehr a I s 2/3 zur Bewährung ausgesetzt wurde. Durch den 
angefochtenen Beschluß hat die StVK die Aussetzung 
widerrufen . Die Beschwerde führte zum Straferlaß. 

Aus den Gründen: 

1. Oie Beschwerde ist zulässig . Die Frist von einer 
Woche zur Einlegung der sofortigen Beschwerde nach 
§§ 453 Abs . 2 S. 2, 311 Abs . 2 StPO ist nicht versäumt, 
obwohl die angefochtene Entscheidung dem Verurteilten 
am 24.2.1984 öffentlich zugestellt worden ist, die Be­
schwerdeschrift aber erst am 23.9 . 1985 beim LG einge­
gangen ist . Die öffentliche Zustellung ist nämlich 
unwirksam, weil sie nicht angeordnet werden durfte . 
Oie StVK hat bei Erlaß ihrer Entscheidung nicht ge­
wußt, wo der Verurteilte sich aufhielt . Sie hat den 
Widerruf erlassen, ohne daß der Verurteilte vorher zu 
dem Widerrufsgrund hat Stellung nehmen können und zu­
gleich die öffentliche Zustellung ihrer Entscheidung 
angeordnet . Sie hat damit einen Weg der Erledigung des 
Widerrufsverfahrens gewählt, den das Gesetz nur schein­
bar zur Verfügung stellt, der aber tatsächlich nicht 
beschritten werden darf . Anders als bei Verfahrensla­
gen, in denen der Zweck des Gesetzes sonst nicht er­
reicht werden kann und in denen die nachträgliche An­
hörung nach § 33 a StPO den Verfassungsverstoß (Art . 
103 Abs. 1 GG) heilt, haben Widerrufsentscheidungen 
unter Verletzung des rechtlichen Gehörs mit öffentli -

eher Zustellung auszusche iden . Das Widerrufsverfahren 
kann näm I i eh auch durchgeführt werden. ohne den Ver­
urteilten von vornherein auf die nachträg I iche Anhö­
rung zu ve rwei sen . Hierfür stand der StVK die Maßnah­
me des Sicherungshaftbefehls nach § 453 c Abs. 1 StPO 
zur Verfügung . Sie ermöglichte es. den Verurteilten 
vorläufig gefangen zu nehmen, um das Verfahren durch 
Anhörung weiterführen zu können (vgl. OLG Harnburg MDR 
1975, 1042; OLG Koblenz OLGSt S. 5 zu § 453 c StPO, 
OLG Frankfurt StVert 1983, 113; LG München li NJW 
1975, 2307; Senatsentsch. Nds . Rpf! . 1985, 48; v. 14.3. 
1985- 3 Ws 57, 58/85 - ) . 

2 . Oie Beschwerde ist auch begründet. Da die angefoch­
tene Entscheidung, wi e ausgeführt, unter Verl etzung 
einer grundl egenden Verfahrensvorschrift erl assen wor­
den ist, kann sie keinen Bestand haben . Oie nachträg-
1 iche. nach § 33 a StPO erlassene Entscheidung der 
StVK vermag den Mangel nicht zu heilen, denn das LG 
hätte den Widerruf von vornherein nicht unter Verlet­
zung des rechtlichen Gehörs beschließen dürfen . 
Eine Zurückverweisung der Sache wegen des zum Nachtei I 
des Verurteilten vorliegenden schweren Verfahrensfeh­
lers kommt nach § 309 Abs . 2 StPO nicht in Betracht, 
we i I der Senat absch I i eßend zugunsten des Verurte i 1 ten 
entscheiden kann. Oie Strafe ist zu erlassen. Ein Wi ­
derruf der Aussetzung der Vo II streckung kann heute auf 
keinen der in Betracht kommenden Widerrufsgründe mehr 
gestützt werden . Seit dem mit dem 21. 11.1980 ei ngetre­
tenen Ablauf der Bewährungszei t ist so viel Zeit ver­
gangen, daß Rechtsstaatlichkeit und Rechtssicherheit, 
insbesondere der Grundsatz des Vertrauens in den Be­
stand gerichtlicher Entscheidungen , einen Widerruf 
nicht mehr zulassen (vgl . Entscheidung des hiesigen 
1. Strafsenats Nds. Rpfl . 1980, 91) . Hier ist der Wi ­
derruf weit über das zuläss ige Maß hinausgezögert wor­
den; der Verurteilte durfte darauf vertrauen, daß die 
am 21.11.1977 vollzogene Aussetzung nicht mehr wider­
rufen werden würde . 
Oie StVK hat ihren Widerruf darauf gestützt, daß der 
Verurteilte während der Bewährungszeit mehrere Straf­
taten begangen hat . Wegen dreier dieser Straftaten, 
nämlich Betrug in drei Fällen, begangen von April bis 
Juni 1979, hat das SchöG in S. den Verurteilten am 
13 .5. 1981 zu·einer Gesamtfreiheitsstrafe von 2 J . ver­
urteilt . Diese Entscheidung ist am 2.6.1981 rechts­
kräft ig geworden. In dem vorl iegenden Verfahren waren 
StA und StVK allerdings von dieser Verurtei lung nicht 
rechtzeitig unterrichtet worden, so daß es ihnen nicht 
möglich war, das Widerrufsverfahren beizeiten einzu­
leiten und den Verurteilten davon in Kenntnis zu set­
zen . Das Urteil des SchöG S. ist in den eingeholten 
Auskünften des Bundeszentralregisters v. 10 .2 . 1982 und 
v. 16 .3 .1983 noch ni cht enthalten . Es ist der StA bei 
dem LG 0. erst am 21.9 . 1983 zugesandt worden . Es kommt 
indes nicht darauf an, welche Justizbehörde für die 
eingetretene Verzögerung verantwortlieh ist, wei I dies 
das bei dem Verurteilten eingetretene Vertrauen dar­
auf , daß die Aussetzung nicht mehr widerrufen werden 
würde, nicht berühren konnte . Denn der Verurteilte 
stand in der in Betracht kommenden Zeit dem Verfahren 
zur Verfügung . Seine Anschrift war dem im Rahmen der 
Führungsaufsicht tätigen Bewährungshelfer noch während 
der ersten Hälfte des Jahres 1983 bekannt. 

Mitgeteilt von RiOLG Bernd Volckart, Celle 

Anm . d . Red .: Vgl . f erner Burmann, Zur Paral lelität 
vorläufiger Freiheitsentziehung im Erkenntnis- u. Wi­
derrufsverfahren StV 1985, 80 . Ferner OLG Celle StV 
1985. 495 . 

Entnommen aus Strafverteidiger . 7. Jahrgang, Heft 1, 
Seite 30, Januar 1987 

' der lichtblick' ~.., 



lm Januar 1987 teilte uns ein Ge­
fangener der ]VA Landsberg mit, daß 
ihm die zugesandten Lichtblicke nicht 
ausgehändigt worden sind. Daraufhin 
haben wir uns an den Anstaltslei­
ter der JVA-Landsberg gewandt und 
wegen der Nichtaushändigung um ei­
nen beschwerdefähigen Bescheid 
gebeten. 

Zwei Wochen später teilte uns der 
Insasse von Landsberg mit, daß ihm 
der stellvertretende Anstaltsleiter 
die Zurhabenahme begrUndet hat. So 
sei der Lichtblick vom Dezember 
nicht ausgehändigt worden, weil auf 
dem Titelblatt ein Weihnachtsmann 
einen Beamten verprUgelt. Darin sah 
der 2. Anstaltsleiter eine Verun­
glimpfung seiner Beamten. Nach 
seiner Meinung würden sich die 
Beamten der JVA-Landsberg korrekt 
verhalten. 

Außerdem wurde bemängelt die 
Zeichnung vom peitschenschwingen­
den Vollzugsbeamten, die Figur in 
Richterrobe, die den Morgenstern hält 
und der Artikel Freitod im Knast. 
Die Karikaturen wurden als bös­
willig empfunden, und der Artikel 
Freitod im Knast träfe auf Landsberg 
nicht zu, weil man sich dort bemühe, 
Selbsttötungen zu verhindern. 

Schließlich sei auch der Lichtblick 
im Abdrucken von Gerichtsentschei­
dungen zu einseitig, kritisierte der 
Vertreter des Anstaltsleiters. Wir 
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Korrektheit 
auf bayrisch 

würden immer nur posltwe Urteile für 
Gefangene abdrucken, dabei wären 
die negativen Entscheidungen doch in 
der Uberzahl. Alles das würde 
eindeutig beweisen, daß der Licht­
blick einseitig in der Berichter­
stattung ist. 

Kurt Tucholsky hat einmal geschrie­
ben, die sich angesprochen fühlen, 
sind gemeint! Wer eine satirische 
Zeichnung zum Anlaß nimmt, auf die 
Korrektheit "seiner" Beamten hinzu­
weisen, dem fehlt entweder jeder Hu­
mor, oder er hat ein schlechtes Ge­
wissen. Von den Beamten der ]VA-Te­
gel fühlte sich jedenfalls keiner (es 
hat sich bei uns niemand beschwert) 
beleidigt. 

Auch über den peitschenschwingen­
den Vollzugsbeamten (Originalzitat) 
beschwerte sich hier keiner. Satire 
wird wohl von den "Preussen" bes­
ser verstanden als im Süden. Trotz 
Richter mit Morgenstern fühlen sich 
die Richter nicht beleidigt, und so­
gar ehrwürdige Kammerpräsidenten 
konnten sich ein Schmunzeln nicht 
verkneifen. 

Anders der bayrische Strafvollzug, da 
wird alles mit dem gehörigen Ernst 
und der nötigen Korrektheit gesehen. 
Sollte man jedenfalls meinen. Aber 
weit gefehlt, bis zum heutigen Tage 
hat der Anstaltsleiter von Lands­
berg nicht auf unseren Brief vom 
13.01.1987 geantwortet. Dazu reicht 

dann wohl die Korrektheit der zu­
ständigen Beamten nicht aus. 

Wir haben noch einmal an die Beant­
wortung unseres Schreibens erin­
nert und eine Nachfrist von sieben 
Tagen gesetzt. Auch diese Frist ist 
verstrichen, und bis zum heutigen 
Posteingang war kein Schreiben mit 
einem Bescheid aus Landsberg dabei. 

Nun werden wir uns beim Justizmi­
nister in Bayern beschweren. Aus 
gewohnt trliber Quelle haben wir 
erfahren, daß unser Brief in Lands­
berg eintraf und auch Aktivitäten 
ausgelöst hat. Vielleicht sind aber 
auch die korrekten bayrischen Beam­
ten überfordert und können nicht so 
schnell tätig werden. 

Auf jeden Fall wird aber der Justiz­
minister zumindestens den Eingang 
unseres Schreibens bestätigen. Even­
tuell wollen die Herren in Landsberg 
aber auch auf die Änderung des 
Strafvollzugsgesetzes warten, denn 
dann sollen auch Zeitungen generell 
verboten werden können, wenn sie 
"regelmäßig" das Vollzugsziel oder 
"Sicherheit und Ordnung" in der An­
stalt gefährden. 

Meinungsfreiheit ist garantiert im 
Grundgesetz und bedeutet nicht etwa 
"frei von eigener Meinung"! Aber 
wenn man schon in Bayern von Kor­
rektheit spricht, sollte man auch 
danach handeln. Wir warten weiter 
auf eine Antwort. 

-gäh-
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Franz Schneekluth Verlag 
\\lidenmayerstr. 3L 
8000 München 22 

Michael Kleeberg 

Der saubere Tod 

] ohann Ritter kommt nach Berlin , um 
reich zu \verden. Er meint, mit Ar­
beit kann so etwas nicht erreicht 
\verden. Also verkauft er Orogen und 
sich selbst. 

Michael Kleeberg beschreibt in die­
sem Buch das Leben in den acht­
ziger Jahren in Berlin. Das gelingt 
ihm spannend und unterhaltend. Wer 
Spannung mit Zeitkolorit liebt. sollte 
diesen Roman nicht versäumen. 

C. Bertelsmann Verlag 
Neumarkter Str. 18 
8000 München 80 

Kurt Vonnegut 

Galapagos 

- gäh-

Eine moderne Arche Noah macht im 
letzten Moment in Ecuador los und 
bringt die letzten fruchtbaren Frau­
en nach den Galapagosinseln. Eine 
unbekannte Bakterienart macht alle 
Frauen unfruchtbar, und der Mensch­
heit droht das Aussterben. 

Durch eine Verkettung von Umstän­
den entrinnen einige Frauen diesen 

Bakterien und machen sich nun nach 
den Galapagosinseln auf. um dort 
eine neue menschliche Kolonie zu 
gründen. 

Be\vundernswert sind die vielen Ein­
fälle des Buchautors. Das Buch bie­
tet viele Überraschungen. 

Kiepenhauer & Wirsch Verlag 
Rondorfer Str. 5 
5000 Köln 51 

Gabriel Garcia Marquez 

-gäh-

Di.e Liebe in den Zeiten der Chole ra 

51 Jahre . 9 i\lonate und vier Tage 
\vartet Florentino Ariza auf Fermina 
Daza. Als l8jähriger hat er sich un­
sterblich in sie verliebt und über 50 
Jahre später. nach dem Tod des Ehe­
mannes, erfüllt sich diese Liebe . 

Am Abend der Beerdigung des Mannes 
von Femina Daza gesreht er ihr seine 
Liebe und \vird erhört. Er fährt mir 
ihr auf einem Dampfer der Karibi­
schen Flußschiffahrtsgesellschaft den 
Magdalenenstrom hinauf. Um völlig 
ungestört zu sein, hissen sie die 
gelbe Cholerafiagge. 

Dieses Buch ist im Moment die Nr. 1 
auf der- Bestsellerliste und sicher­
lich zu Recht. Nichts auf dieser \1/elt 
ist sch"'rieriger als die Liebe . sagt 
der Autor dieses Buches. Aber was 
so alles um die Liebe geschieht, 
macht dieses Buch besonders lesens­
wert. 

-gäh-

(;abriel (iarcia 'larquez 
Die Liebe in den Zeiten, 

o der Cholern · 
~~.,_-·· . ··. , _Ä . . . . - . 
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Roman I Kieptnhcner & \\ II\ eh 

krit 
Franz Schneekluth Verlag, 
\~idenmayerstr. 34 
8000 München 22 

Hans Blickensdörfer 

Champagner im Samowar 

Wer träumt nicht von einem Lotto­
gewmn? Daß so ein unverhoffter 
Geldsegen durchaus auch Sch\vierig­
keiten bringt , beschreibt sehr lustig 
Hans Blickensdörfer. 

.J' 

von H:tm Blicken;d(_irt_!! 

( 

Gisbert Tischbein ge\vinnt eineinhalb 
Millionen mi t einem Sechser im Lotto. 
Da Gisbert ein braver Schwabe mit 
Häuschen und Garten ist, \virft ihn 
das nicht gleich um. Dafür aber sei­
ne Frau Sonja . Sie \vird "wach" und 
\\rill nun auch am "großen" Leben 
teilhaben. Also fährt sie nach St. 
Trope z und selbstve rständlich ohne 
Gisbert. lhre Erlebnisse und Erobe­
rungen muß man selber lesen - sie 
sind köstlich. 

Aber nun zu Gisbert Tischbein, er ist 
verärgert i.iber den Ausbruch seiner 
Frau und beschließt nun eine Reise 
nach Rußland. Seine Eroberungen 
stehen an Komik denen seiner Frau 
nicht nach. Innerlich reibt man sich 
die Hände und freut sich über das 
Pech des Gisbert. A Ueine der Kauf 
einer "echten" alten Ikone von 
einem Schwarzhändler und der ver­
suchte Schmuggel durch den Zoll 
'"urde den Kauf dieses Buches recht­
fertigen. 

Ein Buch zum Schmunzeln und Lachen 
und zur Unterhaltung. \'/er das 
Lachen vergessen hat , kann es hier 
wieder lernen. 

- gäh-

'der l i chtblick' 39 
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Nachdruck von der D.A.H. ausdrücklich erwünscht. 

Im Auftrag 

Deutsche 
AIDS-Hilfe eY. 

von Andreas Bleckmann 
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